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Martin Spiewak

Wettbewerb lebt von Unterschieden

Selten war eine politische Botschaft so unglaub-
würdig, ihre Lancierung so chaotisch und die Mar-
keting-Verpackung so albern wie der Appell der
SPD-Spitze Anfang dieses Jahres, Deutschland
brauche Spitzenuniversitäten, die sich mit Harvard
und Stanford messen können. Heute, ein halbes
Jahr später, muss man anfügen: Kaum eine Bot-
schaft war zugleich so richtig und hilfreich.

Als führende Sozialdemokraten die Öffentlichkeit
zu Jahresbeginn mit der Forderung nach deut-
schen Elitehochschulen überraschten, erinnerte
man sich, dass es die sozialdemokratisch geführte
Regierung gewesen war, die kurz zuvor die Mittel
für die Forschungsförderung gekürzt hatte. Man
wunderte sich darüber, dass die eigentlich Verant-
wortliche, Bildungsministerin Edelgard Bulmahn,
in die PR-Aktion nicht eingeweiht war, und
machte sich lustig über den nachgeschobenen Slo-
gan „Brain up. Deutschland sucht seine Spitzen-
universitäten.“ Doch schnell meldeten sich erste
Kandidaten für den Titel, und es dauert nicht
lange, bis sich eine Debatte über Anspruch und
Qualität der Hochschulen entspann, wie sie
Deutschland lange nicht mehr erlebt hatte.

Das Plädoyer an sich war schon bemerkenswert,
aus dem Munde von Sozialdemokraten geradezu
sensationell. Fordert die SPD doch, was die Kul-
tusminister – allen voran die sozialdemokratischen
– und Dutzende von Paragraphen bis heute verhin-
dern: einen wirklichen Wettbewerb zwischen den
Universitäten und die Herausbildung eines diffe-
renzierten Hochschulsystems. Zwar feiert man
hierzulande die Helden aus Sport, Kultur oder
Wirtschaft, wo die Bestenauslese mit Hingabe
gepflegt wird. In der Ausbildung der Geisteselite
hatte Spitzenförderung aber bislang nur wenige
Anhänger. An den Universitäten regiert die
Gleichmacherei mit Beamtengesetzen, Bundesan-
gestelltentarif und Kapazitätsverordnungen.

Das Gleichmaß hat Vorteile. Ein Studienabschluss
in Flensburg ist offiziell genauso viel wert wie
einer in Konstanz. Jeder deutsche Universitätspro-
fessor darf sich als Spitzenforscher fühlen – und
jede Hochschule die heilige Einheit von Lehre und
Forschung beschwören. Im internationalen Ver-
gleich jedoch ebnete die verordnete Egalität den
Universitäten den Weg in die Mittelmäßigkeit.

Insofern ist die Analyse der selbst ernannten Bil-
dungsvordenker der SPD richtig: Keine einzige
deutsche Hochschule kann im Wettbewerb mit
den amerikanischen Spitzenuniversitäten von
Berkeley bis Yale bestehen. Auch wenn einzelne
Professoren oder Fachbereiche international zur
Champions League gehören: Selbst innerhalb
Europas gehören die deutschen Universitäten
kaum noch zur Spitze. Als die renommierte Jiao-
Tong-Universität in Shanghai kürzlich anhand der
Veröffentlichungen in internationalen Fachzeit-
schriften eine Weltrangliste der Universitäten
erstellte, da tauchte die erste deutsche Hochschule
– die Ludwig-Maximilians-Universität München –
im europäischen Vergleich erst auf Platz zehn auf,
im internationalen Ranking reichte es gerade für
Position 48. Angesichts dieser Realitäten gleicht
die Idee, ein deutsches Harvard zu errichten, dem
Vorschlag, einen volkseigenen Betrieb in ein mul-
tinationales Hightech-Unternehmen zu verwan-
deln.

Dennoch sollte man die Absichtserklärungen nicht
gleich als vollmundig abtun. Vielmehr bieten sie
einen Anlass, um darüber nachzudenken, wie
deutsche Universitäten näher an die Weltspitze
geführt werden können. Bei null muss man nicht
anfangen. Weitgehend unbemerkt von der breiten
Öffentlichkeit haben sich Politiker, Rektoren und
Professoren darangemacht, der deutschen Wissen-
schaft ein modernes Gesicht zu geben. Sie nutzen
das erweiterte Recht, ihre Studenten selbst auszu-
suchen. Sie lassen Seminare und Vorlesungen
bewerten und bezahlen ihre Hochschullehrer ver-
stärkt nach Leistung. Vergleicht man die wichtigs-
ten Schauplätze der Großbaustelle Deutschland –
Bildung, Gesundheitswesen, Rentensysteme –,
dann zeichnen sich die Hochschulen als der
reformfreudigste Sektor aus. Ein Indikator dafür
ist die zunehmende Autonomie der Universität.
Alle Bundesländer sind dabei, neue Hochschulge-
setze zu erlassen, und jeder Wissenschaftsminister
wirbt damit, dass gerade seine Regelung den
Hochschulen die größte Freiheit zugesteht.

Allerdings sind noch längst nicht alle Neuerungen
akademisches Allgemeingut. Sie beschränken sich
auf einzelne Universitäten oder Fachbereiche. Oft
sind es nur Modellversuche und Experimentier-
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klauseln, welche die erstarrten Strukturen aufbre-
chen. Andere Spielräume wiederum werden von
den Universitäten nur zögerlich genutzt. Denn die
große Koalition der Reformgegner existiert noch:
Professoren, welche die Freiheit der Wissenschaft
verwechseln mit der lebenslangen Garantie, nie-
mandem Rechenschaft ablegen zu müssen; Politi-
ker, die meinen, alles müsse sich ändern, nur dürfe
es keinen Cent kosten; Studenten, die mit der Res-
source Bildung so unbekümmert umgehen, als
wäre sie Salz im Meer.

Sie alle verkennen, dass sich die Aufgaben der
Hochschulen geändert haben. Aus Universitäten
für eine kleine Wissenselite wie noch in den sechzi-
ger Jahren sind Bildungsfabriken entstanden, aus
kleinen überschaubaren Apparaten aufgeblasene
Verwaltungen. Und Wissenschaft ist teurer gewor-
den, globaler, kompetitiver und schneller als
früher. Möchten die deutschen Universitäten
in die Spitzengruppe aufschließen, muss Deutsch-
land Abschied nehmen von lieb gewonnenen Illu-
sionen.

Die Illusion der Selbstverwaltung: Ein 40 000-
Mann-Betrieb kann nicht mehr von Verwaltungs-
laien mit einem Frühstücksdirektor an der Spitze
geführt werden. Die Selbststeuerung der Hoch-
schulen nach innen und außen hat versagt. Die
Hochschulen brauchen eine professionelle Steue-
rung mit klaren Kompetenzen und persönlicher
Rechenschaftspflicht – vom Uni-Präsidenten bis
zum Professor. Amerikanische Hochschulen arbei-
ten, was Verwaltung, Personalentwicklung, Finan-
zierung und Erfolgskontrolle betrifft, ähnlich wie
Unternehmen. Das muss – anders als in Deutsch-
land stets befürchtet – nicht bedeuten, alle uni-
versitären Aktivitäten auf eine ökonomische Ver-
wertbarkeit zu trimmen. Im Gegenteil: An gut
gemanagten Spitzenuniversitäten genießen Wis-
senschaftler mehr Freiraum in der Forschung als
an deutschen Hochschulen, die vielerorts noch
immer wie eine Mischung aus Behörde und selbst
verwalteter Wohngemeinschaft funktionieren. Ge-
meinsam ermöglichen die weitgehende Freiheit
von staatlichen Einflüssen und eine gute Führung
nach innen den Hochschulen, schnell auf For-
schungstrends zu reagieren und ihre Strukturen
neuen wissenschaftlichen Erfordernissen anzupas-
sen.

Die Illusion der Kostenfreiheit: Wissenschaft ist ein
kostbares Gut. Wer Spitzenforscher nach Deutsch-
land locken will, muss ihnen Spitzengehälter zah-
len. Eine amerikanische Staatsuniversität wie die
Pennsylvania State University darf allein für die
Forschung jedes Jahr 430 Millionen US-Dollar

ausgeben. Das ist fast so viel, wie der in der Größe
vergleichbaren Berliner Humboldt-Universität als
Gesamtbudget zur Verfügung steht. Auch gute
Lehre und Betreuung sind teuer. In Deutschland
jedoch zahlt (fast) nur der Staat für die höhere Bil-
dung – und muss sparen. Wenn die deutschen
Hochschulen konkurrenzfähig werden wollen,
müssen deshalb in Zukunft auch Studenten wie
private Sponsoren ihren Beitrag leisten.

Es ist jedoch eine Illusion zu glauben, die nun in
der Diskussion stehenden Studentenbeiträge wür-
den an der Finanznot der Hochschulen viel
ändern. Verlangten die Universitäten 1 000 Euro
Gebühren pro Semester, kämen – Verwaltungs-
kosten und Stipendien für Bedürftige abgezogen –
eine Milliarde Euro im Jahr zusammen. Das ist zu
wenig, um das System zu sanieren oder gar den
finanzstarken Privatuniversitäten im Ausland
Konkurrenz zu machen. Ganz abgesehen von der
Gefahr, dass der Staat die Gebühren einzieht, um
anderswo Löcher im Etat zu stopfen. Solche
Beträge erhöhen in erster Linie den Wert des Stu-
diums bei den Studenten, sie vergrößern das Inte-
resse an der Lehre und verkürzen die Studien-
zeiten.

Zudem müssen die deutschen Hochschulen zuneh-
mend andere private Finanzquellen erschließen:
etwa bei Wirtschaftsunternehmen, Stiftungen und
ehemaligen Studenten. In den USA sind die
Alumni Teil der Hochschule, als Berater und Mit-
glieder im Hochschulrat (Board of Trustees), als
Zielgruppe für Veranstaltungen und wichtigste pri-
vate Geldgeber. Deutsche Universitäten dagegen
beginnen nun sehr langsam und ohne nennens-
werte Mittel gerade damit, die Namen und Adres-
sen ihrer Ehemaligen zu erfassen. So aber wird es
Jahre dauern, bis sie über die Professionalität und
den Apparat verfügen, mit denen amerikanische
Universitäten um die Sympathie und das Geld
ihrer Alumni buhlen. Immerhin – auch auf diesem
Feld bewegt sich etwas.

Die Illusion des freien Zugangs: Deutsche Hoch-
schulen dürfen nur einen Teil ihrer Bewerber
selbst aussuchen, und viele nehmen dieses Recht
noch nicht einmal wahr. Das Verhältnis zwischen
Universität und Student ist deshalb von Beginn an
durch Gleichgültigkeit und Anonymität gekenn-
zeichnet. So bezeichnet sich nach Befragungen
des HIS Hochschul-Informations-Systems nur ein
Drittel der Studienanfänger über ihr zukünftiges
Fach als „mindestens gut informiert“. Ein Drittel
weiß dagegen so gut wie gar nichts darüber, wie
das Studium organisiert ist und welche Fähigkeiten
sie dafür mitbringen müssen.
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Ohne ein vollständiges Auswahlrecht der Hoch-
schulen wird sich an diesem Nicht-Verhältnis zwi-
schen Hochschule und Student nichts ändern, wird
niemals ein echter Wettbewerb um die besten
Abiturienten stattfinden. Bislang verhindert ein
Urteil des Bundesverfassungsgerichts eine solche
Selbstauswahl durch die Universitäten. Abgeleitet
von der Berufsfreiheit sprach es 1972 praktisch
allen Bürgern mit Abitur Anspruch auf einen Stu-
dienplatz eigener Wahl zu. Da der Staat bei der
Hochschulbildung ein Monopol besitzt, muss er
dafür sorgen, dass der Einzelne diesen Anspruch
auch einlösen kann. Er tut dies, indem er die Uni-
versitäten verpflichtet, eine vorgegebene Zahl von
Studenten aufzunehmen – auch wenn die Kapazi-
täten fehlen. Seit den siebziger Jahren haben sich
die Bedingungen des Studiums jedoch grundle-
gend gewandelt: 1972 machten gerade einmal 13
Prozent der Schüler Abitur, heute sind es dreimal
so viele; das Abitur hat heute nicht mehr densel-
ben Wert wie damals und vor allem nicht mehr
dieselbe Verlässlichkeit, wie die Pisa-Studie ge-
zeigt hat. Deshalb ist das Urteil des Verfassungs-
gerichts überholt.

Illusion der Gleichheit: Bislang beruht das deut-
sche Hochschulwesen noch immer weitgehend auf
egalitären Prinzipien. Die Unterscheidung zwi-
schen Fachhochschulen und Universitäten ist die
einzige bedeutende Differenzierung, die das Hoch-
schulrecht zulässt. Wettbewerb jedoch lebt von
Unterschieden. Die Vorstellung, zwei Millionen
Studenten eine ähnlich geartete Ausbildung
zukommen zu lassen, ist nicht mehr zeitgemäß.

Dies gilt auch für das Prinzip, dass jeder Professor
so gut lehren und forschen kann wie sein Kollege.
Wenn Deutschland also Universitäten will, die
international konkurrenzfähig sind, dann sollte es
sich zur Ungleichheit bekennen: Ungleichheit zwi-
schen Hochschulen, Fakultäten, Professoren und
Studenten. So müssen nicht alle Studenten die
Einheit von Forschung und Lehre genießen, wie
sie Humboldt einst als Idealbild formulierte.
Weder ist es unbedingt sinnvoll, dass alle Universi-
täten ein Studium in jedem Fach anbieten, noch
muss jeder Professor ein großer Forscher sein. Ein
guter Lehrer tut es auch, und er sollte entspre-
chend mehr Stunden unterrichten.

Gebraucht werden unterschiedliche Angebote, die
miteinander im Wettbewerb stehen: Universitäten,
an denen Studenten und Professoren auf höchstem
Niveau forschen, und andere, die sich stärker auf
Ausbildung und Lehre konzentrieren; Hochschu-
len, die auf dem Weltmarkt konkurrieren, und sol-
che, die ihre Region bedienen.

Insofern war der Grundgedanke der Bundesregie-
rung richtig: in einem Wettbewerb die besten Kon-
zepte auszumachen, wie deutsche Hochschulen an
die Weltspitze gelangen wollen, und diese mit
zusätzlichem Geld auszustatten. Ebenso sinnvoll
war der Vorschlag der Länder, nicht nur einzelne
Hochschulen, sondern auch hervorragende Fach-
bereiche und „Kompetenzcluster“ zu belohnen.
Beide Ideen können sich nun ergänzen. Mehr als
ein Anfang sind sie jedoch nicht.
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Barbara M. Kehm

Hochschulen in Deutschland
Entwicklung, Probleme und Perspektiven

Gründung, Blütezeit und
Niedergang

Die deutschen Universitäten vor 1800

Die deutsche Universitätsgeschichte hat ihre Wur-
zeln in der mittelalterlichen Entwicklung der euro-
päischen Hochschule nach dem Modell von Paris
und Bologna, lange bevor die ersten europäischen
Nationalstaaten gegründet wurden. Bereits die
Universitäten des Mittelalters hatten das Recht,
ihre inneren Angelegenheiten selbst zu regeln und
akademische Grade zu verleihen. Obwohl bereits
früh eine Gliederung in niedere Fakultäten (artes
liberales) und höhere Fakultäten (Theologie,
Medizin, Jura) erfolgte, umfasste die Ausbildung
der Studierenden das gesamte verfügbare Wissen
der jeweiligen Zeit. Der erfolgreiche Abschluss
der niederen Artistenfakultät war Voraussetzung
für das Studium an einer der drei höheren Fakultä-
ten. Mobilität von Studierenden und Lehrenden,
die an der jeweiligen Universität eine Gemein-
schaft bildeten, war die Regel, ebenso die Aner-
kennung der an einer anderen europäischen Uni-
versität erworbenen akademischen Grade.1 Die
Studierenden bezahlten Hörgelder an ihre Profes-
soren. Die Vorlesungen und Seminare wurden in
lateinischer Sprache abgehalten. Die ersten deut-
schen Universitäten wurden im späten 14. und zu
Beginn des 15. Jahrhunderts gegründet. Die älteste
ist die Universität Heidelberg, die im Jahr 1986 ihr
600-jähriges Bestehen feierte.

Die meisten Universitäten des Spätmittelalters
waren klein. Die Fakultäten hatten zwei oder drei
Professoren, und es gab zwischen 100 und 200 Stu-
dierende pro Universität, manchmal weniger. Um
1500 gab es an den Universitäten der deutschen
Staaten und Fürstentümer etwa 3 000 Studenten.
Es studierten ausschließlich Männer, denn die
Zulassung zum Universitätsstudium konnten sich

Frauen erst im 20. Jahrhundert erkämpfen. Um
1700 existierten etwa 40 Universitäten mit ca.
8 000 Studenten in Deutschland.

Deutschland als Wissenschaftsnation
im 19. Jahrhundert

Die Gründung der Universität Berlin durch den
damaligen preußischen Sektionsdirektor für Kul-
tus und Unterricht im Innenministerium, Wilhelm
von Humboldt, im Jahr 1810 war für das deutsche
Hochschulsystem von entscheidender Bedeutung.
In seiner von 1810 datierenden Denkschrift „Über
die innere und äußere Organisation der höheren
wissenschaftlichen Anstalten in Berlin“2 entwi-
ckelte Humboldt ein Universitätsideal, mit dem
das deutsche Hochschulsystem noch heute welt-
weit identifiziert wird – selbst wenn viele Experten
meinen, weder Humboldt selbst noch anderen sei
es je gelungen, dieses Ideal umzusetzen. Doch die
Grundprinzipien der Denkschrift haben für die
Verfasstheit der deutschen Hochschulen auch
heute noch Gültigkeit: die Einheit von Forschung
und Lehre, die Freiheit der Wissenschaft im Sinne
ihrer Unabhängigkeit von unmittelbaren politi-
schen oder gesellschaftlichen Verwertungsinteres-
sen, die Einheit der Wissenschaft unter dem Dach
der Universität, die Bildung durch Wissenschaft,
die Oberaufsicht des Staates und seine Alimentie-
rung der Universitäten ergänzt durch das Recht
der Universitäten, ihre inneren und akademischen
Angelegenheiten selbst zu regeln. Insbesondere
betonte die Denkschrift aber, dass Forschung und
forschendes Lernen die nie abzuschließende Suche
nach Wahrheit sei, die aber dennoch unablässig
verfolgt werden müsse.

Wenn heute viel und gern von „Hochschulmarke-
ting“ die Rede ist, so kann man sagen, dass das
Humboldt’sche Universitätsmodell ein „Export-
schlager“ gewesen ist. Die Hochschulsysteme Mit-
tel-, Ost- und Nordeuropas – mit Ausnahme des
angelsächsischen – adaptierten dieses Modell für
die in ihrem Land entstehenden Systeme, ebenso

1 Vgl. Thomas Ellwein, Die deutsche Universität. Vom
Mittelalter bis zur Gegenwart, Königstein/T. 1985; Rudolf
Stichweh, Der frühmoderne Staat und die europäische Uni-
versität, Frankfurt/M. 1991.

2 Vgl. Wilhelm von Humboldt, Schriften zur Politik und
zum Bildungswesen, in: Werke, Bd. 4, hrsg. v. Andreas Flitner
und Klaus Geil, Stuttgart 19934, S. 255 ff.
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die Vereinigten Staaten von Amerika für ihre Gra-
duiertenausbildung, auch wenn das dortige System
sich im Laufe der Zeit in eine andere Richtung
entwickelte. Das napoleonische Frankreich bildete
ein eigenes Universitätssystem aus, das Pate für
die südeuropäischen Systeme wurde.

Die Zahl der Professoren und Studierenden stieg
im Verlauf des 19. Jahrhunderts kontinuierlich an.
Dennoch blieb es bei der Ordinarienuniversität,
die eine Eliteeinrichtung war. Getragen von deut-
schem Idealismus erblühten die Wissenschaften,
und eine Reihe wichtiger Erfindungen wurden
gemacht.3

Universitäten im Nationalsozialismus

In der Zeit des Nationalsozialismus (1933–1945)
spielten die deutschen Hochschulen eine unrühm-
liche Rolle, indem sie weitgehend der Ideologie
des Nationalsozialismus folgten. Viele Lehrende
und Studierende, insbesondere jüdischer Her-
kunft, wurden gezwungen, die Hochschulen zu ver-
lassen. Die Zulassung von Frauen zum Studium
wurde eingeschränkt. Zwischen 1933 und 1938,
also in einem Zeitraum von nur fünf Jahren zwi-
schen der nationalsozialistischen Machtergreifung
bis kurz vor dem Ausbruch des Zweiten Welt-
kriegs, reduzierte sich die Zahl der Studierenden
um die Hälfte, von 121 000 (1933) auf 56 000
(1938).4

Einige der besten Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler emigrierten, viele von ihnen in die
USA. Die Folgen für die Forschung sind bis heute
kaum zu bewerten. Insbesondere in den Natur-
und Sozialwissenschaften verlor Deutschland seine
Position als eine der führenden Wissenschaftsna-
tionen, die es noch bis zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts innegehabt hatte.

Hochschule, Staat und Gesellschaft
nach 1945

Hochschulentwicklung
in der Bundesrepublik Deutschland

Die westdeutsche Hochschulpolitik der unmittel-
baren Nachkriegszeit – noch unter der Kontrolle
der westlichen Alliierten (Großbritannien, Frank-

reich, USA) – bestand im Wesentlichen aus der
Rekonstruktion der zerstörten Gebäude und Anla-
gen einerseits und der Entnazifizierung und Ansät-
zen zur „Re-Education“ andererseits. In West-
deutschland herrschte die Sicht vor, dass das
deutsche Hochschulsystem vor 1933 „im Kern
gesund“ gewesen sei und, anknüpfend an die
Humboldt’sche Universitätsidee, wiederhergestellt
werden sollte. Mit der Gründung der Bundes-
republik Deutschland im Jahr 1949 wurde der Kul-
tur- und Bildungsföderalismus entsprechend der
Tradition der Weimarer Republik (1918–1933)
wiederhergestellt. 16 Universitäten und neun
Technische Universitäten wurden zum Ausgangs-
punkt der Nachkriegsentwicklung des westdeut-
schen Hochschulsystems. Die dann folgenden Ent-
wicklungen bis zum Jahr 1989 können in fünf
Phasen aufgeteilt werden:5

(a) Die fünfziger Jahre waren eine Phase der
„dezentralisierten Rekonstruktion“ entspre-
chend den traditionellen föderalen Prinzipien.
Es gab jedoch auch ein wachsendes Interesse
an einer übergreifenden Koordinierung der
Bildungspolitik der Länder. Bereits 1948 war
die „Ständige Konferenz der Kultusminister
der Länder“ in den Westzonen gegründet wor-
den, u. a. mit dem Ziel, ein gewisses Maß an
Homogenität im westdeutschen Hochschulsys-
tem zu sichern. 1955 wurde das spätere Bun-
desministerium für Bildung und Wissenschaft
als „Bundesministerium für Atomfragen“ ein-
gerichtet, hatte aber zunächst noch keine
Kompetenzen im Bildungsbereich. 1957 er-
folgte schließlich die Gründung des „Wissen-
schaftsrats“, dem Vertreter der Länder, des
Bundes und des öffentlichen Lebens ange-
hören und der bis heute Empfehlungen zur
quantitativen, strukturellen und funktiona-
len Entwicklung des Hochschulwesens in
Deutschland erarbeitet.

(b) Die Phase der „systemumfassenden Initiati-
ven“ in den frühen und mittleren sechziger
Jahren war gekennzeichnet durch die Grün-
dung einer Reihe von neuen Hochschulen und
die Expansion der bestehenden Hochschulein-
richtungen. Nach dem „Sputnik-Schock“6 und

3 Vgl. T. Ellwein (Anm. 1), S. 131 f.
4 Vgl. Hansgert Peisert/Gerhild Framheim, Higher Educa-
tion in Germany (Bundesministerium für Bildung und Wis-
senschaft), Bonn 1994, S. 5.

5 Vgl. ebd.; Barbara Kehm, Higher Education in Germany.
Developments, Problems and Perspectives (CEPES-UNES-
CO und Institut für Hochschulforschung Wittenberg), Buka-
rest 1999.
6 „Sputnik-Schock“ ist der Schlüsselbegriff für den verloren
geglaubten technologischen Wettbewerb der westlichen In-
dustrieländer um die Vorherrschaft im All, nachdem es der
UdSSR 1957 gelungen war, erstmalig eine Rakete („Sput-
nik“) in eine Erdumlaufbahn zu bringen.
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Pichts Essay über die „deutsche Bildungskata-
strophe“7 setzte die westdeutsche Gesellschaft
auf die Ausschöpfung der Begabungsreserven
und damit auf eine Erhöhung der Anzahl der
Hochschulabsolventinnen und –absolventen,
um zukünftiges wirtschaftliches Wachstum zu
sichern. Innerhalb von zehn Jahren verdoppel-
ten sich die Studierendenzahlen, die Zahl der
Professoren stieg um mehr als das Doppelte,
und die Zahl des nichtprofessoralen akademi-
schen Personals verdreifachte sich. Es wurden
Anstrengungen zur Herstellung von Chancen-
gleichheit der Geschlechter im Bildungsbe-
reich unternommen, und es wurde ein System
der finanziellen Unterstützung von Studieren-
den aus Familien mit niedrigen Einkommen
eingeführt, aus dem später das Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAföG) entstand.
Seitens des Bundes wurden darüber hinaus
die Mittel für die Forschungsförderung und
die außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen deutlich erhöht.

(c) Die Jahre um 1970 können als Phase des
„kooperativen Föderalismus“ bezeichnet wer-
den. 1969 wurde das Grundgesetz dahinge-
hend geändert, dass einige Angelegenheiten
des Hochschulbereichs als Gemeinschaftsauf-
gaben von Bund und Ländern definiert wur-
den, insbesondere der Hochschulbau, die
Koordinierung der Bildungsplanung und die
Forschungsförderung. Es folgten die Grün-
dung einer Bund-Länder-Kommission für den
Hochschulbau und erste Überlegungen für ein
Hochschulrahmengesetz des Bundes, das je-
doch erst 1976 verabschiedet werden konnte.

(d) Die frühen und mittleren siebziger Jahre las-
sen sich als Phase einer „Reform- und Gesetz-
gebungsdynamik“ charakterisieren. Die Stu-
dentenbewegung und der 1969 erfolgte
Regierungswechsel zu einer sozialliberalen
Koalition hatten viele Traditionen der Hoch-
schulen infrage gestellt und weitreichende
Veränderungen gefordert. Die Debatten über
die Aufgaben und Funktionen der Hochschu-
len in der Gesellschaft waren erregter als je
zuvor oder danach. Die exklusive Entschei-
dungsmacht und Position der Professoren in
den Fachbereichs- und Fakultätsräten sowie
den Hochschulsenaten wurde durch ein parti-
zipatives Modell ersetzt, das den anderen wis-
senschaftlich Bediensteten, dem nichtwissen-
schaftlichen Personal und den Studierenden

Mitbestimmungsrechte gab. Das weitgehend
einheitliche Hochschulsystem, bestehend aus
Volluniversitäten und Technischen Universitä-
ten, wurde durch Fachhochschulen und, in
einigen Ländern, Gesamthochschulen ergänzt.
Bei der Curriculumentwicklung wurden neue
Wege beschritten, und im Jahr 1977 erfolgte
schließlich die Gründung nationaler Curricu-
lum-Reformkommissionen.

(e) Eine weitere Entwicklungsphase des west-
deutschen Hochschulsystems – von etwa 1977
bis zum Ende der achtziger Jahre – lässt sich
als Phase des „post-experimentellen Waffen-
stillstands“ bezeichnen. Die großen Hoffnun-
gen auf substanzielle Veränderungen waren
bereits ab Mitte der siebziger Jahre verblasst.
Die Sorge um steigende Akademikerarbeits-
losigkeit nahm zu. Darüber hinaus führten
demographische Veränderungen zu der Prog-
nose, dass die Zahl der Studierenden ab den
späten siebziger bis in die späten achtziger
Jahre deutlich steigen werde, um danach
beträchtlich zurückzugehen. Unter diesen
Bedingungen stimmten Vertreter der Hoch-
schulpolitik und der Universitäten im Jahr
1977 einer Politik des „offenen Zugangs“ zu
den Hochschulen für alle berechtigten Schul-
abgängerinnen und -abgänger zu. Die Hoch-
schulen sollten etwa ein Jahrzehnt lang eine
Überlast von Studierenden bei gleichbleiben-
dem Budget und stagnierenden Zahlen des
Lehrpersonals akzeptieren, bis der erwartete
Rückgang der Studierendenzahlen die Situa-
tion wieder ausbalancieren würde. Bekannt
geworden ist dieses Übereinkommen als
„Öffnungsbeschluss“.

Im Gegensatz zur Prognose erhöhten sich die
Studierendenzahlen jedoch kontinuierlich,
während das wissenschaftliche Personal zah-
lenmäßig weitgehend stagnierte. Zwar wurden
einige legislative Veränderungen, z. B. eine
Novelle des Hochschulrahmengesetzes im
Jahr 1985, durchgeführt; aber im Großen und
Ganzen war diese letzte Phase der westdeut-
schen Hochschulentwicklung deutlich weniger
dynamisch als die vorangegangenen Dekaden.

Hochschulentwicklung in der DDR

Die Hochschuleinrichtungen in Ostdeutschland –
sechs Universitäten und drei Technische Universi-
täten – nahmen ihre Arbeit nach dem Zweiten
Weltkrieg bereits 1945 wieder auf. In den folgen-
den zehn Jahren wurden mehrere neue Hoch-
schuleinrichtungen gegründet, die meisten davon

7 Vgl. Georg Picht, Die deutsche Bildungskatastrophe,
Freiburg 1964.
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spezialisierte, monodisziplinäre Hochschulen. Ins-
gesamt expandierte das Hochschulsystem der
Deutschen Demokratischen Republik (DDR) frü-
her als das Hochschulsystem der Bundesrepublik
Deutschland, doch geschah dies im Wesentlichen
durch die Gründung spezialisierter Institutionen.
Bis zum Jahr 1970 stieg die Zahl der Hochschulen
in der DDR auf 54 Einrichtungen.

Die Hochschulentwicklung in der DDR lässt sich
zwischen 1945 und 1989 ebenfalls in fünf Phasen
einteilen:8

(a) Die erste Phase war bestimmt von den Hoch-
schulreformen, die zwischen 1945 und 1949
unter der militärischen Kontrolle der sowjeti-
schen Siegermacht implementiert wurden.
Maßnahmen zur Entnazifizierung und der
Wiederaufbau der Gebäude wurden von den
Länderregierungen durchgeführt, die zu jener
Zeit noch existierten. Im Vordergrund der
Reformen stand die Zulassung junger Men-
schen zur Hochschulbildung, die aus Arbeiter-
und Bauernfamilien kamen.

(b) Die zweite Phase begann mit der offiziellen
Gründung der DDR im Jahr 1949 und dauerte
bis zur Errichtung der Berliner Mauer im Jahr
1961. Diese Phase war besonders durch die
Einführung sozialistischer Bildungsprinzipien
geprägt, Marxismus-Leninismus wurde obliga-
torischer Bestandteil aller Studiengänge. Im
Jahr 1952 wurden die fünf Bundesländer auf-
gelöst, und es wurde eine zentralisierte Plan-
wirtschaft eingeführt. Die Verantwortung für
die Hochschulplanung und die Leitung der
Hochschulen wurde dem Staatssekretariat
übertragen. Damit verloren die Hochschulen
ihre traditionelle institutionelle Autonomie.
Auch die Studierenden durften nicht länger
eigenverantwortlich und unabhängig studie-
ren, sondern wurden in Studiengruppen
zusammengefasst, zunehmend unter der Lei-
tung von Funktionären der Freien Deutschen
Jugend (FDJ), der einzigen ostdeutschen
Jugendorganisation. Praktikumsphasen in der
Industrie und in der Landwirtschaft waren
integrale Bestandteile eines jeden Studien-
gangs. Schließlich wurde das Prinzip des
„demokratischen Zentralismus“ in die Lei-
tung der Hochschulen eingeführt und die For-

schungsplanung dem Fünfjahresplan der Wirt-
schaft angepasst.

(c) Die Jahre von 1961 bis 1971 können als Phase
der Hochschulexpansion bezeichnet werden.
In dieser Zeit erfolgte die Gründung von zehn
neuen Hochschulen, und 1965 wurde ein
neues Hochschulgesetz verabschiedet. Dieses
Gesetz regelte die Anpassung der Hochschu-
len an die Erfordernisse des wissenschaftli-
chen und technischen Fortschritts und machte
die Bildung des „sozialistischen Charakters“
bei den Studierenden zur Auflage. Die For-
schung, insbesondere die angewandte For-
schung und Entwicklung, nahm an Bedeutung
zu. Darüber hinaus wurde ein Schwerpunkt
auf den Auf- und Ausbau der Weiterbildung
gelegt. Bis 1970 wuchs der Anteil der Studie-
renden in Fernlehrkursen für Berufstätige, so
genannten Korrespondenzkursen, auf ein
Viertel der Gesamtzahl der Studierenden. Die
bestehenden Planungs- und Leitungsstruktu-
ren im Hochschulbereich veränderten sich
ebenfalls. Die traditionelle Einteilung in
Fakultäten und Institute wurde zugunsten
einer Einteilung in Sektionen aufgegeben.

(d) Der achte Parteitag der Sozialistischen Ein-
heitspartei (SED) beendete 1971 diese Expan-
sionsphase, und es begann eine vierte Phase,
die bis 1980 andauerte. Mit dem Wechsel der
Parteileitung von Walter Ulbricht zu Erich
Honecker wurde die ideologische Bildung
intensiviert und eine Fortdauer der Hoch-
schulexpansion als Entwicklung in die falsche
Richtung betrachtet. Ab 1972 erfolgte die
Reduzierung der Zulassungsquoten. Das
Fernstudienangebot verlor seine Bedeutung.
Die Beziehungen zwischen Hochschulen und
der Industrie wurden institutionalisiert und
die Kooperationsbeziehungen reguliert. Die
Curricula aller Studiengänge waren einer zen-
tralen Planung unterworfen, ebenso wie die
Platzierung von Absolventinnen und Absol-
venten in die Berufs- und Arbeitswelt. Ab
Mitte der siebziger Jahre blieben die Zulas-
sungsquoten von jährlich etwa 30 000 Studien-
anfängerinnen und –anfängern konstant. Die
Studienanfängerzahlen wurden an der Be-
darfsplanung entsprechend den wirtschaft-
lichen Fünfjahresplänen orientiert. Im Ver-
gleich zur westdeutschen Entwicklung führte
dies zwar zu einem deutlich besseren Betreu-
ungsverhältnis zwischen Studierenden und
Lehrenden an den Hochschulen, aber damit
blieb auch der Anteil der Studienanfänger an
der jeweiligen Alterskohorte niedriger (zwi-

8 Vgl. ebd.; Gertraude Buck-Bechler, Das Hochschulsystem
im gesellschaftlichen Kontext, in: dies./Hans-Dieter Schaefer/
Carl-Hellmut Wagemann (Hrsg.), Hochschulen in den neuen
Ländern der Bundesrepublik Deutschland. Ein Handbuch
zur Hochschulerneuerung, Weinheim 1997, S. 11–45.
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schen zehn und 13 Prozent) als in der Bundes-
republik Deutschland (knapp 20 Prozent).

(e) In der fünften Phase, zwischen 1980 und 1989,
erfolgte die Etablierung eines binären Sys-
tems von Hochschultypen, bestehend im
Wesentlichen aus Hochschulen mit einem
breiten Fächerspektrum einerseits und fach-
lich spezialisierten Einrichtungen, z. B. in den
Ingenieurwissenschaften, andererseits. Diese
Differenzierung war das Ergebnis einer geziel-
ten Lenkung oder Umlenkung der Studien-
wünsche von Schulabgängerinnen und -abgän-
gern in diejenigen Bereiche, in denen es eine
hohe Nachfrage nach Absolventen gab oder
die durch höher qualifizierte Beschäftigte
wirtschaftlich vorangebracht werden sollten.
Die fünfte und letzte Hochschulkonferenz der
DDR im Jahr 1980 setzte sich zum Ziel, die
Qualität der Hochschulbildung zu verbessern.
Dies sollte geschehen durch eine größere
Bedeutung des grundständigen Studiums und
durch eine bessere Verbindung zwischen allge-
meiner und berufsbezogener Ausbildung. Da-
rüber hinaus wurde den Studierenden mehr
Freiheit durch vermehrte Flexibilität der Stu-
dienorganisation gewährt. Schließlich wurde
die Kooperation zwischen Hochschule und
Industrie intensiviert, insbesondere durch die
Zunahme der Auftragsforschung.

Auswirkungen der deutschen Vereinigung
auf das Hochschulsystem

Der Fall der Berliner Mauer im November 1989
und die Auflösung der sozialistischen Regierung in
der DDR führten zur Vereinigung der beiden seit
1949 bestehenden deutschen Staaten. Mit dem am
31. August 1990 unterzeichneten Einigungsvertrag
begann ein Prozess der Anpassung politischer,
ökonomischer und sozialer Bedingungen in den
fünf neuen Bundesländern an die westdeutschen
Bedingungen. Neben vielen anderen Regelungen

sah der Vertrag vor, die grundlegende Struktur
des Bildungswesens in Westdeutschland auf Ost-
deutschland zu übertragen.

Mit Ausnahme einiger Besonderheiten diente der
westdeutsche Status quo als Modell für die Trans-
formation des ostdeutschen Hochschulwesens.9

Die Aufgabe der ostdeutschen Hochschulerneue-
rung verlangsamte Reformen, die im westdeut-
schen Hochschulsystem gegen Ende der achtziger
Jahre initiiert worden waren. Für die Erneuerung
und Umstrukturierung des Hochschulsystems in
Ostdeutschland dient das westdeutsche Hoch-
schulrahmengesetz (HRG) als Grundlage. Die
Verteilung der Rechte und Zuständigkeiten folgte
den föderalen Prinzipien Westdeutschlands, wäh-
rend zugleich die akademische Selbstverwaltung in
den inneren Angelegenheiten und die Freiheit von
Forschung und Lehre an den Hochschulen etab-
liert wurden.

Die außeruniversitäre Forschung, insbesondere
die Institute der ostdeutschen Akademie der Wis-
senschaften, wurde vom Wissenschaftsrat eva-
luiert. Forschungspersonal und -strukturen wurden
reduziert und vielfach aufgelöst oder – wie es weit-
hin hieß – abgewickelt. Die verbliebenen For-
schungsgruppen wurden zum Teil in die Universi-
täten integriert; in der überwiegenden Zahl der
Fälle überlebten sie jedoch durch eine Eingliede-
rung in bestehende oder neu geschaffene außer-
universitäre Forschungsinstitute, die Institute der
„Blauen Liste“.10

Tabelle: Entwicklung des Hochschulsystems in Deutschland von 1960 bis 2000
Hochschularten 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1996 2000

West Ost Ges. West Ost Ges.
Universitäten 33 34 41 49 55 59 70 73 17 90 78 18 96
Theolog. Hochschulen 17 17 14 11 11 15 16 14 2 16 14 2 16
Pädag. Hochschulen 52 54 51 19 13 10 8 6 – 6 6 – 6
Kunsthochschulen 24 26 26 26 26 26 31 35 11 46 37 12 49
Gesamthochschulen – – – 11 9 8 1 1 – 1 1 – 1
Fachhochschulen* – – 98 97 115 122 122 144 32 176 148 34 182
Gesamt 126 131 230 213 229 240 248 273 62 335 284 66 350

* Allgemeine und Verwaltungsfachhochschulen zusammengefasst

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung: Grund- und Strukturdaten 2001/2002, Bonn.

9 Vgl. Renate Mayntz (Hrsg.), Aufbruch und Reform von
oben: ostdeutsche Universitäten im Transformationsprozess,
Frankfurt/M.–New York 1994; Gertraude Buck-Bechler/
Heidrun Jahn (Hrsg.), Hochschulerneuerung in den neuen
Bundesländern. Bilanz nach vier Jahren, Weinheim 1994;
Hilde Schramm, Hochschule im Umbruch. Zwischenbilanz
Ost, Berlin 1993.
10 Die „Blaue Liste“ erhielt ihren Namen nach der Farbe
des Papiers, auf welchem eine Aufzählung dieser Institute
erstmalig veröffentlicht wurde. Heute sind die Institute der
„Blauen Liste“, gemeinsam mit vergleichbaren west-
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Die wesentlichen Aktivitäten der ostdeutschen
Hochschulerneuerung können in fünf Punkten
zusammengefasst werden:11

(a) Entpolitisierung: Schließung aller Fachberei-
che für Marxismus-Leninismus sowie aller
politischen Hochschulen (Partei, Polizei, Mili-
tär); Evaluation der politischen Aktivitäten
des wissenschaftlichen Personals; Abwicklung
und gegebenfalls Neugründung (mit neuem
Personal) aller Fachbereiche, deren wissen-
schaftliche Grundlagen enge Verbindungen
zum politischen System aufwiesen, insbeson-
dere Ökonomie, Jura und Sozialwissenschaf-
ten.

(b) Reorganisation und Evaluation der außeruni-
versitären Forschung: Auflösung vieler Insti-
tute der Akademie der Wissenschaften; Bil-
dung außeruniversitärer Forschungsgruppen
und Institute, deren wissenschaftliche Leistun-
gen positiv evaluiert worden waren; Reinte-
gration des Forschungspersonals, das nicht
abgewickelt wurde, in die Universitäten; Wie-
derbelebung der Forschung an Universitäten.

(c) Gründung von Fachhochschulen: Neben der
Umwandlung vormals spezialisierter Hoch-
schulen erfolgte auch eine Reihe von Neu-
gründungen.

(d) Umstrukturierung der Fächer und Disziplinen:
Zusammensetzung, Größe und Curricula wur-
den westdeutschen Standards angepasst, aller-
dings mit gewissen Spielräumen für Innova-
tion. Die hochgradige Spezialisierung wurde
aufgehoben.

(e) Reform der Personalstruktur: Einführung der
für das westdeutsche Hochschulsystem typi-
schen Personalstruktur; politische und wissen-
schaftliche Bewertung des Personals und Auf-
lösung der Arbeitsverträge bei negativen
Ergebnissen. Bei positivem Ergebnis bestand
die Option, sich auf ausgeschriebene Stellen
zu bewerben oder, in Einzelfällen, im Rahmen
einer Forschungsgruppe mit besonderem Sta-
tus weiterzuarbeiten. Zum Teil erfolgte auch
eine direkte Integration in das neue Hoch-
schulsystem. Versetzung in den vorgezogenen
Ruhestand und erzwungene Arbeitslosigkeit
waren weit verbreitet.

Diese deutsch-deutsche „tour de force“ erforderte
den Einsatz umfangreicher Personal- und Finanz-
mittel, um die ostdeutschen Bedingungen und
Strukturen des Hochschulwesens so weit wie mög-
lich an den westdeutschen Status quo anzupassen,
obgleich auch dieser hochgradig reformbedürftig
war.12

Die Frage einer dualen Reform des ostdeutschen
und des westdeutschen Hochschulsystems ist unter
Experten und politischen Akteuren jener Zeit
häufig diskutiert worden. Es gibt unterschiedliche
Standpunkte bezüglich der Frage, ob das westdeut-
sche Hochschulsystem eine historische Chance für
Reformen verpasst habe. Es wird jedoch weithin
die Einschätzung geteilt, dass die Aufgabe der
Erneuerung und Umstrukturierung des ostdeut-
schen Hochschulsystems bei paralleler Reform des
westdeutschen Hochschulsystem nicht zu bewälti-
gen gewesen wäre. Dennoch hat der Prozess der
deutschen Vereinigung sowohl unerwartete He-
rausforderungen und neue Fragen aufgeworfen als
auch neue Probleme und Chancen für beide Teile
des Systems hervorgebracht.

In diesem Zusammenhang sollte die Rolle des ost-
deutschen Hochschulwesens als Herausforderung
und Stimulus für Reformen und Veränderungen
des gesamten deutschen Hochschulsystems nicht
unterschätzt werden. Insbesondere drei Faktoren
haben dazu beigetragen:

– Der Prozess der Transformation des ostdeut-
schen Hochschulsystems ist von vielen Hoch-
schuleinrichtungen dort aktiv dazu genutzt wor-
den, Innovationen in den Bereichen der
Hochschulleitung, der Lehre und der Curricu-
lumentwicklung einzuführen.

– Die in der DDR bestehende Tradition der
Lehrorientierung und der guten Betreuung von
Studierenden bestimmt nach wie vor in
beträchtlichem Maß das Verhalten und das
Selbstverständnis des wissenschaftlichen Perso-
nals.

– Die in Ostdeutschland neu etablierten Struktu-
ren sind weniger verfestigt, so dass im Allge-
meinen von einer größeren Offenheit für Expe-
rimente und Reformen ausgegangen werden
kann.

Auf zwei weitere Herausforderungen und wechsel-
seitige Einflüsse sollte an dieser Stelle noch hinge-

deutschen Instituten, in der Gottfried Wilhelm Leibnitz-Ge-
sellschaft zusammengeschlossen.
11 Vgl. Barbara Kehm/Ulrich Teichler (Hrsg.), Verglei-
chende Hochschulforschung. Eine Zwischenbilanz (Werk-
stattbericht, Nr. 50), Kassel 1996.

12 Vgl. H. Peisert/G. Framheim (Anm. 4); Wissen-
schaftsrat, Empfehlungen zur zukünftigen Struktur der
Hochschullandschaft in den neuen Ländern und im Ostteil
von Berlin, Bd. 1, Teil 4, Köln 1992.
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wiesen werden. Zum einen wirkte die rigorose
Evaluation der Qualität wissenschaftlicher Arbeit
an den ostdeutschen Hochschulen und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen, einschließlich
der Akademie der Wissenschaften, die unter brei-
ter Einbeziehung westdeutscher Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler stattfand, in die westdeut-
schen Hochschulen zurück. Insbesondere der
professorale Widerstand gegen jegliche Form
externer Lehr- und Forschungsevaluation brach
zusammen, nachdem eine so breite Beteiligung an
der Evaluation in Ostdeutschland erfolgt war.
Zum anderen hat der strukturelle Transfer des
westdeutschen Hochschulsystems nicht zu identi-
schen Entwicklungen in den Formen und Inhalten
von Lehre, Studium und Forschung geführt. Einige
der interessantesten und viel versprechendsten
Impulse für Innovationen in der Organisation von
Lehre und Studium gehen von ostdeutschen Hoch-
schulen aus und stellen Modelle guter Praxis dar,
mit denen auch westdeutsche Hochschulen experi-
mentieren können. Insgesamt konnte ab Mitte der
neunziger Jahre eine neue Dynamik beobachtet
werden, die nach und nach das gesamte deutsche
Hochschulsystem erfasste und neuen Antrieb für
Reformen und Innovationen gab. Diese Dynamik
konnte dann u. a. in den von der „Bologna-Erklä-
rung“ (siehe unten) ausgelösten Reformen der
Studiengangstruktur mit der Einführung gestufter
Studiengänge fokussiert werden.

Strukturelle und quantitative Entwicklungen

Im Jahr 1989, dem Ausgangspunkt der im Folgen-
den dargestellten strukturellen und quantitativen
Entwicklungen, gab es in Westdeutschland insge-
samt 244 Hochschuleinrichtungen, die sich in sechs
Typen aufteilen lassen:13

Universitäten (einschl. Technische Universitäten,
Spezial- und Fernuniversitäten): 68
Theologische Hochschulen: 16
Pädagogische Hochschulen: 8
Kunsthochschulen: 30
Gesamthochschulen: 1
Fachhochschulen
(einschl. Fachhochschulen für Verwaltungs-
wissenschaft): 121

In Ostdeutschland existierten im selben Jahr ins-
gesamt 70 Hochschuleinrichtungen, die ebenfalls
unterschiedlichen Typen zuzuordnen sind:

Multidisziplinäre Universitäten: 9
Technische Universitäten: 12

Spezialhochschulen (z. B. Ingenieurhoch-
schulen, Hochschulen für Lehrerausbildung,
Kunst, Landwirtschaft): 29
Medizinhochschulen: 3
Politische Hochschulen (z. B. Parteihoch-
schulen, Polizeihochschulen,
Gewerkschafts- und Militärhochschulen): 17

Im Zuge der Erneuerung und Umstrukturierung
des ostdeutschen Hochschulsystems entstanden
durch Neugründungen, Zusammenlegungen und
Umwidmungen 16 Universitäten, 11 Kunsthoch-
schulen, eine Pädagogische Hochschule und 31
Fachhochschulen – ein Typus, der zuvor in Ost-
deutschland nicht existierte. Darüber hinaus wur-
den elf theologische Hochschulen und einige Pri-
vathochschulen eingerichtet.

Im Jahr 2000, zehn Jahre nach Unterzeichnung des
Einigungsvertrags, bestand die deutsche Hoch-
schullandschaft aus insgesamt 350 Einrichtungen,
darunter 97 Universitäten, 6 Pädagogische Hoch-
schulen, 16 Theologische Hochschulen, 49 Kunst-
hochschulen, 154 allgemeine Fachhochschulen und
28 Verwaltungsfachhochschulen.14 Da der weitaus
überwiegende Teil der Studierenden in Deutsch-
land an Universitäten und Fachhochschulen einge-
schrieben ist, wird das deutsche Hochschulsystem
als ein binäres, d. h. im Wesentlichen aus zwei
Typen bestehendes System charakterisiert.

An diesen Hochschulen studierten insgesamt
etwas über 1,6 Millionen Menschen, die überwie-
gende Zahl (knapp 1,2 Millionen) an Universitä-
ten. Unter den Studierenden waren 46 Prozent
Frauen, in einer Reihe von Fächern (z. B. Medizin,
Biologie, Kultur- und Gesellschaftswissenschaften,
Sprachen) überwiegt der Anteil der weiblichen
Studierenden jedoch seit einigen Jahren. Der
Anteil der ausländischen Studierenden betrug im
Jahr 2000 knapp zwölf Prozent, darunter waren
allerdings etwa ein Drittel „Bildungsinländer“. Mit
diesem Begriff werden Menschen bezeichnet, die
entweder in Deutschland geboren und zur Schule
gegangen sind oder aber einen deutschen Schulab-
schluss besitzen, jedoch nicht die deutsche Staats-
angehörigkeit.

Knapp 214 500 Studierende absolvierten im Jahr
2000 erfolgreich eine Abschlussprüfung an einer
deutschen Hochschule. Darüber hinaus ist
Deutschland dasjenige europäische Land, in dem
die meisten Doktortitel erworben werden, nämlich
jährlich etwa 25 000.

13 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung,
Grund- und Strukturdaten 1980/1991, Bonn 1990.

14 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung,
Grund- und Strukturdaten 2001/2002, Bonn 2002.
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Deutsche Hochschulen zu Beginn
des 21. Jahrhunderts

Zwischen Staat und Markt?

Im internationalen Vergleich galt das deutsche
Hochschulsystem traditionell als eines, das durch
eine enge staatliche Kontrolle charakterisiert war.
In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre wuchs
jedoch die öffentliche und politische Kritik an der
Arbeit der Hochschulen. Von „Reformstau“ war
die Rede, von Ineffizienz, von Mängeln in der
Qualität der Lehre, von zu hohen Studienabbruch-
quoten und zu langen Studienzeiten. International
seien deutsche Hochschulen nicht mehr wettbe-
werbsfähig, und der „Studien- und Wissenschafts-
standort Deutschland“ habe zunehmend an
Attraktivität verloren. Die Hochschulen wiesen
diese Kritik zurück und beklagten sich stattdessen
über chronische Unterfinanzierung und eine Über-
last an Studierenden. Das Rezept zur Überwin-
dung der Probleme war der Rückzug des Staates
aus der engen Kontrolle der Hochschulen. Diese
sollten mehr Autonomie erhalten, um ihre Arbeit
effizienter und wettbewerbsfähiger zu gestalten.
Doch war diese Autonomie, die den Einrichtungen
mit der Novellierung des Hochschulrahmengeset-
zes 1998 eingeräumt wurde, nicht bedingungslos.
Evaluierung, Rechenschaftspflicht, Elemente leis-
tungsbezogener Bezahlung sowie an Bedingungen
geknüpfte Zuweisung staatlicher Finanzmittel im
Rahmen von so genannten Globalhaushalten soll-
ten die Hochschulen in die Lage versetzen, flexib-
ler auf neue Anforderungen zu reagieren.15

Interne Organisationsreformen sollten dazu bei-
tragen, individuelle Profile und Leitbilder zu ent-
wickeln und die Hochschul- und Fachbereichs-
leitungen zu stärken. Obgleich marktförmige
Elemente dem deutschen Hochschulsystem struk-
turell eher fremd waren, sind in den vergangenen
Jahren mit Hilfe von Förderprogrammen auch
Initiativen ins Leben gerufen worden, die den
Export deutscher Studiengänge ins Ausland und
andere Wettbewerbselemente unterstützen sollen.
Die Hochschulen werden durch kontinuierlich
knappe Finanzierung seitens des Staates gezwun-
gen, sich einen wachsenden Anteil ihres Budgets
über andere Finanzquellen zu erschließen. Dazu
gehören der Ausbau der kostenpflichtigen Weiter-
bildung, die Einführung von Studiengebühren für
Studierende jenseits der Regelstudienzeit, die Ver-

marktung von Forschungsergebnissen, die aktive
Einwerbung von Drittmitteln für Forschungspro-
jekte, die Werbung von Sponsoren und Ansätze
zur Alumni-Pflege.

Ein weiteres wichtiges Element der hochschuli-
schen Organisationsreformen besteht in der Stär-
kung der Hochschulleitung durch die langsame
Ablösung des traditionellen Kollegialmodells, in
dessen Rahmen der Rektor oder Präsident einer
Hochschule der „Erste unter Gleichen“ ist. Der-
zeit werden stärker hierarchisch strukturierte
Modelle der Hochschul- und auch der Fachbe-
reichsleitung eingeführt, die an Management-
Modelle angelehnt sind. In Analogie der Verträge
zwischen der einzelnen Hochschule und dem
zuständigen Ministerium des jeweiligen Bundes-
landes wird das Verhältnis zwischen Hochschullei-
tung und Fachbereich sowie zwischen Fachbereich
und einzelnen Professorinnen bzw. Professoren
immer öfter durch leistungsbezogene Verträge
gestaltet. Insgesamt sollen an den deutschen Hoch-
schulen vermehrt marktförmige Strukturen einge-
führt werden – auch wenn es derzeit noch keinen
Konsens über die generelle Einführung von Stu-
diengebühren gibt, so dass ein „echter“ Markt
nicht wirklich entstehen kann.

Zwischen Profession und Organisation?

Die Notwendigkeit von Reformen der Personal-
struktur an deutschen Hochschulen wird seit
langem kaum mehr bestritten. Umstritten sind
dagegen die Vorschläge für ihre Verbesserung. Bis-
herige Reformkonzepte konnten nicht so umge-
setzt werden, dass deutliche Veränderungen und
Verbesserungen sichtbar geworden wären. Selbst
die Einführung von leistungsbezogenen Elemen-
ten der Bezahlung des wissenschaftlichen Perso-
nals an vielen Hochschulen konnte daran kaum
etwas ändern, weil Umfang und Höhe kaum ins
Gewicht fallen und negative Sanktionen nicht
durchsetzbar waren. Im wissenschaftlichen Be-
reich ist die Personalstruktur mittlerweile weitge-
hend polarisiert. Professorinnen und Professoren
sind meist besoldete und unkündbare Beamte auf
Lebenszeit, die nichtprofessoralen Beschäftigten
sind überwiegend auf der Grundlage von befriste-
ten Verträgen beschäftigt. Dauerhaft beschäftigtes
wissenschaftliches Personal unterhalb der Profes-
sur gibt es kaum noch.

Kritik wird vor allem an der mangelnden Flexibili-
tät dieser Struktur laut. Die berufliche Mobilität
von Professorinnen und Professoren sei zu gering
und werde ausschließlich im Rahmen von Beru-
fungsverhandlungen praktisch umgesetzt. Die

15 Anmerkung der Redaktion: Siehe zum Folgenden auch
den Beitrag von Michael Leszczensky in dieser Ausgabe.
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Qualifikationsprozesse seien zu lang und zu um-
ständlich, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter würden zu lange in abhängigen
Beschäftigungsverhältnissen gehalten. Zwei Perso-
nalstruktur- und Besoldungsreformen der Jahre
2001 und 2002 sollen nun dazu beitragen, dass sich
die Situation ändert.

Im Jahre 2001 hat das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) ein Förderpro-
gramm zur Einführung der so genannten Junior-
professur aufgelegt und mit über sechs Millionen
Euro ausgestattet. Ziel ist es, im Rahmen der För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses die
Qualifikationszeiten zu verkürzen, mittelfristig die
Habilitation abzuschaffen und Professuren für jün-
gere Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissen-
schaftler ohne Habilitation bereitzustellen. Trotz
weiterhin bestehender Skepsis an den Hochschu-
len und auch in einzelnen Bundesländern haben
sich mittlerweile eine Reihe von ihnen an dem
Programm beteiligt. Die Fördermittel des BMBF
dienen der Erstausstattung der Juniorprofessuren
mit Sachmitteln. Die weiteren Einstellungsbe-
dingungen und dienstlichen Verpflichtungen, wie
etwa die Höhe der Besoldung und der Umfang der
Lehrbelastung, werden durch die Bundesländer
selbst geregelt.

Juniorprofessorinnen und -professoren sind Be-
amte auf Zeit und werden befristet eingestellt.
Nach drei Jahren wird ihre Leistung bewertet, und
die Stelle kann um weitere drei Jahre verlängert
werden. Nach einer weiteren erfolgreichen Eva-
luation soll es möglich werden, die Juniorprofessur
in eine reguläre Professur umzuwandeln. In die-
sem Zusammenhang werden auch so genannte
„Hausberufungen“ möglich, d. h., eine Juniorpro-
fessorin kann an der Hochschule zur Professorin
gemacht werden, an der sie tätig war. Bisher
konnte eine Berufung nach der Habilitation nicht
an der Hochschule erfolgen, an der diese durchge-
führt wurde.

Die zweite Reformmaßnahme – aus dem Jahr
2002 – bezieht sich auf die Einführung einer ande-
ren Besoldungsstruktur. Die bisherige Besoldungs-
gruppe C, nach der die Professorinnen und Profes-
soren bezahlt werden, soll sukzessive durch eine
neue Besoldungsgruppe W ersetzt werden. Auch
hierbei gibt es Abstufungen: W1 für die Juniorpro-
fessur, W2 und W3 für reguläre Professuren an
Fachhochschulen und Universitäten, jedoch mit
zusätzlichen leistungsabhängigen Gehaltsbestand-
teilen. Leistungsbezüge werden von den Hoch-
schulen selbst in variabler Höhe vergeben. Fol-
gende vier Anlässe sind dafür vorgesehen:

– Berufungs- und Bleibeverhandlungen;

– besondere Leistungen in Forschung, Lehre,
Kunst und Weiterbildung;

– Wahrnehmung von besonderen Funktionen in
der Hochschulselbstverwaltung;

– besondere Zulagen für Lehre und Forschung
aus eingeworbenen Drittmitteln.

Steht die im vorangegangenen Abschnitt darge-
stellte Veränderung der Organisationskultur in
Zusammhang mit den Maßnahmen zur Reform
der Personal- und Besoldungsstruktur, so lassen
sich deutliche Anzeichen für eine Auflösung der
traditionellen, von Professoren und nichthierar-
chischer Selbstverwaltung geprägten „akademi-
schen Zunft“ erkennen. Die Hochschulen werden
derzeit als Organisationen gestärkt, um flexibler in
einer veränderten Umwelt agieren zu können.
Weitere Elemente der Flexibilisierung kommen
hinzu: Umwandlung der Statuten, Profilierung,
Erweiterung der Ressourcenquellen, Professiona-
lisierung der Hochschulleitungen u. Ä. Was einer-
seits als Verschiebung von staatlicher Kontrolle
und Regulierung zu mehr Markt erkennbar ist,
kann im Inneren der Organisation andererseits als
eine Verschiebung von der Dominanz der Profes-
soren zu einer größeren Bedeutung der Organisa-
tion selbst beobachtet werden. Hochschulen sind
zunehmend zu eigenständigen Akteuren gewor-
den, die in verschiedenen gesellschaftlichen und
politischen Arenen aktiv werden und denen eine
eigenständige Verantwortung und Gestaltungs-
macht für ihre Entwicklung zugesprochen wird.
Eine wachsende institutionelle Heterogenität
dürfte die Folge sein.

Qualitätsentwicklung

Die Unzufriedenheit mit der Qualität der Lehre
an Hochschulen, mit langen Studienzeiten und
hohen Abbrecherquoten hatte bereits in der zwei-
ten Hälfte der achtziger Jahre eingesetzt. Aber
erst mit der Beteiligung vieler westdeutscher
Hochschullehrer an den Evaluationen des ostdeut-
schen Hochschul- und Wissenschaftssystems brach
der Widerstand gegen Lehrevaluationen endgültig
zusammen.

Mittlerweile ist die Evaluation der Lehre, insbe-
sondere durch Befragung der Studierenden, an
den meisten Hochschulen ein gängiges Element.
Dennoch bleiben fast alle Maßnahmen zur Verbes-
serung der Qualität – seien es hochschuldidakti-
sche Weiterbildungsangebote, finanzielle Anreize,
stärkere Kontrollen der Einhaltung von Lehrver-
pflichtungen und Maßnahmen zur besseren
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Betreuung der Studierenden – weiterhin umstrit-
ten. Die Skepsis ist vor allem auf zwei Gründe
zurückzuführen. Innerhalb der Wissenschaftlerge-
meinschaft stellt sich Prestige und Aufstieg immer
noch vorrangig über Forschungs- und Publikati-
onserfolge, nicht aber über gute Lehre her. Da-
rüber hinaus beklagen viele Professorinnen und
Professoren, dass die heutigen Studierenden weni-
ger gut vorgebildet und daher weniger studierfähig
seien als früher. Um die Qualität der Lehre zu ver-
bessern, sollten sich die Hochschulen – so der gän-
gige Vorschlag – ihre Studierenden selbst aussu-
chen können.

Dennoch haben sich in den vergangenen Jahren
entweder von den zuständigen Landesministerien
eingesetzte oder von Hochschulverbünden selbst
gegründete Agenturen darum bemüht, Instru-
mente und Verfahren zur Evaluation der Lehre in
Kooperation mit den Hochschulen und Fachberei-
chen zu entwickeln und zyklische Evaluationen
durchzuführen. Die Methoden und Verfahren
haben sich mittlerweile weitgehend standardisiert.
Deutlich ist geworden, dass sich – im Unterschied
zu den im angelsächsischen Raum üblichen Hoch-
schulrankings – ein institutionelles Ranking in
Deutschland kaum sinnvoll durchführen lässt. Ver-
glichen werden allerdings zunehmend Fachberei-
che derselben Disziplin. Evaluationsergebnisse
werden mit den betroffenen Fachbereichen dis-
kutiert und abgestimmt. In der Regel erfolgt
eine Selbstverpflichtung zur Verbesserung der
Schwachpunkte, deren Erfolg dann nach drei oder
fünf Jahren erneut evaluiert wird. Das Prinzip der
meisten in Deutschland durchgeführten Evaluatio-
nen ist die Messung an den eigenen Zielen und
Qualitätsansprüchen. Schließlich wird bei Neube-
rufungen zunehmend Wert darauf gelegt, dass die
Bewerberinnen und Bewerber gute Lehrqualifika-
tionen nachweisen können.

Gestufte Abschlüsse

Die im Juni 1999 zunächst von den Wissenschafts-
ministern aus 30 europäischen Staaten unterzeich-
nete „Bologna-Erklärung“ – im weiteren Verlauf
des mit der Erklärung eingeleiteten Reformpro-
zesses, auch „Bologna-Prozess“ genannt, kamen
zwei weitere Unterzeichnerstaaten hinzu – hat sich
zum Ziel gesetzt, mit Hilfe einer Reihe von
Reformmaßnahmen einen „europäischen Hoch-
schulraum“ zu schaffen; diese sollen bis zum Jahr
2010 in allen Unterzeichnerstaaten umgesetzt wer-
den. Die „Bologna-Erklärung“ geht auf eine Initi-
ative der Bildungsminister Deutschlands, Italiens,
Frankreichs und Großbritanniens zurück, die
anlässlich des 800-jährigen Bestehens der Univer-

sität Sorbonne in Paris erklärten, eine Harmonisie-
rung der Architektur der europäischen Hochschul-
systeme herbeiführen zu wollen. Die ein Jahr
später unterzeichnete „Bologna-Erklärung“ for-
mulierte eine Reihe von Einzelzielen, zu deren
Umsetzung sich alle Unterzeichnerstaaten ver-
pflichteten. Den Umsetzungsprozess wollten sie
alle zwei Jahre mit einem weiteren Treffen der Bil-
dungsminister kontrollieren und begleiten.

Die „Bologna-Erklärung“ enthielt zunächst sieben
Einzelziele, die zwei Jahre später auf dem Treffen
der Minister der Unterzeichnerstaaten in Prag um
weitere zwei Ziele ergänzt wurden.

Die Hauptziele, mit denen der europäische Hoch-
schulraum geschaffen werden soll, sind:

– die Einführung eines Systems leicht verständli-
cher und vergleichbarer Abschlüsse (Bachelor und
Master) sowie

– die Einführung eines Studiensystems, das sich
im Wesentlichen auf zwei Hauptzyklen (Untergra-
duiertenstudium und Graduiertenstudium) stützt,
wobei das erste mindestens drei Jahre dauert
(Bachelor) und die Gesamtzeit fünf Jahre (der
Masterabschluss soll in zwei Jahren erreicht wer-
den, wenn er auf einem Bachelor-Grad aufbaut)
beträgt.

Auf dem Treffen der Bildungsminister der am
„Bologna-Prozess“ beteiligten europäischen Staa-
ten im Herbst 2003 in Berlin wurde die Doktoran-
denausbildung als dritter Zyklus in die Studien-
strukturreformen einbezogen.

Die „Bologna-Erklärung“ hat sicherlich einen der
am schnellsten voranschreitenden und umfassends-
ten Prozesse von Studienstruktur-Reformen in
Europa ausgelöst. Seit 1999 wurden in Deutsch-
land mehr als 1 200 Bachelor- und Master-Studien-
gänge eingerichtet. Um die vormals den zuständi-
gen Landesministerien vorbehaltene Prüfung und
Genehmigung der Einrichtung neuer Studien-
gänge zu beschleunigen, sind allgemeine oder auf
spezielle Fächergruppen gerichtete Akkreditie-
rungsagenturen entstanden, welche die Anträge
der Hochschulen auf Einrichtung von Bachelor-
und Master-Studiengängen auf Qualität, Konsis-
tenz und Durchführbarkeit prüfen; dagegen ge-
nehmigen die zuständigen Landesministerien nur
noch die rechtlichen Bestimmungen (Studien-
ordnungen und Prüfungsordnungen).

Derzeit laufen in Deutschland die alten Studien-
gänge noch parallel zu den neuen, nach dem
Bachelor- und Master-Modell aufgebauten Stu-
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diengängen, da die Universitäten in der Regel ver-
pflichtet sind, den Studierenden einen Abschluss
zu den Bedingungen zu ermöglichen, unter denen
sie ihr Studium aufgenommen haben. Doch es
wird damit gerechnet, dass innerhalb weniger
Jahre alle Studierenden auf die neuen Abschlüsse
umsteigen.

Einige Fächer (z. B. Architektur- und Ingenieur-
wissenschaften) lehnen die neuen Studienab-
schlüsse ab, weil sie der Ansicht sind, dass in ihrem
Bereich nach drei Jahren keine angemessene
berufliche Qualifizierung erworben werden kann.
Denn Bedingung der Bachelor-Studiengänge ist,
die Studierenden in drei Jahren mit angemessenen
Schlüsselqualifikationen und beruflichen Kompe-
tenzen auszustatten, so dass ein Einstieg in die
Berufstätigkeit möglich wird. Herstellung von
„Beschäftigungsfähigkeit“ heißt der in diesem
Zusammenhang verwendete Begriff. Noch ist auch
den potentiellen Beschäftigern weitgehend unklar,
wie und wo die neuen Bachelor-Absolventinnen
und -Absolventen eingesetzt werden können;
doch war in Deutschland der Arbeitsmarkt
für Hochschulabsolventinnen und -absolventen
immer schon weitgehend angebotsbestimmt.

Von politischer Seite erhofft man sich durch die
Einführung der gestuften Abschlüsse vor allem
eine Verringerung der Abbrecherquoten, eine
schnellere Erreichung des Studienabschlusses für
die Mehrzahl der Studierenden und damit eine
Entlastung der Universitäten.

Internationalisierung

Die Internationalisierung der deutschen Universi-
täten ist seit dem Zweiten Weltkrieg in mehreren
Schüben verlaufen. Die internationale Hochschul-
kooperation und Mobilität von Studierenden und
Lehrenden in der DDR war weitgehend auf
andere sozialistische Staaten beschränkt, während
die Hochschulen in der Bundesrepublik sich eher
den hoch entwickelten Industriestaaten des
Westens und Nordens sowie den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union zuwandten.

Obwohl die Europäische Kommission zunächst
keine Kompetenzen im Bildungsbereich hatte,
gelang es ihr in den achtziger Jahren, mit der
Einrichtung des ERASMUS-Förderprogramms,
eines der erfolgreichsten Mobilitätsprogramme in
der Geschichte der Hochschulkooperation und
des Studierendenaustauschs zu etablieren. Zwar
wurde das ehrgeizige Ziel, zehn Prozent aller Stu-
dierenden in den europäischen Mitgliedstaaten

eine begrenzte Studienzeit im Ausland zu ermögli-
chen, verfehlt; aber heute zweifelt niemand mehr
am Erfolg des Programms. Kooperation und Aus-
tausch bleiben aber nicht nur auf Europa be-
grenzt. Nationale Förderprogramme, die vorrangig
vom Deutschen Akademischen Austauschdienst
(DAAD) verwaltet werden, fördern besonders die
Kooperation deutscher Hochschulen mit Hoch-
schulen aus nichteuropäischen Ländern.

Ein Auslandssemester gehört mittlerweile fast zur
Normalität eines Studiums, und für diejenigen, die
aus unterschiedlichsten Gründen nicht vorüberge-
hend im Ausland studieren können, bieten Studie-
rende und Gastdozenten aus anderen Ländern an
der Heimathochschule eine Möglichkeit, fremde
Kulturen, Lehr- und Lernstile kennen zu lernen.
Seit Mitte der neunziger Jahre wurden im Rahmen
der voranschreitenden Internationalisierung von
Hochschulen immer weitere Hemmnisse beseitigt,
die der Mobilität von Studierenden und Lehren-
den im Wege stehen.

In Deutschland hat man sich insbesondere um eine
bessere Betreuung von ausländischen Studieren-
den und die Professionalisierung der Akademi-
schen Auslandsämter bemüht. Darüber hinaus
wurden mit Hilfe von Fördergeldern des BMBF
auslandsorientierte Studiengänge eingerichtet, in
denen vorwiegend in einer Fremdsprache unter-
richtet wird. Internationalisierung ist an vielen
Hochschulen von einem marginalen zu einem zen-
tralen Aktivitäts- und Politikbereich geworden.
Schließlich werden zunehmend auch die Studien-
inhalte internationalisiert, sei es durch interna-
tionale Vergleiche, sei es durch eine besondere
Betonung der internationalen Aspekte einer
Fragestellung oder des Stoffes insgesamt, sei es
durch die Entwicklung gemeinsamer Studiengänge
mit ausländischen Partnerhochschulen, die dann
häufig mit einem Doppeldiplom abgeschlossen
werden können.

Die Internationalisierung von Studiengängen und
Abschlüssen ist nicht zuletzt ein bedeutsamer
Aspekt zur Steigerung der Attraktivität eines Stu-
diums in Deutschland für ausländische Studie-
rende. Dazu gehören sowohl die neuen Bachelor-
und Master-Abschlüsse als auch die Modularisie-
rung der Studieninhalte, die Vergabe von auch in
anderen Ländern anerkannten Kreditpunkten für
erbrachte Studienleistungen sowie das so genannte
„Diploma Supplement“, eine meist englischspra-
chige Darstellung der in den einzelnen Lehrveran-
staltungen, aus denen sich der jeweilige Studien-
gang zusammensetzt, erarbeiteten Inhalte.
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Ausblick

Mit den Aktivitäten der Europäischen Kommis-
sion und der Bildungsminister der EU-Mitglieds-
länder zur Schaffung eines europäischen Hoch-
schul- und Forschungsraums, der Europa
mittelfristig zu einer dynamischen und im globalen
Maßstab wettbewerbsfähigen Wissensgesellschaft
machen soll, sind im deutschen Hochschulsystem
tief greifende Reformen ausgelöst worden, die in
ihrer Reichweite und Dynamik frühere Reform-
schübe deutlich übertreffen. Den Hochschulen
kommt dabei eine gänzlich neue und eher noch

ungewohnte Rolle als eigenständige und strategi-
sche Akteure in diesem Prozess zu. Unbestritten
ist, dass Hochschulen in der entstehenden Wissens-
gesellschaft ein unverzichtbarer Faktor sind –
nicht nur hinsichtlich der Produktion von neuem
Wissen und der Bearbeitung gesellschaftlicher
Probleme, sondern auch im Hinblick auf die Aus-
bildung und Qualifizierung eines immer größer
werdenden Anteils der Bevölkerung. Um dies zu
bewältigen, müssen sie flexibler auf die Anforde-
rungen ihrer Umwelt reagieren können, gleichgül-
tig, ob diese Umwelt regional, national, internatio-
nal oder gar global ist. Die ersten Schritte dazu
sind getan. Studieren in Deutschland wird im Jahr
2010 oder 2020 deutlich anders aussehen als heute.
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Michael Leszczensky

Paradigmenwechsel in der Hochschulfinanzierung

Ausgaben für den Bildungssektor, insbesondere
für die Hochschulen, werden in modernen Wis-
sensgesellschaften als zentrale Investitionen in die
Zukunft eines Landes betrachtet. Mit Blick auf
den nachhaltigen Einfluss dieser Investitionen auf
die ökonomische, technologische und kulturelle
Leistungsfähigkeit von Gesellschaften ist aller-
dings nicht nur ihre Größenordnung von Belang,
sondern auch die Effizienz in der Umsetzung der
zur Verfügung gestellten Ressourcen in Lehr- und
Forschungsleistungen. Insofern geht es beim
Thema Hochschulfinanzierung heute nicht nur um
die Höhe staatlicher Zuschüsse und weiterer Ein-
nahmen, sondern auch um die Frage der Wirksam-
keit, mit der die den Hochschulen verfügbaren
Ressourcen in Leistungen umgesetzt werden.

Eine Grundidee des New Public Management – in
Deutschland unter dem Terminus „Neue Steue-
rungsmodelle“ im öffentlichen Sektor diskutiert –
ist es, wirtschaftlicher mit Ressourcen umzugehen
und dadurch Effektivitäts- und Effizienzgewinne
zu erzielen. Um dies zu erreichen – so die Über-
zeugung –, müssen Aufgaben, Entscheidungskom-
petenzen und Verantwortung vom Staat auf die
Hochschulen verlagert werden, weil „an der Basis“
das notwendige Know-how eher vorhanden sei als
in der Ministerialbürokratie. Die mittlerweile
erweiterte Autonomie von Hochschulen, selbst
schon Ergebnis neuer Steuerungsphilosophie, wird
nun ihrerseits zum Motor eines Paradigmenwech-
sels in der Hochschulfinanzierung.

Für diesen Paradigmenwechsel ist der Leistungs-
bezug der Budgets und die Funktion von Finanz-
zuweisungsverfahren als Anreizinstrumente zur
Steigerung der Effizienz von Bedeutung. Daher
soll in Kapitel 1 zunächst der Frage nachgegangen
werden, inwieweit sich die staatliche Steuerung
der Hochschulbudgets bereits in Richtung einer
stärkeren Leistungsorientierung gewandelt hat.

Dessen ungeachtet hat das Niveau der Hochschul-
finanzierung etwas mit der Dringlichkeit zu tun,
mit der dieses Thema in einer modernen Wissens-
gesellschaft verfolgt wird. Daran knüpft letztlich
auch die Frage der „kritischen Masse“ an: Müssen
Hochschulen über eine Mindestausstattung verfü-
gen, um für den internationalen Wettbewerb opti-
male Voraussetzungen mitzubringen? In Kapitel 2

wird untersucht, wie die Ausstattung der deut-
schen Hochschulen zu bewerten ist.

Die Etablierung des Leistungs- und Wettbewerbs-
gedankens bei der Einwerbung von Mitteln seitens
der Hochschulen hat auch etwas mit der Struktur
bzw. den Quellen der Hochschulfinanzierung zu
tun. In den USA ist z. B. der Anteil der wettbe-
werblich eingeworbenen Mittel an den Hochschul-
haushalten traditionell höher als in Deutschland
und vielen anderen Ländern. Ein Paradigmen-
wechsel in Richtung auf mehr Leistungsorientie-
rung ist daher nicht auf den Aspekt der Bemes-
sung des staatlichen Zuschusses zu beschränken.
In Kapitel 3 werden weitere Möglichkeiten der
Hochschulen diskutiert, sich im Wettbewerb um
zusätzliche Einnahmequellen zu positionieren.

Wandel in der Art der staatlichen
Hochschulfinanzierung

Die wichtigsten neuen Steuerungsinstrumente

Die dem Staat zur Verfügung stehenden Steue-
rungsinstrumente zur Finanzierung der Hochschu-
len können je nach Kontext unterschiedlich syste-
matisiert werden.1 Für die hier vorgenommene
Betrachtung bietet es sich an, die staatlichen
Finanzierungsinstrumente in zwei Gruppen zu
unterteilen:

– die diskretionär-inkrementalistische Finanzie-
rung als wesentliches Element der alten Steue-
rungsinstrumente und

– die Verfahren indikatorgestützter Finanzzuwei-
sung sowie Zielvereinbarungen bzw. Kontrakte als
wesentliche Elemente des „Neuen Steuerungsmo-
dells“.

1 Vgl. Frank Ziegele, Mittelvergabe und Zielverein-
barungen. Finanzierungselemente eines neuen Steuerungs-
modells im Verhältnis Staat-Hochschule, in: Stefan Titscher
u. a. (Hrsg.), Universitäten im Wettbewerb. Zur Neustruk-
turierung österreichischer Universitäten, München 2000,
sowie Michael Leszczensky u. a., Staatliche Hochschul-
steuerung durch Budgetierung und Qualitätssicherung. Aus-
gewählte OECD-Länder im Vergleich (Reihe HIS-Hoch-
schulplanung, Bd. 167), Hannover 2004.
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Bei der diskretionär-inkrementalistischen Finan-
zierung legt der Staat die Höhe der Budgets fest,
die sich nicht als kalkulierbare Folge der Leis-
tungsentwicklung einer Hochschule verändert.
Dieses Finanzierungsinstrument gibt also ver-
gleichsweise wenig Impulse zur Steigerung von
Hochschulleistungen. Während der Staat bei der
rein diskretionären Finanzierung als Instrument
der Detailsteuerung auch Einfluss auf innere
Abläufe einer Hochschule nimmt, wird bei der
inkrementalistischen Fortschreibung ein zuvor
festgelegter Betrag von Jahr zu Jahr überrollt.

Mit der Einführung von Globalhaushalten ist ein
Paradigmenwechsel von einer Input- zu einer Out-
putsteuerung eingeleitet worden. Die reduzierte
Detailsteuerung des Staates und der erweiterte
Handlungsspielraum bei der Budgetallokation und
-bewirtschaftung in den Hochschulen sind eine
wichtige Voraussetzung für eine effizientere Bud-
getverwendung einerseits und mehr Profilbildung
andererseits. Mit der Globalisierung der Haushalte
ist aber der Wandel in Richtung Outputorientie-
rung noch nicht vollzogen; in ihr manifestiert sich
zunächst nur die Abschaffung der Inputsteuerung.
Ergänzt werden muss die Globalisierung um einen
Output- bzw. Leistungsbezug in der Bemessung
der Budgets.

Eines der zentralen neuen Steuerungsinstrumente
ist deshalb die Budgetverteilung nach Indikatoren.
Die Hochschulen sollen dadurch leistungsorien-
tiert finanziert werden, was im Hochschulrahmen-
gesetz (HRG § 5) und in den Landeshochschul-
gesetzen mittlerweile festgeschrieben ist. Der
Leistungsbezug lässt sich auch durch Ziel- und
Leistungsvereinbarungen herstellen. Beide Instru-
mente kann der Staat für eine zielorientierte
Steuerung einsetzen: Die Gewährung eines Bud-
gets in bestimmter Höhe wird an die Bedingung
geknüpft, Leistungen bzw. Leistungseinheiten in
bestimmten Mengen bzw. in bestimmter Qualität
zu erzeugen.

Bei der indikatorgesteuerten Finanzzuweisung
hängt die Höhe der staatlichen Finanzierung im
Wesentlichen von den Leistungswerten einer
Hochschule ab: Der Staat „kauft“ damit praktisch
die Dienstleistungen bzw. Produkte ein, welche die
Hochschule erbringt bzw. herstellt. Diese entschei-
det idealerweise mehr oder weniger autonom über
die Art und Weise der Leistungserbringung. Die
Kontraktfinanzierung basiert auf i. d. R. mehrjähri-
gen Verträgen, die zwischen der einzelnen Hoch-
schule und dem Staat geschlossen werden und in
denen die Ziele bzw. die Aufgaben und Pflichten
beider Vertragspartner festgehalten werden.

Steuerungseffekte bzw. die erhoffte Anreizwir-
kung auf die Leistungserbringung an den Hoch-
schulen stellen sich ein, wenn

– ein ausreichender Umfang an Mitteln leistungs-
abhängig vergeben wird und

– die ausgewählten Indikatoren wirklich Leistung
messen und von den Hochschulen gut beeinflusst
werden können.

Umfang des Einsatzes
neuer Steuerungsinstrumente

In der Praxis zeigt sich, dass Verträge nur in relativ
wenigen Ländern als Instrument der Finanzzuwei-
sung eingesetzt werden. In Schweden macht diese
Art der Finanzierung z. B. 38 Prozent (sämtliche
Forschungsmittel), in Frankreich 10 Prozent des
staatlichen Zuschusses aus. In Deutschland wer-
den Verträge zur Hochschulfinanzierung z. B. in
Berlin eingesetzt (seit 1997), seit 2002 ergänzt um
ein Verfahren leistungsbezogener Mittelverteilung.

Indikatorbasierte Finanzierungsmodelle sind dage-
gen bereits in zwölf deutschen Bundesländern
sowie – den Blick auf die internationale Ebene
gerichtet – in allen der im Rahmen einer von der
HIS Hochschul-Informations-System GmbH he-
rausgegebenen Studie ausgewählten OECD-Län-
der anzutreffen und bestimmen dort mehr oder
weniger große Budgetanteile.2

Der Anteil der indikatorbasierten Finanzierung
umfasst außerhalb Deutschlands in den meisten
Ländern mehr als 50 Prozent der jeweiligen staat-
lichen Zuweisung. In drei Bundesländern wird
ebenfalls bereits ein sehr hoher Anteil der Finanz-
zuweisung an die Hochschulen von Indikatoren
bestimmt: Dies ist in Hessen, Brandenburg und
Rheinland-Pfalz der Fall.3 Auch andere Bundes-
länder wie Niedersachsen, Baden-Württemberg,
Berlin und Thüringen bestimmen immerhin zwi-
schen 15 und 30 Prozent ihrer Finanzzuweisung
über Indikatoren, so dass Leistungsveränderungen
einen deutlichen Niederschlag im staatlichen
Zuschuss finden können. Für Niedersachsen
beschränkt sich diese Form von Hochschulsteue-
rung allerdings bislang auf den Fachhochschulbe-
reich.

2 Vgl. M. Leszczensky u. a., ebd. Es handelt sich dabei um
folgende Länder: Australien, Belgien, Dänemark, England,
Finnland, Frankreich, Irland, Japan, Niederlande, Norwegen,
Schweden, Spanien, Tschechische Republik und Ungarn.
3 Vgl. Michael Leszczensky/Dominic Orr, Staatliche Hoch-
schulfinanzierung durch indikatorgestützte Mittelverteilung.
Dokumentation und Analyse der Verfahren in 11 Bundes-
ländern (Reihe HIS-Kurzinformationen A2/2004), Hannover
2004.
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Indikatoren zur Leistungsmessung

Die Zahl der für den Hochschulbereich verwen-
deten Leistungsindikatoren ist insgesamt recht
begrenzt. Differenziert nach Aufgabenbereichen
sind es i. d. R. die Folgenden:

– Zur Abbildung von Lehrleistungen werden
Studierenden- und Absolventenzahlen in einigen
Variationen (z. B. Studierende insgesamt, in der
Regelstudienzeit, in den ersten vier Semestern)
verwendet, in Ländern mit modularisierten Stu-
diengängen auch Kreditpunkte.

– Als Indikatoren für Forschungsleistungen wer-
den die Höhe von Drittmitteln, die Zahl von Pro-
motionen und – seltener – auch die von Publikatio-
nen verwendet. Im Fall der Publikationen ist
allerdings von Belang, ob diese auch qualitativ
bewertet werden.

– In Deutschland werden zusätzlich Indikatoren
für die Aufgabenbereiche Gleichstellung und
Internationalisierung genutzt. Indikatoren für
Gleichstellung sind z. B. die Frauenanteile bei den
unterschiedlichen Akteursgruppen an den Hoch-
schulen.

Die Steuerungseffekte hängen von der konkreten
Abgrenzung der Indikatoren und der Ausgestal-
tung der Verfahren ab, wie im Folgenden exempla-
risch gezeigt werden soll.

Steuerungswirkungen am Beispiel
des Indikators Studierendenzahlen

In fast allen OECD-Ländern (Ausnahmen: Irland
und Norwegen) wird die Zahl der Studierenden als
Indikator im Rahmen der Formelfinanzierung ein-
gesetzt, um die Lehre – oder Lehre und Forschung
gemeinsam – zu finanzieren.4 Häufig werden über
50 Prozent des gesamten Hochschulbudgets über
diesen einen Indikator vergeben. Praktisch überall
werden dabei Differenzierungen nach mindestens
drei Fächergruppen vorgenommen, so dass teurere
Studiengänge durch eine entsprechende Gewich-
tung auch höher finanziert werden als vergleichs-
weise kostengünstige Studiengänge. Als interna-
tionale Beispiele seien exemplarisch Australien
und England genannt:

– In Australien ergeben sich 77 Prozent der staat-
lichen Zuweisung für die Universitäten aus der
Zahl der eingeschriebenen Studierenden.5 Jedes
Jahr wird zwischen Wissenschaftsministerium und
den einzelnen Universitäten eine Vereinbarung
(Funding Agreement) über die Zahl der Studieren-

den und die Zusammensetzung der Fächer getrof-
fen. Das Modell differenziert zwischen zwölf
Fächerclustern. Hochschulen müssen das verein-
barte „Belastungsziel“ mit einer zulässigen Abwei-
chung von ± zwei Prozent erreichen. Falls eine
Hochschule das Ziel zwei Jahre in Folge um mehr
als zwei Prozent unterschreitet, wird das „Belas-
tungsziel“ nach unten korrigiert. Bei Überschrei-
tung gibt es für überzählige Studierende noch bis
2007 weniger und von da ab überhaupt kein Geld
mehr vom Staat.

– In England werden 64 Prozent der staatlichen
Mittel für die Universitäten nach aktuellen Studie-
rendenzahlen vergeben.6 Diese Zahlen werden
zwischen einer Universität und dem „Finanzie-
rungsgremium für Hochschulbildung in England“
(Higher Education Funding Council for England,
HEFCE) im Voraus vereinbart und in einer Art
Vertrag, im Financial Memorandum, festgeschrie-
ben. Darin verpflichtet sich die Universität, die
festgelegte Zahl mit einer zulässigen Abweichung
von ± zwei Prozent zu erreichen. Wenn dies nicht
eingehalten wird und die Zahl der Studierenden
niedriger ausfällt, muss die Hochschule den ent-
sprechenden Finanzierungsanteil zurückzahlen.
Bei einem Überschuss bekommt sie keine zusätzli-
chen Mittel.

In drei deutschen Bundesländern dominiert der
Indikator „Studierende in der Regelstudienzeit“
bereits so stark, dass die entsprechenden Hoch-
schulbudgets zu mehr als der Hälfte durch diesen
determiniert werden: In Rheinland-Pfalz zu ca. 80
Prozent, in Hessen zu 56 und in Brandenburg zu
51 Prozent. Das hessische Verfahren ist dabei eng
an das australische und das englische angelehnt; es
werden Sollzahlen für die Studierenden festgelegt
und diese mit fächerspezifischen Kostennormwer-
ten multipliziert. Daraus ergibt sich das Grund-
budget. In Rheinland-Pfalz und Brandenburg wer-
den dagegen die tatsächlichen Studierendenzahlen
(in der Regelstudienzeit) zugrunde gelegt; diese
werden in Brandenburg wie in Hessen mit fächer-
spezifischen Kostennormwerten multipliziert, um
zu einem Budget zu kommen. In Rheinland-Pfalz
findet dagegen eine Normierung mit so genannten
„Curricularnormwerten“ statt, die den fachspezifi-
schen Ausbildungsbedarf in Form von Lehrveran-
staltungsstunden wiedergeben. Damit lässt sich
der Bedarf an wissenschaftlichem Personal und
daran anknüpfend der Budgetbedarf ableiten.

Ein zentraler Steuerungseffekt besteht in Hinblick
auf die Verwendung des Indikators darin, dass die

4 Vgl. M. Leszczensky u. a. (Anm. 1).
5 Vgl. ebd. 6 Vgl. ebd.
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staatlichen Zuschüsse für die Lehre konsequent
nach Ausbildungslasten verteilt werden. Insofern
wird die Verteilungsgerechtigkeit erhöht. Ob die
Lehrleistung damit auch verbessert werden kann,
hängt u. a. von der Offenheit des Hochschulzu-
gangs ab. Unter der Voraussetzung, dass freie
Hochschulwahl besteht, die kaum Zulassungsbe-
schränkungen unterliegt, konkurrieren die Hoch-
schulen prinzipiell um die Auslastung ihrer Stu-
dienangebote. Unter dieser Prämisse kann eine
Budgetierung nach Studierendenzahlen als Leis-
tungsanreiz wirken: Die Hochschulen als Wettbe-
werber um Studieninteressierte müssen sich durch
die Qualität ihrer Angebote interessant machen
und behaupten. In England ist dies ein sehr wichti-
ger Faktor, da die Hochschulen, an denen sich
weniger Studierende einschreiben als geplant, im
gleichen Umfang Mitteleinbußen zu beklagen
haben. Profilbildung hat sich unter diesen Bedin-
gungen sehr an den Studieninteressen der Bewer-
ber zu orientieren.

Steuerungswirkungen am Beispiel
des Indikators Publikationen

In Deutschland werden bislang nahezu ausschließ-
lich Drittmittelvolumina und die Zahl der Promo-
tionen als Forschungsindikatoren verwendet,
obwohl Alternativen wie Zahl oder Qualität von
Publikationen immer wieder diskutiert werden.
Als interessantes ausländisches Beispiel gilt das
Research Assessment Exercise (RAE) in England,
nach dem Forschungsmittel in größerem Umfang
verteilt werden (19 Prozent des durchschnittlichen
universitären Budgets). Beim RAE werden die
Veröffentlichungen ausgewählter Wissenschaftler
der jeweiligen Hochschulen in peer reviews nach
ihrer Qualität beurteilt; das Qualitätsurteil wird in
eine Note transformiert. Die alleinige Zahl der
Veröffentlichungen wird also nicht, wie dies z. B.
in Australien der Fall ist, als ausreichendes Finan-
zierungskriterium angesehen.7

Nach diesem Verfahren erhalten nur solche Uni-
versitäten Forschungsmittel, die eine bestimmte
Note erreicht oder überschritten haben. Der
größte Anteil der Forschungsmittel wird nur für
die Bestnoten vergeben. Die Wirkung dieses Ver-
fahrens ist einfach zu erläutern: „Gute“ Forschung
erhält mehr Geld und kann dadurch noch besser
werden; diejenigen Hochschulen dagegen, die
schlecht abgeschnitten und daher keine Mittel
erhalten haben, können sich im Bereich der For-
schung nur schwer verbessern und geraten leicht in
eine „Abwärts-Spirale“. Das Resultat einer ent-

sprechend heterogenen Hochschullandschaft mit
reinen Lehruniversitäten auf der einen und quali-
tativ hochrangigen Lehr- und Forschungsuniversi-
täten auf der anderen Seite ist in England offenbar
politisch gewollt.

Steuerungswirkungen als Ergebnis
der Auswahl der Indikatoren

Wie die Beispiele der Verwendung von Studieren-
denzahlen und bewerteten Publikationen als Indi-
katoren für Finanzzuweisungsverfahren zeigen,
manifestieren sich in deren Auswahl zentrale
hochschulpolitische Zielsetzungen. Die Entschei-
dung für bestimmte Indikatoren macht nicht nur
bestimmte Aspekte von hochschulischer Leistung
sichtbar. Ihr Einsatz kann eigentlich auch nur sinn-
voll bewertet werden in Hinblick auf die damit
beabsichtigten Steuerungseffekte. Eine Konse-
quenz aus dieser Erkenntnis ist, dass Absichten
immer wieder formuliert und Wirkungen immer
wieder kontrolliert werden müssen. Vor allem für
den Bereich der Lehre erhofft sich die Wissen-
schaftspolitik von indikatorgestützten Finanzzu-
weisungsverfahren positive Anreize. Zentrale The-
men sind in Deutschland zur Zeit z. B. die
Verkürzung der Studiendauer und die Erhöhung
der Studieneffizienz auch durch eine stärkere
Orientierung der Hochschulen am Ausbildungsbe-
darf der Studierenden.

Bei einer Gesamtbetrachtung fällt auf, dass einige
häufig propagierte Indikatoren in den praktizier-
ten Modellen keine Anwendung finden. Im Lehr-
bereich wird z. B. der Erfolg von Absolventen auf
dem Arbeitsmarkt als Indikator für den Wert eines
Hochschulstudiums nicht berücksichtigt. Im For-
schungsbereich werden Veröffentlichungen nur
selten als Indikator für Forschungsleistung erfasst,
und kein Modell verwendet eine Zitationsanalyse.8

Den genannten Indikatoren ist gemeinsam, dass
sich mit ihnen der Anspruch erheben lässt, nicht
allein Quantität, sondern auch Qualität zu messen.
Ihre Nützlichkeit als Leistungsindikatoren ist
jeweils theoretisch einleuchtend, aber praktisch
noch ohne sichtbare Folgen.

Die in der bisherigen Praxis erkennbare Orientie-
rung von Budgets an rein quantitativen Größen
wie Studierenden- oder Absolventenzahlen impli-
ziert die Gefahr der Aushöhlung von Qualitäts-
standards. Ein Fehlanreiz für die Hochschulen
könnte z. B. darin bestehen, die Zahl der Studie-

7 Vgl. ebd.

8 In den USA wird jährlich für verschiedene wissen-
schaftliche Disziplinen auf der Basis der Auswertungen Tau-
sender von Fachzeitschriften ermittelt, wer in einem be-
stimmten Zeitraum wie oft zitiert wurde.

21 Aus Politik und Zeitgeschichte B 25 / 2004



renden durch Ausweitung des Studienangebots
auf niedrigem Qualitätsniveau zu erhöhen. Auch
könnte die Zahl der Absolventen dadurch gestei-
gert werden, dass Prüfungsanforderungen herab-
gesetzt werden. Gerade unter der Bedingung
zunehmender Hochschulautonomie sind diese
Risiken quantitativ orientierter Steuerung und
Budgetierung sehr real. In diesem Kontext wird
versucht, durch Einführung von verschiedenen
Instrumenten der Qualitätssicherung wie Akkredi-
tierung, Qualitätsbewertung und Quality Audit
gegenzusteuern.

International fällt auf, dass zumeist nur eine
geringe Zahl von Indikatoren eingesetzt wird. Es
ist sowohl im Lehr- als auch im Forschungsbereich
nicht selten, dass die gesamte (bzw. die gesamte
auf Indikatoren gestützte) Finanzierung des
betreffenden Bereichs nur durch ein oder zwei
Indikatoren geregelt wird; es kommt dagegen fast
nie vor, dass in einem Bereich drei oder mehr Indi-
katoren eingesetzt werden. Dies fällt besonders
auf im Vergleich zu den in Deutschland verwende-
ten Indikatormodellen: Sechs der 17 in einer HIS-
Studie untersuchten Finanzzuweisungsverfahren
(teilweise separat für Universitäten und Fachhoch-
schulen) aus elf Bundesländern liegen hierzulande
mehr als zehn Indikatoren zugrunde.9

Der Vorteil eines auf relativ wenige Indikatoren
begrenzten Ansatzes liegt in seiner Nachvollzieh-
barkeit und Transparenz – immerhin ist davon aus-
zugehen, dass die Hochschulen nur dann ihr
Verhalten gemäß den durch die Indikatoren
vermittelten Anreizen ändern, wenn die Auswir-
kungen der Indikatorwerte auf die Finanzierung
verständlich und in gewissem Rahmen auch vor-
hersagbar sind. Wenn hingegen eine große Zahl
von Indikatoren verwendet wird, die gegebenen-
falls ganz unterschiedliche Anreize setzen und
womöglich so fein untergliedert sind, dass eine
Hochschule ihr Verhalten (fast) nicht mehr daran
auszurichten vermag, kann von Steuerungsmodel-
len kaum noch die Rede sein.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass ein
Paradigmenwechsel in der Hochschulfinanzierung
tatsächlich stattgefunden hat. Dies zeigt sich
anhand von Art und Umfang der neu eingeführten
Steuerungsinstrumente. Ob angesichts des i. d. R.
rein quantitativen Charakters der leistungsbezoge-
nen Mittelzuweisung für die Hochschulen tatsäch-
lich auch die Leistungsniveaus positiv beeinflusst
werden können, müssen Wirkungsanalysen künftig
noch belegen. Zunächst einmal ist von großer

Bedeutung, dass Steuerungs- und Finanzierungs-
instrumente entwickelt worden sind, welche die
Budgets von zunehmend autonomer agierenden
Hochschulen bestimmen und einen verlässlichen
Rahmen für eine produktive Leistungsentwicklung
geben. Ob die gewonnene Handlungsautonomie
positiv genutzt wird, hängt nicht zuletzt von den
Akteuren an den Hochschulen ab, welche die mit
dem indikatorgestützten Verfahren gesetzten
Anreize auch aufnehmen müssen. Dass die Gefahr
eines Unterlaufens dieser Strategie gesehen wird,
ist u. a. durch die dynamische Entwicklung von
Verfahren der Qualitätssicherung zu belegen.

Entwicklungstrend und Niveau
der Hochschulfinanzierung

Einen allgemein anerkannten Maßstab für eine
ausreichende und entwicklungsfördernde Finan-
zierung von Hochschulen gibt es nicht. Daher
kann eine Einschätzung immer nur relativen Cha-
rakter haben und sich am Trend oder am Vergleich
mit anderen Industrieländern orientieren.

In einem Bericht zur technologischen Leistungsfä-
higkeit Deutschlands wurden die Hochschulausga-
ben ausgewählter OECD-Länder unlängst kauf-
kraftbereinigt verglichen. Kleinere Länder wie
Australien, Finnland, Kanada, die Niederlande
und Schweden sowie das ärmere Spanien geben
erwartungsgemäß einen größeren Anteil ihres
Bruttoinlandsprodukts (BIP) für den tertiären Bil-
dungssektor aus als die größeren Länder Deutsch-
land, Frankreich, England, Italien und Japan.
Innerhalb dieser Gruppe hat Deutschland immer-
hin noch die höchsten Hochschulausgaben in Rela-
tion zum BIP (0,96 Prozent). Auffällig ist jedoch,
dass dieser Anteil in den USA trotz der Größe des
Landes doppelt so hoch ist (1,87 Prozent).10

Die gesamten Hochschulausgaben des Jahres 2001
beliefen sich in Deutschland auf 28,6 Milliarden
Euro.11 Davon entfielen 46 Prozent auf die medizi-
nischen Einrichtungen, 42 Prozent auf die Univer-
sitäten und zehn Prozent auf die Fachhochschulen.
Seit 1980 haben sich die Hochschulausgaben in

9 Vgl. M. Leszczensky /D. Orr (Anm. 3).

10 Vgl. HIS/ZEW, Indikatoren zur Ausbildung im
Hochschulbereich. Bericht für 2002 im Rahmen des
Berichtssystems zur Technologischen Leistungsfähigkeit
Deutschlands (Reihe HIS-Kurzinformationen A3/2003),
Hannover 2003.
11 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Bericht zur fi-
nanziellen Lage der Hochschulen 2001. Entwurfsfassung vom
28. 11. 2003, Wiesbaden.
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Deutschland nominal verdreifacht. Werden aber
Inflation und der Beitritt der ostdeutschen Länder
berücksichtigt, ergibt sich real nur eine Steigerung
um 56 Prozent. Im gleichen Zeitraum – zwischen
1980 und 2001 – hat sich die Zahl der Studierenden
an deutschen Hochschulen allerdings von 1,0 auf
1,9 Millionen erhöht, eine Steigerung der Nach-
frage nach Lehrleistung um ca. 90 Prozent.

Bezogen auf eine Leistungseinheit (Ausbildung
eines Studierenden) hat sich die finanzielle Lage
der Hochschulen demnach in den vergangenen
zwei Jahrzehnten in Deutschland verschlechtert.
Das Statistische Bundesamt hat genauer nachge-
rechnet und die Ausgaben, die in die Lehre fließen
(2001: 11,7 Milliarden Euro), zu der Zahl der Stu-
dierenden ins Verhältnis gesetzt. Ergebnis ist, dass
es seit 1980 einen realen Rückgang der Lehraus-
gaben je Studierenden um real ca. 15 Prozent ge-
geben hat.12

Zur Zeit diktieren nahezu überall weitere Einspar-
maßnahmen das Geschehen an den Hochschulen.
Zum Ausgleich haben diese in einigen Bundeslän-
dern mehr Planungssicherheit erhalten. Dies wird
häufig in Hochschulverträgen, -pakten und der-
gleichen ausgehandelt. So mussten z. B. die Uni-
versitäten in Baden-Württemberg in der ersten
Stufe des Solidarpakts (bis 2001) 1 500 Stellen
abbauen. Ein Drittel der auf diese Weise einge-
sparten Mittel stand den Universitäten zusätzlich
als Sachmittel zur Verfügung, ein Drittel wurde für
den Ausbau der Fachhochschulen verwendet, und
das letzte Drittel ging an das Finanzministerium.
Das Land Berlin garantiert den Hochschulen bis-
her noch die Finanzierung von 85 000 personalbe-
zogenen Studienplätzen; damit werden zur Zeit ca.
130 000 Studierende an Berliner Hochschulen aus-
gebildet. Zur Finanzierung eines Fachhochschul-
strukturfonds müssen die Universitäten weitere
5 000 Studienplätze abbauen sowie zwischen 2004
und 2006 weitere 54 Millionen Euro einsparen. Ab
2006 soll das jährliche Budget noch weiter zurück-
gefahren werden. In Hessen wurde in einer
Zusatzregelung zum Hochschulpakt vereinbart, in
2004 30 Millionen Euro einzusparen, und in Nie-
dersachsen sieht das Hochschuloptimierungskon-
zept für das Haushaltsjahr 2004 Kürzungen von
über 40 Millionen Euro und für 2005 Einsparun-
gen von weiteren 10 Millionen Euro vor. Diese nur
exemplarische Liste bestätigt die oben gemachte
Trendaussage: An der Hochschulausbildung wird
in Deutschland zur Zeit kräftig gespart, obwohl
die Anforderungen an die Hochschulen tenden-
ziell steigen.

Im Gegensatz zur tatsächlichen Entwicklung der
Hochschulfinanzierung steht die gegenwärtige
Debatte um Elitehochschulen. Eliteförderung
kostet Geld, wie vor allem das Beispiel der US-
amerikanischen Spitzenuniversitäten zeigt: Har-
vard verfügte z. B. 2002 über ein Budget von ca.
1,86 Milliarden Euro. Die Universität Göttingen,
an der fast 3 000 Studierende mehr eingeschrieben
sind als in Harvard (22 574 im Wintersemester
2001/2002 gegenüber 19 690), hatte 2002 ohne das
Klinikum einen Haushalt von 221,5 Millionen
Euro.

Quellen der Hochschulfinanzierung
und Entwicklungsperspektiven

Hochschulen sind in Deutschland überwiegend in
staatlicher Trägerschaft und werden auch maßgeb-
lich vom Staat finanziert. Die deutschen Universi-
täten haben 2001 ihren Etat von 12,1 Milliarden
Euro zu 79 Prozent durch Landeszuschüsse abge-
deckt, 18 Prozent waren Drittmittel und nur 3 Pro-
zent selbst erwirtschaftete Einnahmen. Fachhoch-
schulen wurden sogar zu 91 Prozent durch
Landeszuschüsse finanziert. Ein Vergleich mit der
Finanzierungsstruktur der öffentlichen Universitä-
ten in den USA, die im Übrigen nahezu identisch
mit der Struktur in England ist, macht die Domi-
nanz staatlicher Mittel für deutsche Universitäten
sehr deutlich; dabei ist zu berücksichtigen, dass
auch ein großer Teil der Drittmittel staatlichen
Ursprungs ist.

Die deutschen Hochschulen verfügen unter den
gegebenen Bedingungen über folgende Hand-
lungsmöglichkeiten, um ihre finanzielle Lage zu
verbessern:

– Staatliche Zuschüsse können durch die Hoch-
schulen aufgrund positiver Leistungsentwicklung
beeinflusst werden. Der zur Zeit mögliche Effekt
auf den Gesamthaushalt einer Hochschule dürfte
etwa im 1-Prozent-Bereich liegen.

– Im Drittmittelbereich liegt mindestens genauso
viel wettbewerbliches Potential: Die Höhe der
Drittmittel ist für die finanzielle Situation der
Hochschulen von großer Bedeutung; allein zwi-
schen 1997 und 2001 sind sie um fast 29 Prozent
gestiegen. Für die Universitäten bedeutete dies,
dass sie ihre Gesamtbudgets um durchschnittlich
1,3 Prozent pro Jahr steigern und sich damit neue
Handlungsspielräume eröffnen konnten.12 Vgl. ebd.
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– Zu den selbst erwirtschafteten Einnahmen zäh-
len u. a. Erlöse aus Verkauf und Vermietung von
Gütern und Leistungen wie Vermietung von Räu-
men und Flächen an Externe, Dienstleistungen
von Materialprüfanstalten für Externe sowie
Gebühren für Weiterbildungsangebote. Der Effekt
der zusätzlich erwirtschafteten Einnahmen auf die
Gesamthaushalte der Hochschulen ist jedoch noch
relativ gering. Insgesamt sind den Universitäten
2001 384 Millionen Euro aus dieser Quelle zuge-
flossen. Es bedürfte einer Steigerung dieser Ein-
nahmen um ca. 33 Prozent, um den Gesamthaus-
halt um 1 Prozent zu erhöhen. Eine solche
Entwicklungsdynamik erscheint angesichts be-
stehender Rahmenbedingungen in Deutschland
kurz- bis mittelfristig eher unwahrscheinlich.

Wie sieht es in Deutschland mit der Perspektive
aus, die nichtstaatlichen Einnahmen zu erhöhen
und neue zusätzliche Einnahmequellen zu
erschließen? Deutsche Universitäten sind (noch)
keine Unternehmen wie manche Einrichtungen im
anglo-amerikanischen Raum, die von Burton
Clark mit dem Terminus „entrepreneurial univer-
sities“ etikettiert worden sind.13 Dies wird nicht
nur durch das bisherige Fehlen von Studiengebüh-
ren, Stiftungskapital und die geringe Bedeutung
der selbst erwirtschafteten Einnahmen belegt.
Selbst die wichtigste Quelle landesunabhängiger

Hochschulfinanzierung in Deutschland erscheint
im Vergleich zu amerikanischen Spitzenuniversitä-
ten unterentwickelt: Die Summe aller den Univer-
sitäten im Jahr 2001 zur Verfügung stehenden
Drittmittel belief sich auf 2,16 Milliarden Euro.
Das ist weniger, als vier amerikanische Spitzenuni-
versitäten vorweisen können: Harvard, Stanford,
Columbia und das Massachusetts Institute of
Technology (MIT) in Cambridge brachten es im
Haushaltsjahr 2002 auf 2,25 Milliarden Euro an
Drittmitteln, wobei solche für medizinische Ein-
richtungen hier nicht herausgerechnet sind.

Stiftungshochschulen gibt es mittlerweile auch in
Deutschland, vor allem in Niedersachsen. Diese
sind allerdings mit so wenig Stiftungskapital ausge-
stattet, dass Zinsen daraus nicht als zusätzliche
Einnahmequelle infrage kommen. Das Stiftungs-
kapital besteht häufig nur aus Immobilien.

Für dieses Jahr wird eine Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts zum Thema „Studienge-
bühren“ mit Spannung erwartet. Falls das Urteil
die Länder in den Stand versetzen sollte, Gebüh-
ren zu erheben, wird vielerorts mit einer zügigen
Umsetzung gerechnet. Unter der Voraussetzung,
dass für alle universitären Studiengänge Gebühren
in Höhe von 500 Euro je Semester erhoben wür-
den und alle Betroffenen auch zahlten, sind Ein-
nahmen von ca. 1,3 Milliarden Euro zu erwarten.
Dies entspräche einem Anteil von knapp 10 Pro-
zent an den derzeitigen Gesamthaushalten der

Abbildung: Finanzierungsstruktur der öffentlichen Universitäten in Deutschland und den USA
(Stand: 2001)

Quelle: HIS.
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13 Burton Clark, Creating Entrepreneurial Universities –
Organisational pathways of transformation, Oxford 1998.
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Universitäten. Bedingung wäre allerdings, dass die
zusätzlichen Einnahmen nicht mit dem staatlichen
Zuschuss verrechnet würden und bei den Hoch-
schulen verblieben, womit nicht unbedingt zu
rechnen ist. Außerdem müssten Kosten für zusätz-
liche Fördermaßnahmen und für Verwaltungsauf-
wand gegengerechnet werden.

Studiengebühren könnten – falls sie eingeführt
werden und auch den Hochschulen selbst zugute
kommen – u. U. zu einer verbesserten internatio-
nalen Wettbewerbsposition deutscher Hochschu-
len führen. Der Aufbau von Stiftungskapital ist
dagegen nur in einer sehr langfristigen Perspektive
möglich. Der leistungsorientierte Wettbewerb um
Drittmittel und um zunehmende Anteile des staat-
lichen Zuschusses wird zu einer stärkeren Diffe-
renzierung im deutschen Hochschulsystem führen.
Die Universität Bremen bestritt im Jahr 2001 30
Prozent ihres Hochschuletats über Drittmittel und
lag damit im landesweiten Vergleich auf Platz
eins.14 Bei den Drittmitteln können es viele deut-
sche Hochschulen bereits mit ihren britischen
Konkurrenten aufnehmen, die darüber im Jahr
2002 im Durchschnitt 17 Prozent ihres Budgets
deckten. Allerdings haben sie weitere 19 Prozent
über sonstige eigene Einnahmen finanziert. Künf-
tig dürfte es von Bedeutung sein, ob es auch den
Hochschulen in Deutschland gelingt, sich zusätz-
liche Einnahmequellen aus dem Verkauf von Gü-
tern und Dienstleistungen zu verschaffen.

Von einem Paradigmenwechsel in der Hochschul-
finanzierung kann nach diesen Ausführungen zu

Recht gesprochen werden, in Deutschland aller-
dings vornehmlich in Bezug auf die stärkere Leis-
tungsorientierung bei der Bemessung staatlicher
Zuschüsse. Der Wettbewerb um nichtstaatliche
Finanzierungsquellen ist hier im internationalen
Vergleich noch nicht sehr ausgeprägt.

Die große Bedeutung der Hochschulausbildung
findet angesichts der schwierigen Lage, in der sich
die Länderhaushalte zur Zeit befinden, keine Ent-
sprechung im Niveau der staatlichen Hochschul-
finanzierung. Die Ausgaben für die Ausbildung
eines Studierenden sind in Deutschland in den ver-
gangenen zwei Jahrzehnten gesunken. Im interna-
tionalen Vergleich verfügen die deutschen Hoch-
schulen daher nicht über eine besonders gute
finanzielle Ausstattung. Deshalb ist es nicht ver-
wunderlich, dass bei internationalen Rankings
keine deutsche Universität auf den Spitzenplätzen
zu finden ist.

Unter diesen Bedingungen sollten keine zu hohen
Erwartungen an die neuen Verfahren bedarfsge-
rechter und leistungsbezogener Steuerung und
Finanzierung gestellt werden, wenn es um eine
Verbesserung der Leistungsposition deutscher
Hochschulen im internationalen Wettbewerb geht.
Von dem hier skizzierten Paradigmenwechsel in
der Hochschulfinanzierung können in dieser
Beziehung kurzfristig keine Wunder erwartet wer-
den; er war aber notwendig, um bessere Voraus-
setzungen für eine gute Leistungsentwicklung zu
schaffen.

14 Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 11), S. 93.
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Hans N. Weiler

Hochschulen in den USA –
Modell für Deutschland?

Prolog: Von den Problemen des
Vergleichs

In einem Brief an den Arzt Jared Eliot aus Con-
necticut vom 12. April 1753 erzählt Benjamin
Franklin die Geschichte der Vertragsverhandlun-
gen zwischen der Kolonialregierung von Virginia
und den sechs dort ansässigen Indianer-Stämmen,
den „Six Nations“.1 Als besonders großzügige
Geste hatten die britischen Unterhändler den
Vertretern der Indianer angeboten, ein halbes
Dutzend ihrer besten jungen Leute für eine erst-
klassige britische Ausbildung auf Kosten der Kolo-
nialregierung an das College von Williamsburg zu
schicken – „to bring them up in the Best manner“2.
Die Vertreter der Indianer überlegten sich die
Sache und kamen am darauf folgenden Tag zurück
an den Verhandlungstisch. Sie bedankten sich artig
für das großzügige Angebot, lehnten es dann aber
ab. Sie baten um Verständnis dafür, dass ihre Vor-
stellungen von Bildung nicht dieselben seien wie
die ihrer weißen Gesprächspartner.

Die Vertreter der „Six Nations“ erklärten weiter,
dass vor einiger Zeit schon einmal einige ihrer jun-
gen Stammesgenossen zur Ausbildung an die Col-
leges des weißen Mannes geschickt worden, bei
ihrer Rückkehr jedoch für das Leben der Indianer
eigentlich völlig unbrauchbar gewesen seien. Um
sich aber nicht den Anschein von Undankbarkeit
zu geben, fügten die Indianer das Angebot hinzu,
dass die „Gentlemen of Virginia“ doch ein halbes
Dutzend ihrer besten Söhne zu den Indianern in
die Ausbildung schicken sollten, und versprachen,
sich mit der größten Sorgfalt ihrer Erziehung anzu-
nehmen, ihnen all das beizubringen, was die India-

ner wissen, und richtige Männer aus ihnen zu
machen: „. . . and make men of them“3.

So ist das mit unterschiedlichen Vorstellungen von
Erziehung, und man wird gelegentlich an die Miss-
verständnisse zwischen den „Gentlemen of Virgi-
nia“ und den indianischen Stammesführern der
„Six Nations“ erinnert, wenn man sich die Diskus-
sionen über den Vergleich zwischen dem amerika-
nischen und dem deutschen Hochschulwesen
anhört.

Meine Biographie bringt es mit sich, dass ich zu
diesem Thema schon des Öfteren befragt worden
bin.4 Ich habe gelernt, dass man sich dabei einem
nicht unbeträchtlichen Risiko aussetzt. Deshalb
eine Klarstellung vorweg: Ich gehöre nicht zu den-
jenigen, von denen der ehemalige Wissenschafts-
minister des Freistaates Sachsen einmal gesagt hat,
dass sie sich „deutsche Hochschulen nur noch als
amerikanischen Verschnitt vorstellen können“5.
Mit anderen Worten: Nach meiner Einschätzung
taugt das amerikanische Hochschulwesen nur
bedingt als Modell für die deutsche Hochschulpoli-
tik – aus Gründen, über die noch zu reden sein
wird.

Gleichzeitig bin ich jedoch der Ansicht, dass man
von der sorgfältigen Betrachtung anderer Hoch-
schulsysteme sehr viel lernen kann – zum Mindes-
ten die überaus heilsame Einsicht, dass das eigene
Hochschulsystem auch anders sein könnte, als es
ist. Die Nützlichkeit solcher Vergleiche für die
Verbesserung des deutschen Hochschulwesens soll
an drei Themen deutlich gemacht werden: am
Umgang mit Qualität, am Umgang mit Entschei-
dungen und am Umgang mit Studierenden.

Dieser Beitrag geht zurück auf die „Benjamin Franklin Lec-
ture 2001“, die der Verfasser im November 2001 am Universi-
tätsklinikum Benjamin Franklin der Freien Universität Berlin
gehalten hat. Für diesen Zweck wurde der Vortrag erheblich
überarbeitet und gekürzt.
1 Vgl. Paul M. Zall (Hrsg.), Ben Franklin Laughing: Anec-
dotes from Original Sources by and about Benjamin Franklin,
Berkeley 1980, S. 28 f.
2 Ebd., S. 29.

3 Ebd., S. 46.
4 Vgl. Hans N. Weiler, Wettbewerb, Leistung, Privatisie-
rung – Vergleichende Perspektiven zur Hochschulreform,
in: Volker Lenhart/Horst Hörner (Hrsg.), Aspekte inter-
nationaler Erziehungswissenschaft – Festschrift für Hermann
Röhrs, Weinheim 1996, S. 123–134; ders., Verantwortung und
Zuständigkeit – Entscheidungsstrukturen im amerikanischen
Hochschulsystem, in: Detlef Müller-Böling/Jutta Fedrowitz
(Hrsg.), Leitungsstrukturen für autonome Hochschulen.
Verantwortung – Rechenschaft – Entscheidungsfähigkeit,
Gütersloh 1998, S. 47–58.
5 Interview mit Hans-Joachim Meyer, in: Der Tagesspiegel
vom 2. Mai 2001.
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In jedem Fall ist von amerikanischen Erfahrungen
zu berichten, die zwar nicht eins zu eins übertrag-
bar sind, aus denen sich aber manches für die wei-
tere Entwicklung der deutschen Hochschulen ler-
nen lässt. Dabei geht es wohlgemerkt weniger um
profunde Hochschulphilosophie als mehr um ganz
handfeste Erfahrungen.

Umgang mit Qualität: Bewertung
und Belohnung von Leistung

Das Thema „Qualität“ spielt in der hochschulpoli-
tischen Realität der USA eine sehr viel zentralere
und selbstverständlichere Rolle als in Deutsch-
land. Die Bewertung, Messung und Interpretation
von Qualität ist in den Vereinigten Staaten ein
Dauerbrenner des akademischen Diskurses, ob es
sich nun um Studierende und deren Fähigkeiten,
um Professoren und deren wissenschaftliche
Arbeit oder um die Qualität von ganzen Einrich-
tungen handelt. Das hat natürlich mit der kompeti-
tiven und differenzierten Natur des amerikani-
schen Hochschulwesens zu tun. Wo das Werben
um Studierende, Professoren, Spenden und Dritt-
mittel eine Tätigkeit mit höchst intensivem Wett-
bewerbscharakter ist, da muss Qualität permanent
thematisiert, erörtert, gemessen und gefördert wer-
den.

Qualität und ihre Einschätzung:
Kritik und das Zelebrieren von Leistung

Der besondere Stellenwert der Qualität hat in den
USA eine Reihe von besonderen institutionellen
Merkmalen und Verfahren hervorgebracht, über
die sich auch im deutschen Kontext nachzudenken
lohnt. Ich nenne hier nur zwei Beispiele: die
besonders ausgeprägte Fähigkeit zur Selbstevalu-
ierung und die öffentliche Anerkennung und Aus-
zeichnung von Qualität.

Die Fähigkeit zur Selbstevaluierung

Zu den aufschlussreichsten Dokumenten des ame-
rikanischen Hochschullebens gehören die perio-
dischen Berichte über die institutionelle Selbst-
einschätzung amerikanischer Universitäten und
Colleges. Die Untersuchungen und Empfehlun-
gen, die sich etwa mit dem Namen Robert M. Hut-
chins an der University of Chicago verbinden, die
zwölfbändige Study of Education at Stanford aus
den späten sechziger Jahren oder die auf Betrei-
ben des damaligen Dean of Humanities and Scien-
ces in Harvard zustande gekommene Analyse des

Studiums für Undergraduates zählen zu den Klassi-
kern dieser gleichzeitig empirischen und normati-
ven Gattung von Selbsteinschätzung, die für die
jeweiligen Einrichtungen Marksteine ihres institu-
tionellen Werdeganges (und natürlich auch ihrer
institutionellen Legitimation) geworden sind.

Öffentliche Anerkennung
und Auszeichnung von Qualität

Als zweites Beispiel für den institutionellen
Umgang mit Fragen der Qualität erwähne ich die
öffentliche Anerkennung besonderer Leistungen
in der Hochschul- und der breiteren Öffentlich-
keit; diese nimmt gelegentlich fast folkloristische
Formen an, hat insgesamt jedoch einen erhebli-
chen Anteil daran, die Frage von Qualität im insti-
tutionellen Bewusstsein lebendig zu halten. Die
Auszeichnungen für den „Professor des Jahres“,
den „Studienberater des Jahres“, den „Hochschul-
verwalter des Jahres“, den „Absolventenbetreuer
des Jahres“ und natürlich auch den „Spendenein-
werber des Jahres“ gehören zum festen Repertoire
jeder Jahresabschlussfeier (Commencement) an
amerikanischen Universitäten und werden ebenso
sorgfältig vorbereitet wie begehrlich gesucht –
wobei die Geldprämie, die von Stiftern als Gegen-
leistung für die Verbindung ihres Namens mit der
Auszeichnung zur Verfügung gestellt wird, nicht
unerheblich zur Wertschätzung der Preise beiträgt.

Qualität und ihre Belohnung:
Mittel, Anreize und Leistung

Qualität und Leistung hängen im Selbstverständnis
eines Hochschulwesens eng miteinander zusam-
men. Beides kann man fördern und belohnen; das
Ausbleiben von beidem kann man bestrafen –
zumindest mit dem Verzicht auf Belohnung. Die
Ressourcen einer Hochschule spielen dabei eine
ganz entscheidende Rolle. Eines der wichtigsten
Merkmale des amerikanischen Hochschulwesens
ist die Konsequenz und Zielstrebigkeit, mit der die
Verteilung von Ressourcen zur Beförderung von
Qualität genutzt wird.

Leistungsbezogene Mittelzuweisung

Der erste Punkt bezieht sich auf den breiten
Fächer leistungsbezogener Mittelzuweisung – eine
Form des Umgangs mit Ressourcen, die sich in
Deutschland zwar hier und da zaghaft durchzuset-
zen beginnt, aber immer noch mit ganz erhebli-
chen Widerständen zu kämpfen hat; selbst da, wo
sich die Leistungsbindung nur auf einen relativ
unerheblichen Anteil der insgesamt verfügbaren
Ressourcen bezieht. Dabei lassen die amerikani-
schen Erfahrungen keinen Zweifel daran, dass es
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sich hier um ein ausnehmend wirksames Mittel
hochschulpolitischer Steuerung handelt (was ver-
mutlich auch den Widerstand dagegen in Deutsch-
land erklärt), und zwar sowohl im Hinblick auf
Bereiche und Untergliederungen einer Hoch-
schule als auch im Falle einzelner Hochschul-
lehrer.

Hochschulen steuern: ex ante und ex post

Organisationen jedweder Art unterscheiden sich
nach der Art ihrer Steuerungsmechanismen. Im
Falle von Hochschulen lässt sich eine Einrichtung
entweder durch vorgegebene Regeln (ex ante)
oder aber durch Leistungsziele und den Grad ihrer
Erreichung (ex post) steuern. Die traditionelle
deutsche Hochschule verkörpert nahezu idealty-
pisch die erste Möglichkeit, während die amerika-
nische Hochschule sehr viel stärker dem zweiten
Modell entspricht. So wurden an deutschen Hoch-
schulen bis vor kurzem Gehälter noch nach vorge-
gebenen Besoldungsregeln bestimmt, während bei
der Festsetzung von Gehältern und Gehaltserhö-
hungen an amerikanischen Hochschulen in aller
Regel eine Bewertung der Leistungen des einzel-
nen Mitarbeiters in der vorhergehenden Bewer-
tungsperiode einfließt. Ähnlich verhält es sich mit
der Ausstattung von Lehrstühlen, für die im deut-
schen System Zusagen maßgebend sind, die im
Rahmen von Berufungsverhandlungen gegeben
werden und die sich – selbst bei erheblichen Ver-
änderungen der Haushaltslage der Hochschule
und völlig unabhängig von der Leistung der je-
weiligen Einheit – beträchtlicher Langlebigkeit
erfreuen. Demgegenüber richtet sich die Ausstat-
tung eines Instituts oder eines Lehrstuhls an einer
amerikanischen Hochschule sehr viel stärker nach
den dort erbrachten Leistungen (Forschungsinten-
sität, eingeworbene Drittmittel, Lehrbelastung,
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses)
sowie nach dem Bedarf, der sich aus der Produkti-
vität der Einheit ergibt.

In dieser Hinsicht ist in Deutschland mit der inzwi-
schen beschlossenen Dienstrechts- und Besol-
dungsreform eine wichtige Reform eingeleitet
worden, von der man hoffen muss, dass sie nicht
an ihren eigenen inneren Widersprüchen – Stich-
wort Kostenneutralität – und an föderaler Klein-
staaterei scheitert.

Wissenschaftlicher Nachwuchs:
Die Qualität künftiger Hochschullehrer

Auf andere Aspekte von Qualität im Hochschul-
wesen wird noch zurückzukommen sein, wenn es
um den Umgang mit Studierenden geht. Ich

möchte diesen Abschnitt über den Umgang mit
Qualität mit einigen Anmerkungen zur Frage der
Qualifizierung des Hochschullehrernachwuchses
beschließen. Stich- und Reizworte: Habilitation,
Juniorprofessur, Zugang zum Hochschullehrerbe-
ruf. Um es vorweg zu sagen: Die Habilitation ist –
in den allermeisten Fächern – eine suboptimale
Art der Ausbildung von Hochschullehrern. Es gibt
dafür gute Gründe, die sich an meiner eigenen
Biographie illustrieren lassen.

Nach meiner Promotion in Freiburg hatte ich ein
Angebot der Stanford University für eine dreijäh-
rige Assistant Professorship angenommen – ein
Vertrag, der dann noch einmal um drei Jahre ver-
längert wurde, bevor sich nach sechs Jahren, wie in
den USA üblich, die recht hohe Schwelle des
tenure review erhebt. Vom ersten Tag meiner
Tätigkeit als Assistant Professor an war ich voll
verantwortlich für meine Lehrveranstaltungen, für
meine Prüfungen, für meine eigenen Doktoran-
den, für mein eigenes Forschungsprogramm und
die dazu erforderlichen Drittmittel und für meine
Entscheidungen in den Gremien der Fakultät.
Nach sechs Jahren wurde ich nach allen Regeln
der Kunst evaluiert, unter Hinzuziehung zahlrei-
cher und sehr gründlicher Gutachten von Fachver-
tretern aus aller Welt, bevor Stanford sich ent-
schloss, mir eine unbefristete Professorenstelle
anzubieten.

Ich kenne keine Habilitation in Deutschland,
gegenüber der ein solcher tenure review an einer
guten amerikanischen Universität verschämt
zurückstehen müsste. Nur wage ich zu behaupten
– und darauf kommt es hier an –, dass ich nach den
sechs Jahren voll verantwortlicher wissenschaftli-
cher Tätigkeit als Assistant Professor besser und
umfassender auf meine weitere Tätigkeit als Hoch-
schullehrer vorbereitet war, als wenn ich die sechs
Jahre stattdessen mit einer Habilitation an einer
deutschen Universität zugebracht hätte. Die Ein-
richtung der Juniorprofessur in Deutschland
macht sich diese Erfahrungen zunutze; es bleibt
abzuwarten, mit welchem Erfolg.

Der Umgang mit Entscheidungen:
Hochschulen und ihre Leitung

Hochschulen sind heutzutage komplexe Organisa-
tionen, die im Unterschied zu ihren klösterlichen
Vorgängern im Mittelalter der Leitung und Steue-
rung bedürfen. Die Frage, wie die Leitung von
Hochschulen beschaffen sein sollte, ist deshalb zu
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Recht ein zentraler Punkt der hochschulpoliti-
schen Auseinandersetzung in Deutschland gewor-
den.

Auch hier lohnt sich ein Blick auf die amerikani-
sche Praxis, wobei das Spektrum der Beobachtun-
gen von der Wahrnehmung der Einrichtung Hoch-
schule über die Arbeitsteilung in der Leitung
und unterschiedliche Steuerungsmechanismen, das
Verhältnis von Verantwortung und Zuständigkeit
und die Rolle von Information in der Leitung von
Hochschulen bis zu Fragen von Rekrutierung und
Vergütung reicht.

Institutionelle und individuelle
Autonomie im Widerstreit

Zu Beginn war von verschiedenen institutionellen
Kulturen im amerikanischen und deutschen Hoch-
schulwesen die Rede. Diese Differenz ist vor allem
in dem unterschiedlichen Eigenwert der Institution
Hochschule in den beiden Systemen angelegt –
also in dem Gewicht, das der Hochschule als
einem eigenständigen Akteur in der Wissen-
schaftslandschaft zugestanden wird, und zwar
sowohl von ihren Mitgliedern als auch von ihrem
Umfeld. Um es überspitzt zu formulieren: Im deut-
schen System hat die Hochschule gegenüber dem
vorherrschenden Dualismus von Staat einerseits
und autonomen Hochschullehrern andererseits
einen relativ geringen Grad von eigenständiger
Aggregation und Profilierungsmöglichkeit.

Demgegenüber ist die Hochschule in den USA ein
– sowohl gegenüber dem Staat als auch gegenüber
den Hochschullehrern – gewichtigerer und selbst-
bewussterer Akteur, der in erheblich stärkerem
Maße als in Deutschland auch als Bezugspunkt
intellektueller Identifizierung und professioneller
Zugehörigkeit wirkt. Dass dies nicht nur eine
Frage der Philosophie und der strukturellen Rege-
lungen ist, sondern auch im Selbstverständnis der
Hochschullehrer – also in ihrer professionellen
Kultur – seinen Niederschlag findet, das lässt sich
sehr deutlich den Ergebnissen einer international
vergleichenden Studie der Carnegie Foundation6

von 1996 entnehmen.

Auf die Frage nach dem Ausmaß ihres Zugehörig-
keitsgefühls zur Hochschule ergaben sich bei deut-
schen und amerikanischen Hochschullehrern dra-
matisch unterschiedliche Ergebnisse. Bei den
amerikanischen Hochschullehrern gaben 36 Pro-
zent der Befragten an, sich ihrer Hochschule

besonders eng verbunden zu fühlen – bei den deut-
schen Kollegen waren es nur acht Prozent. Umge-
kehrt registrierten nur drei Prozent der amerikani-
schen Befragten keinerlei Zugehörigkeit zu ihrer
Hochschule – verglichen mit 31 Prozent ihrer deut-
schen Kollegen.7 Ein deutlicherer Kontrast in der
professionellen Kultur der beiden Gruppen lässt
sich kaum vorstellen.

Damit wird auch das unterschiedlich ausgeprägte
Spannungsverhältnis zwischen institutioneller und
individueller Autonomie in den beiden Systemen
sichtbar, also zwischen der Autonomie und Unab-
hängigkeit des einzelnen Hochschullehrers und
der Autonomie und Selbstbestimmung der Hoch-
schule als Einrichtung. Diese Spannung existiert
natürlich auch in den USA, aber in weit weniger
starkem Maße als in Deutschland, wo es einer Uni-
versität immer noch sehr schwer fällt, ihre Hoch-
schullehrer zu einer größeren, auch inhaltlichen
Loyalität im Rahmen der Profilierung und der
Schwerpunktsetzung ihrer Einrichtung zu bringen.

Leitung und Wandel:
Die Universität jeden Tag neu erfinden

Hochschulen müssen sich im Interesse ihrer eige-
nen geistigen Lebendigkeit immer wieder daran
erinnern lassen, dass sie sowohl die Fähigkeit als
auch die Pflicht zum Wandel haben. Dieses stän-
dige Erinnern ist eines der wichtigsten Elemente
verantwortlicher Hochschulleitung, und dafür gibt
es an den Hochschulen der USA besonders ein-
drucksvolle Beispiele. Gerhard Casper, ein aus
Deutschland stammender Jurist, der es in den
USA bis zum Präsidenten der Stanford University
(1992–2002) gebracht hat, legte zum 5. Jahrestag
seiner Ernennung dem Board of Trustees und dem
Akademischen Konzil der Universität eine auf-
schlussreiche Bilanz vor. Darin gibt er seiner Über-
zeugung Ausdruck, dass der Erfolg einer Universi-
tät von der aktiven Teilnahme aller ihrer Glieder
abhängt und dass in den wirklich wichtigen Ent-
scheidungen – nämlich denen, die mit Forschung
und Lehre zu tun haben – die Hochschullehrer am
Ende und völlig zu Recht die besten Karten hätten
– und haben müssten. Aber er sagt auch – und das
ist keineswegs ein Widerspruch:

„Universitäten können zu etabliert werden, zu
selbstgefällig, zu sehr in ihre eigenen Gewohnhei-
ten verliebt. Deshalb sind Präsidenten, Provoste,
Dekane dafür verantwortlich, ständig den an einer
Universität üblichen Gang der Dinge in Frage zu
stellen. Die Vorstellung, dass die Leitung einer6 Vgl. The Carnegie Foundation for the Advancement of

Teaching (Hrsg.), The International Academic Profession:
Portraits of Fourteen Countries, Princeton/N. J. 1996. 7 Vgl. ebd., S. 19.
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Universität nur das umsetzen sollte, was die Hoch-
schullehrer von Zeit zu Zeit zu beschließen geru-
hen, kann kaum als Rezept für den Umgang mit
der unabweisbaren Notwendigkeit von Verände-
rung gelten.“8

Nur dieses ständige Hinterfragen – so fährt Casper
fort – schafft der Universität die Möglichkeit, das
zu tun, was allein eine wirkliche Universität aus-
macht: „to reinvent the university every day“, sich
täglich neu zu erfinden.9

Arbeitsteilige Leitungsstrukturen:
das Prinzip der doppelten Legitimation

Die Leitungsstrukturen amerikanischer und deut-
scher Hochschulen folgen fundamental unter-
schiedlichen Modellen. Der Leitungsstruktur ame-
rikanischer Hochschulen liegt eine Variante des
Konzepts zugrunde, in dem die Geschäftsführung
sowohl einem internen als auch einem externen
Aufsichtsgremium gegenübersteht und gegenüber
beiden – wenn auch in unterschiedlicher Weise –
rechenschaftspflichtig ist. Das interne Aufsichts-
gremium ist der Senat oder das Konzil der Hoch-
schullehrer, das externe Aufsichtsgremium der
Board of Trustees oder der Board of Regents. Zu
den wichtigsten Rechten des externen Aufsichts-
gremiums gehört es, die Geschäftsführung zu
bestellen und entlassen zu können. Nur gilt umge-
kehrt ebenso, dass die Geschäftsführung – der Prä-
sident – ohne das Vertrauen des internen Gremi-
ums, der Vertretung der Hochschullehrer, nicht
funktionsfähig ist. Hier ist das Prinzip einer dop-
pelten Legitimation der Hochschulleitung – einer
internen und einer externen – konsequent umge-
setzt. Noch einmal: Das gilt, mit unerheblichen
Unterschieden, für private wie öffentliche Hoch-
schulen – so wie sich die vergleichende hochschul-
politische Diskussion in Deutschland überhaupt
sehr viel mehr an den guten öffentlichen Universi-
täten der USA – Berkeley, Wisconsin, North Caro-
lina, New York – und weniger an den privaten
Spitzenuniversitäten wie Stanford oder Harvard
orientieren sollte.10

Diesem Konzept steht eine traditionelle Leitungs-
struktur an deutschen Hochschulen gegenüber, die
dem Modell der Gewaltenteilung nachempfunden
ist und von der (allerdings irrigen) Annahme aus-
geht, dass eine Exekutive (Rektor oder Präsident)
die Beschlüsse der Legislative (Senat) ausführt.
Dieses Modell verkennt, dass die eigentliche
Gewalt über alle wichtigen, die Hochschule betref-
fenden Entscheidungen immer noch weitgehend
außerhalb der Hochschule, nämlich in den zustän-
digen Ministerien liegt – wodurch sich die Ent-
scheidungsprozesse in den Gremien der Hoch-
schule im Wesentlichen auf die Durchsetzung bzw.
Moderation von Gruppeninteressen reduzieren.
Das Modell ist vor allem insofern problematisch
und demokratisch defizitär, als ein legislatives
Gremium (in der Regel ein Konzil) zwar die
Hochschulleitung wählt, sie aber vor Ende ihrer
ordentlichen Amtszeit nicht wieder abberufen
kann.

Auch hier sind in Deutschland erste Anzeichen
eines Wandels zu erkennen. Die veränderte Rolle
des Konzils etwa oder die Funktion von Hoch-
schulräten gehört hierher, auch wenn diese vieler-
orts ihre Funktionsfähigkeit im Sinne einer wirkli-
chen doppelten Legitimation noch unter Beweis
zu stellen haben.

Professionelle Hochschulverwaltung:
Alternativen zum Verwaltungsjuristen

In Deutschland kann man zwar mit Brief und Sie-
gel zum Friseur, zum Grubensicherheitsingenieur
und natürlich auch zum Chirurgen ausgebildet
werden, nicht aber zum Verwalter einer Hoch-
schule. Ohne den vielen vorzüglichen Kanzlern
und Dezernenten zu nahe treten zu wollen, die
sich rechtschaffen um die Verwaltung deutscher
Universitäten bemühen, könnte man sich doch
eine sehr viel ausdrücklichere Ausbildung im
Management und in der Verwaltung von Hoch-
schulen vorstellen – gerade im Hinblick auf die
sich auch im Bereich der Hochschulverwaltung
anbahnenden Veränderungen (größere Finanzau-
tonomie, komplexere Planungsabläufe, Mischfor-
men öffentlicher und privater Organisation usw.).

Hier leuchtet die amerikanische Praxis ein, wo an
vielen Hochschulen Ausbildungsgänge für Higher
Education Administration mit anerkannten Ab-
schlüssen bestehen und man Fächer wie Haus-
haltsplanung, Personalaufsicht, Kapazitätsberech-
nung u.v.a. für die besonderen Bedingungen einer
Hochschule lernen kann. Aber es ist nicht nur die
Ausbildung. Zu diesem Fachgebiet gehört auch
ein durchaus anerkannter Bereich der Hochschul-

8 Gerhard Casper, Cares of the University: Five-Year Re-
port to the Board of Trustees and the Academic Council of
Stanford University (Office of the President, Stanford Uni-
versity 1997).
9 Ebd.
10 Die leistungsmäßig stärksten amerikanischen Hoch-
schulen bilden – in der gebräuchlichen Typologie der Carne-
gie Foundation – die Kategorie „Doctoral/Research Univer-
sities“. Diese Gruppe besteht aus insgesamt 261 Hochschulen
(d. h. 6,6 Prozent der insgesamt rund 4 000 Hochschulen in
den USA); dabei handelt es sich um 95 private und 166 öf-
fentliche Hochschulen.
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forschung, in dem es zwar wie in allen Forschungs-
domänen Edelrosen und Sumpfblüten gibt, der
aber insgesamt doch eine respektable wissen-
schaftliche Literatur über die Organisations- und
Verwaltungsprobleme des Hochschulwesens pro-
duziert hat.11

Mit anderen Worten: Es gibt in den USA eine pro-
fessional community, die sich in Forschung und
Lehre systematisch der Frage von Hochschulver-
waltung und -organisation annimmt und in den
entsprechenden Bereichen und Ebenen der Hoch-
schulverwaltung durchaus legitimiert ist. Es ist
nicht einzusehen, warum angesichts des auch in
Deutschland durchaus vorhandenen Grundbestan-
des an organisationssoziologischer, finanzwissen-
schaftlicher und verwaltungswissenschaftlicher
Expertise eine ähnliche Professionalisierung nicht
möglich sein sollte.

Der Umgang mit Studierenden:
Zahlende Kunden oder lästige Last?

Auf die Frage, in welcher Hinsicht sich das ameri-
kanische und das deutsche Hochschulsystem am
meisten unterscheiden, lässt sich ohne viel Zögern
antworten: im Umgang mit Studierenden. Das hat
zum Teil sicher mit der äußerst unterschiedlichen
Dynamik von Angebot und Nachfrage zu tun, die
in Deutschland durch die Kostenfreiheit des Studi-
ums und durch bürokratische Spezialkonstruktio-
nen wie die Zentralstelle für die Vermittlung von
Studienplätzen (ZVS) auf ein Minimum reduziert
ist. Darüber hinaus spielt aber auch die eigentüm-
liche kulturelle Konstruktion des amerikanischen
College eine Rolle, das eben nicht nur Ausbil-
dungseinrichtung, sondern gleichzeitig auch rite de
passage ist – und den im deutschen System in gym-
nasiale Oberstufe und erstes Uni-Semester aus-
einander fallenden Übergang in die Welt der
Erwachsenen und der Wissenschaft sehr viel
selbstbewusster institutionalisiert.

Verschulung? Curriculare Steuerung,
freie Wahl und professionelle Studienberatung

Ein akademisches Studium im amerikanischen
College besteht entgegen landläufiger Meinung in
Deutschland nicht in einer verschulten Pflicht-
übung, sondern in einer Mischung aus curricularer

Steuerung und Freiräumen, aus Vorgeschriebenem
und mehr oder weniger frei Gewähltem. Der
Genius des amerikanischen Studiensystems auf
der Ebene der undergraduates, also der ersten vier
Jahre des Hochschulstudiums, liegt in der beson-
deren Ausgewogenheit zwischen diesen beiden
Elementen und hier wiederum vor allem in dem
Bemühen, den einzelnen Studentinnen und Stu-
denten in der Nutzung der vorhandenen curricula-
ren Freiräume ein Höchstmaß an Beratung und
Orientierung angedeihen zu lassen. Wie ernst dies
genommen wird, zeigt die an den meisten amerika-
nischen Universitäten (wiederum sowohl den pri-
vaten als auch den öffentlichen) selbstverständ-
liche Prämisse, dass die Wahrnehmung einer so
konzipierten Studienorientierung nicht einer Ver-
waltungsstelle überlassen werden kann, sondern
integraler Bestandteil professoraler Pflichten ist
(deren besonders gute Erfüllung dann auch – wie
erwähnt – öffentlich belobigt wird).

Studium und Arbeitswelt: Career Services

In weiterer Hinsicht erscheint das amerikanische
System der studentischen Betreuung leistungsfähi-
ger, und zwar in der Herstellung eines im Großen
und Ganzen gut funktionierenden Übergangs vom
Studium zur Arbeitswelt durch ein System der uni-
versitätseigenen Berufs- und Bewerbungsbera-
tung; dieses ist normalerweise organisiert in Place-
ment Centers, die gleichsam ein Scharnier
zwischen Universität und Arbeitswelt bilden. Hier
sind die Angebote des Arbeitsmarktes für die Stu-
dierenden und Absolventen aufbereitet und
zugänglich; darüber hinaus findet sich dort eine
Vielfalt von berufsorientierenden Angeboten (von
Übungen über Vorstellungsgespräche bis hin zu
branchenspezifischen Seminaren). Bei all diesen
Maßnahmen ist wichtig, dass sie eben nicht losge-
löst von der Hochschule (etwa beim Arbeitsamt),
sondern in enger Verbindung mit Studienbetrieb,
Studieninhalten und Studienberatung stattfinden.12

Angebot und Nachfrage:
Die Rolle von Studiengebühren

In diesem Punkt scheiden sich bei Vergleichen zwi-
schen den USA und Deutschland in der Regel die
Geister. Die einen halten Studiengebühren für das
Allheilmittel des deutschen Hochschulwesens, die
anderen sind nicht einmal bereit, darüber zu disku-
tieren, und beschließen ebenso weltfremde wie
gegenüber den Nicht-Studierenden unsoziale Ver-

11 Hier wären, neben vielen anderen, James March, Ale-
xander Astin, Burton Clark, Martin Trow, Patricia Gumport,
Jill Conway, William Massy oder Philip Altbach zu nennen.

12 Vgl. Hans-Jürgen Puhle/Hans N. Weiler (Hrsg.), Career
Centers. Eine hochschulpolitische Herausforderung, Ham-
burg 2001.
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bote von Studiengebühren. Beides verrät eine
bemerkenswerte Einfalt. Studiengebühren allein
werden selbstverständlich längst nicht alle Pro-
bleme des deutschen Hochschulwesens lösen; aber
es ist unverantwortlich, in Deutschland über dieses
Thema nicht zumindest sehr gründlich nachzuden-
ken. Und hierbei sollte man auch die in den USA
gemachten Erfahrungen nicht außer Acht lassen.

Erstens: Studiengebühren sind – mancher landläu-
figen Meinung zum Trotz – keineswegs auf die so
genannten „privaten“ Universitäten beschränkt.
Studiengebühren werden inzwischen von so gut
wie allen amerikanischen Hochschulen erhoben,
wobei die jährlichen Beträge von einigen tausend
Dollars an öffentlichen Colleges bis zu rund 30 000
Dollars an einigen privaten Universitäten und Col-
leges variieren. Im Durchschnitt finanzieren pri-
vate Universitäten etwa ein Drittel ihres Haushalts
aus Studiengebühren, bei öffentlichen Universitä-
ten sind es immerhin noch zwischen einem Fünftel
und einem Viertel der Haushalte.

Zweitens: Die meisten US-Universitäten nehmen
für sich in Anspruch, Studiengebühren sozialver-
träglich zu gestalten. Das trifft auch für viele Ein-
richtungen zu, aber es sind einige Anmerkungen
erforderlich: Hintergrund ist das Prinzip der need-
blind admissions, also eine Zulassungspolitik, wel-
che die Zahlungsfähigkeit des Studienbewerbers
unberücksichtigt lässt und einem qualifizierten
Bewerber die Studiengebühren erlässt bzw. ihm
darüber hinaus ein Stipendium für die Lebenshal-
tungskosten zubilligt. So weit, so gut.

Bei näherem Hinsehen weist diese proklamierte
Sozialverträglichkeit jedoch einige Lücken auf,
über die man sich im Klaren sein muss, will man
ein besseres System entwickeln:

– Nicht alle amerikanischen Universitäten sind –
in finanziell schwierigen Zeiten – dem Prinzip der
need-blind admissions treu geblieben; denn die
hierzu erforderliche finanzielle Unterstützung geht
bei einer Universität wie Stanford jedes Jahr
immerhin in die Millionen. Selbst dort, wo das
Prinzip weiterhin zur Anwendung kommt, unter-
scheidet sich die soziale Zusammensetzung der
Studierendenschaft signifikant von der Zusam-
mensetzung der Gesamtbevölkerung, vor allem an
den stärker selektierenden Hochschulen.13

– Die inhaltlichen Zulassungskriterien, beson-
ders deutlich im Fall des Scholastic Achievement
Test (SAT), korrelieren signifikant mit der sozialen
Herkunft. Anders gesagt: Schon im Vorfeld der
Hochschulzulassung kommen, vor allem über die
sozialgeographische Qualitätsdifferenzierung des
öffentlichen Schulwesens und über das Instrument
der Prep Schools, soziale Unterschiede oft deutlich
in den Bildungsbiographien zum Ausdruck.

– Schließlich ist zu bedenken, dass bei Bewer-
bungen um Zulassung zu bestimmten Eliteuniver-
sitäten nicht nur finanzielle Erwägungen eine
Rolle spielen, sondern auch klassenspezifische Sta-
tuserwartungen, die gerade für Kinder aus Fami-
lien der Unterschicht (ungeachtet der Begabung)
oft ein erhebliches psychologisches Hindernis
bedeuten.

Drittens: Dessen ungeachtet steht außer Frage,
dass das Instrument der Studiengebühren sowohl
auf der Seite der Hochschulen als auch auf der
Seite der Studierenden und ihrer Familien eine
überaus wirksame Dynamik von Angebot und
Nachfrage schafft. Aus der Sicht der Hochschule
sind Studierende und ihre Eltern zahlende Kun-
den, die für die Leistung eines College-Diploms
einen zwar nicht kostendeckenden, aber doch
erheblichen Preis zahlen. Sie werden dementspre-
chend behandelt, informiert, umworben – und
konsultiert: Kritik aus den Reihen der Studieren-
den und ihrer Eltern wird ernst genommen, in
Deutschland ein Phänomen mit Seltenheitswert.

Aus der Sicht der Studierenden und ihrer Familien
hingegen erwirkt das Zahlen von Studiengebühren
in einem sehr realen Sinne einen Anspruch auf
Leistung. Die Einschätzung dieser Leistung erfolgt
über die Kausalkette „Studium – Diplom – Beruf“,
also über den nachvollziehbaren Effekt, den das
Studium an einer bestimmten Hochschule auf die
Arbeitsmarkt-, Lebens- und Einkommenschancen
der Absolventen hat. Diesem Test hat sich die
Hochschule zu stellen, wenn sie auf die Dauer
nicht ihre Kunden verlieren will. Ob 3 000 oder
30 000 Dollar im Jahr: Die Frage nach dem Gegen-
wert steht – ausgesprochen oder unausgesprochen
– jederzeit im Raum und ist einer der wichtigsten
Gründe dafür, dass die Frage der Qualität eine so
bedeutende Rolle in der amerikanischen Hoch-
schulwirklichkeit einnimmt.

Viertens: In den USA würde niemand auf die Idee
kommen, ein System für sozialverträglich zu hal-
ten, in dem – wie in Deutschland – junge Arbeiter
und Angestellte ihren studierenden Altersgenos-
sen über Steuern ein kostenloses Studium ermögli-
chen – ein Studium überdies, das nicht nur eine

13 Vgl. u. a. Hans N. Weiler, „Es ist nicht alles Gold, was
glänzt“: Pathologies of American Higher Education (http://
www.stanford.edu/~weiler/IIE_Paper.pdf); David Leonhardt,
As Wealthy Fill Top Colleges. New Efforts to Level the Field,
in: New York Times vom 22. April 2004.
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Reihe von sozialen Vergünstigungen verschafft,
sondern erwiesenermaßen auch zu erheblichen
Einkommens-, Beschäftigungs- und Statusvortei-
len verhilft.

Ausblick

Sehr viel mehr als in Deutschland handelt es sich
beim Hochschulwesen der Vereinigten Staaten um
eine höchst differenzierte und vielgestaltige Land-
schaft, in der eindrucksvolle Spitzenleistungen und
biedere Mittelmäßigkeit friedlich koexistieren. In
seinen besseren – öffentlichen wie privaten – Ein-
richtungen manifestiert sich dort jedoch eine Pra-
xis von Forschung und Lehre, die eine Vielzahl
von Anregungen für die Hochschulentwicklung
anderer Länder enthält. Diese Anregungen ebenso

aufmerksam wie kritisch aufzunehmen, erscheint
als Gebot hochschulpolitischer Klugheit.

In diesem Sinne gebe ich Gerhard Casper noch
einmal das Wort. In seiner Münchener Heisen-
berg-Vorlesung vom Juli 1996 findet sich eine
gerade in ihrer Ausgewogenheit vorzügliche Ein-
schätzung des amerikanischen Hochschulwesens:

„In der amerikanischen Hochschullandschaft
glänzt bei weitem nicht alles, und nicht alles, was
glänzt, ist Gold. Das amerikanische Hochschulsys-
tem ist ein hochdifferenziertes System, in dem der
Idealtypus die verschiedensten Ausprägungen für
die verschiedensten Erwartungen und Bedürfnisse
gefunden hat. Es ist vor allem ein ohne das Profit-
motiv auskommendes Wettbewerbssystem.“14

14 Gerhard Casper, Eine Welt ohne Universitäten? Werner
Heisenberg-Vorlesung, 3. Juli 1996 (Bayerische Akademie
der Wissenschaften und Carl Friedrich von Siemens Stiftung),
München 1996.

33 Aus Politik und Zeitgeschichte B 25 / 2004



Gert G. Wagner

Kompatibilität von Hochschul- und
Arbeitsmarktpolitik

Zur beschäftigungspolitischen Funktion von Hochschulen

Bei der Diskussion der beschäftigungspolitischen
Funktion der Hochschulen, also der Diskussion
des Verhältnisses von Hochschulen und Arbeits-
markt, müssen zwei verschiedene Teilarbeits-
märkte sorgfältig unterschieden werden. Zum
ersten der – zahlenmäßig gewichtigere – Arbeits-
markt außerhalb der Wissenschaft und zum zwei-
ten der Arbeitsmarkt für Forschung und Wissen-
schaft, der sich zwar keineswegs ausschließlich,
aber doch zu einem großen Teil innerhalb der Uni-
versitäten selbst abspielt. Dieser Unterscheidung
wird in Deutschland mit der Differenzierung des
Hochschulsystems in Universitäten und Fachhoch-
schulen durchaus Rechnung getragen; aber die
Abstufung ist auch innerhalb von Universitäten
nützlich. Hier steht das Universitätssystem erst am
Anfang einer zielführenden Differenzierung.

Noch immer sind viele Studien- und Prüfungsord-
nungen auf die Ausbildung wissenschaftlichen
Nachwuchses ausgelegt, während die meisten Stu-
denten für den nichtwissenschaftlichen Arbeits-
markt ausgebildet werden und dies faktisch –
wenn auch nicht in jeder Fakultät – in übergroßer
Mehrheit auch wollen. Aber die „Fachhochschuli-
sierung“ aller Universitäten kann den Wider-
spruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit der
Hochschulen in Deutschland nicht auflösen.

Zwei Schlaglichter: Betrachtet man das Verhältnis
der Universitäten zum Arbeitsmarkt, dann – so
sagen Insider – leidet selbst eine Vorzeige-Diszi-
plin wie der Maschinenbau unter dem Gegensatz
zwischen unmittelbarem Arbeitsmarktbezug und
der Notwendigkeit von Spitzenausbildung und
-forschung. Die Maschinenbau-Fachbereiche bil-
den den allseits geschätzten Nachwuchs aus, der
hilft, dass Deutschland nach wie vor Weltmeister
im Exportieren komplexer Maschinen und Anla-
gen ist. Gleichzeitig deuten sich Probleme an, da –
so die Experten – zu viel Auftragsforschung, aber
zu wenig wissenschaftsorientierte und -finanzierte
Spitzenforschung betrieben werde.

Auch auf den demographischen Wandel sind die
deutschen Hochschulen schlecht vorbereitet. Er

führt aufgrund einer längeren Lebenserwartung
und weiterhin niedriger Geburtenraten zu einer
zunehmenden Zahl älterer Menschen in der
Bevölkerung. Nach Modellrechnungen des Insti-
tuts für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik
(IBS) sinkt der Anteil der Kinder und Jugendli-
chen an der Gesamtbevölkerung von 1998 bis 2050
von 22 auf 14 Prozent. Dagegen steigt der Anteil
der 60-Jährigen und Älteren von 22 auf 41 Pro-
zent. Der Anteil der 80-Jährigen und Älteren
erhöht sich sogar von 4 auf 15 Prozent. Dieser
Trend wird zu einem steigenden Anteil Älterer an
allen Erwerbstätigen und entsprechenden Ansprü-
chen an die Weiterbildung auch durch die Hoch-
schulen führen. Darüber hinaus ist Zuwanderung,
gerade von qualifizierten Menschen, notwendig.
Auch hier spielen Hochschulen eine wichtige
Rolle.

Insgesamt gilt: Die deutschen Universitäten brau-
chen viel zu lange, um Studierende – die sich
schlecht informiert für ein Studienfach entschei-
den – zu einem verwertbaren Abschluss zu führen.
Und im internationalen Vergleich werden auf der
Ebene der Fachhochschulqualifikation zu wenig
Studenten ausgebildet. Gleichzeitig sind auf dem
Gebiet der Forschung Spitzenleistungen selten
geworden, und diese werden zudem oftmals in
außeruniversitären Instituten erbracht – was kurz-
fristig schlecht für die Lehre ist und sich deswegen
langfristig auch in der außeruniversitären For-
schung rächt.

Die deutsche Hochschul- und Forschungspolitik
bedarf dringend der Neuorientierung.1 Gleichwohl
darf man die Schuld nicht nur bei den Hochschu-
len suchen. Auch Unternehmen und Studierende
sind gefragt.

1 Vgl. auch Hochschulpolitik als Arbeitsmarktpolitik –
Vorschläge zu einer beschäftigungsorientierten Hochschul-
und Studienreform, in: Norbert Bensel/Hans N. Weiler/Gert
G. Wagner (Hrsg.), Hochschulen, Studienreform und Ar-
beitsmärkte, Bielefeld 2003, S. 33–71, verfasst von Hans N.
Weiler, Norbert Bensel, Katharina Heuer und C. Katharina
Spieß zusammen mit dem Autor, der sich bei seinen Mit-
Autoren für viele konkrete Vorschläge bedankt.
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„Inkompatibilitäten“ zwischen Hoch-
schulen und Arbeitsmarkt

Sowohl Unternehmen als auch Absolventen bekla-
gen immer wieder, die Hochschulen bereiteten
ihre Studenten zu wenig auf den Berufsalltag vor.
Dies sollten die Hochschulen gar nicht zu bestrei-
ten versuchen. Gleichwohl müsste aber deutlicher
als bislang – auch von den sich in der Defensive
befindlichen Hochschullehrern – gesagt werden:
Für viele der von Unternehmen erwarteten
„Schlüssel-Kompetenzen“ gibt es keine bessere
Ausbildung als die in der unternehmerischen Pra-
xis. Dies trifft insbesondere für bestimmte Fähig-
keiten zu, die gelegentlich etwas irreführend als
„Methodenkompetenzen“ bezeichnet werden und
sich auf Fertigkeiten beziehen, die sich der
Abstraktion entziehen und an konkreten Unter-
nehmensprojekten eingeübt werden sollten. Wie-
derum andere Kompetenzen sind weniger ausbil-
dungs- als selektionsrelevant – sie können nicht
gelernt und eingeübt werden, sondern müssen
durch die Unternehmen bei der Rekrutierung von
Mitarbeitern berücksichtigt und bewertet werden.
In diesem Prozess kann naturgemäß nicht jedes
einzelne Unternehmen „die Besten“ eines Absol-
ventenjahrgangs einstellen. Dies ist trivial, wird
aber von Unternehmern und Personalmanagern,
die lautstark über die mangelnde „Arbeitsmarkt-
orientierung“ der Universitäten klagen, oftmals
vergessen.

Betrachtet man nun Lehre und Forschung unter
dem Gesichtspunkt der Verwertung außerhalb des
akademischen Arbeitsmarktes (für Lehre und For-
schung), so stellen sich mindestens zwei grundsätz-
liche Probleme:

– Wissenschaft braucht Freiräume, die der unmit-
telbaren Verwertbarkeit einer Hochschulausbil-
dung entgegenstehen können;

– wissenschaftlicher Fortschritt ist nur noch
durch Arbeitsteilung und Spezialisierung zu errei-
chen. Die entsprechende disziplinäre Organisation
von Wissenschaft ist aber gleichzeitig den eher
interdisziplinär oder gar pandisziplinär angelegten
Problemen der Welt nicht angemessen, was wie-
derum für die Verwertbarkeit von Wissenschaft
ein beträchtliches Hindernis bedeutet.

Zum Ersten: Das Prinzip von Freiräumen jenseits
aller Verwertungsmöglichkeiten widerspricht den
unmittelbaren Interessen der meisten Studierenden
bzw. Absolventen und der meisten ihrer künftigen

Arbeitgeber an der beruflichen Verwertbarkeit des
studierten Wissens und der erworbenen Kompeten-
zen. Eine konsequente Trennung von Forschung,
die rein wissenschaftsbezogen wäre, und Lehre, die
nur auf den externen Arbeitsmarkt bezogen wäre,
kann jedoch nicht sinnvoll sein; denn auf diese
Weise würde der Lehrstoff rasch veralten, und For-
schung würde nicht mehr durch die Präsenz provo-
zierend neugieriger Studierender befruchtet.

Zum Zweiten: Ein weiteres Spannungsverhältnis
zwischen der Welt der Wissenschaft und der Welt
von Wirtschaft und Gesellschaft ergibt sich aus der
disziplinären Organisation von Wissenschaft und
der disziplin-übergreifenden Qualität gesellschaft-
licher Probleme und Fragestellungen. In komple-
xen Situationen ist Arbeitsteilung nützlich. Das ist
einer der Gründe für die Existenz unterschiedli-
cher Fachdisziplinen. Daraus ergibt sich allerdings,
dass Problemlösungen in der realen Welt die Über-
schreitung disziplinärer Grenzen erfordern; daher
kommt es notgedrungen zu Spannungen mit der
disziplinären Organisation von Wissenschaft. Und
diese Spannung lässt sich sicher nicht durch eine
Reduzierung gesellschaftlicher Probleme auf dis-
ziplinäre Fragestellungen, aber auch nicht durch
eine pandisziplinäre Organisation von Wissen-
schaft sachgerecht lösen.

Ein nur scheinbarer Ausweg aus dem Dilemma
von disziplinärer Organisation der Wissenschaft
und den Notwendigkeiten interdisziplinärer Pro-
blemlösungen liegt in der Trennung von Universi-
täten, die in der Regel fach- und disziplingebunden
lehren, und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen, die interdisziplinär forschen. In gewis-
ser Hinsicht wird diese Unterscheidung – wenn
auch keineswegs säuberlich – in Deutschland seit
Jahrzehnten getroffen. Im Hinblick auf die Quali-
tät von Lehre und Forschung dürfte allerdings das
traditionelle „Humboldt’sche Bildungsideal“ nach
wie vor mehr Erfolg versprechen. Es ist an an-
gelsächsischen Spitzenuniversitäten verwirklicht:
Dort bestreiten Forschungsuniversitäten nicht nur
den größeren Teil der (auch anwendungsbezoge-
nen und interdisziplinären) Forschung, sondern sie
sind auch voll in der Lehre engagiert. Im Unter-
schied zu diesem Modell sind die außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen in Deutschland bis-
lang weitgehend von der Pflicht zur Beteiligung an
der Lehre entbunden. Und formal zur Universität
gehörige „An-Institute“ sind faktisch oft noch
weniger als öffentlich geförderte außeruniversitäre
Einrichtungen in den regulären Universitätsbe-
trieb eingebunden. Die Qualitätsprobleme deut-
scher Hochschulen werden durch diese Arbeitstei-
lung weiter verschärft.

35 Aus Politik und Zeitgeschichte B 25 / 2004



Arbeitsmarktorientierte Veränderung
von Studiengängen

Nicht nur Unternehmen und Universitäten müs-
sen dazulernen und sich verändern. Diese Zumu-
tung gilt auch den künftigen Studierenden. Um
sie bewusstere Entscheidungen für eine Fachrich-
tung treffen zu lassen, spricht vieles dafür, auch
in Deutschland Studiengebühren einzuführen.
Gewissermaßen nebenbei könnten so auch mehr
Mittel für die Hochschulen mobilisiert werden.
Aber zentral ist die Überlegung: Wer zahlt, der
überlegt nicht nur genauer, was und wo er eigent-
lich studieren will, sondern er kritisiert auch kon-
sequenter eine schlechte Qualität der Lehre.
Selbstverständlich müssen die Gebühren, die eine
Hochschule einwirbt, auch vollständig bei ihr ver-
bleiben. Nur dann stimmen die Anreizwirkungen.
Selbst wenn ein Landesfinanzminister vorab die
Zuwendungen an alle „seine“ Hochschulen senkt,
entfalten solche Gebühren positive Effekte.

Dass Studiengebühren mit einem öffentlich finan-
zierten Stipendiensystem kombiniert werden müs-
sen, um die Entscheidung für ein Studium von der
Begabung und dem Leistungswillen junger Men-
schen abhängig zu machen und nicht vom Geld-
beutel der Eltern, ist selbstverständlich. In
Deutschland könnte das Ausbildungsförderungs-
gesetz (BAföG) unschwer entsprechend umgebaut
werden – es ist ohnehin reformbedürftig, da es
offensichtlich nicht ausreicht, um Kinder aus ein-
kommensschwachen Elternhäusern an das Stu-
dium heranzuführen. Bund und Länder gemein-
sam könnten zum Beispiel „Studiengutscheine“
vergeben, die je nach Einkommen der Eltern
unterschiedlich teuer wären. Auf jeden Fall sind
Darlehenssysteme sinnvoll, deren Rückzahlung
vom späteren beruflichen Erfolg abhängt. Die
Rückzahlung könnte auch über eine „Bildungs-
erfolg-Abgabe“ pauschaliert werden: Führt ein
Studium nicht zu höherem Einkommen, müsste
dann faktisch nichts zurückgezahlt werden.

Im Rahmen von länder- oder bundesspezifischen
Mindestanforderungen an „Sozialverträglichkeit“
sollte jede Hochschule ein eigenes Gebührensys-
tem etablieren dürfen. Dadurch würde verhindert,
dass die Gebühren überzogen hoch angesetzt wer-
den; gleichzeitig könnten sehr gute Universitäten
aber auch etwas „kostspieliger“ sein, da sie ihren
Absolventen eine bessere Ausbildung bieten.

In Deutschland wird weitgehend übersehen, dass
die bildungs- und gesellschaftspolitische Basis für

Studiengebühren besser ist als im angelsächsischen
Ausland; dort sind hohe Gebühren an vielen Uni-
versitäten, insbesondere an Top-Einrichtungen,
üblich. In Deutschland haben wir nach wie vor ein
halbwegs funktionierendes öffentliches Schulwe-
sen. Dagegen behandelt das Schulsystem in den
USA und England zwar Kinder aus bildungsfernen
Elternhäusern bis zu mittleren Abschlüssen fak-
tisch besser, als das in Deutschland der Fall ist;
aber beim Übergang auf Universitäten, insbeson-
dere die sehr guten Einrichtungen, werden dann
durch private Vorbereitungsschulen schwer über-
windbare „Klassengrenzen“ geschaffen. Auf der
Basis einer öffentlich finanzierten, homogenen
(und nach PISA verbesserten) Schulausbildung
kann man in Deutschland die Folgen von nach
Leistung differenzierten Studiengebühren guten
Gewissens riskieren. Auf der Grundlage eines sol-
chen Schulsystems lassen sich dann auch Lei-
stungseliten (und entsprechend spezialisierte
Hochschulen) fördern, ohne dass die soziale Kohä-
sion der Gesellschaft Schaden nimmt. Denn die so
entstehende Elite ist nicht durch die soziale Her-
kunft, sondern durch eigene Leistung geprägt.

Die Intransparenz des Übergangsprozesses von
der Schule zur Universität dürfte ein wesentlicher
– wenn bei weitem auch nicht der einzige – Grund
dafür sein, dass Kinder aus „bildungsfernen“
Elternhäusern seltener studieren. Ein transparen-
ter Hochschulzugang beginnt mit systematischen,
wiederholten Informations- und „Schnupper“-
Angeboten in den Schulen und endet bei harten
Zwischenprüfungen in den Universitäten nach
dem ersten oder zweiten Semester; so verbringen
Studenten nicht unnötig lange Zeit mit einem Stu-
dium, das ihnen nicht liegt. Die Stipendien und der
auf Studiengebühren beruhende Service der Uni-
versitäten müssen so gestaltet werden, dass die
Wahl des Studienorts nicht mehr überwiegend von
der Nähe zum Elternhaus abhängt, sondern von
den Interessen und Plänen der Studierenden und
dem spezifischen Angebot einer Hochschule. Wo
immer ein Fach es erlaubt, sollten Eingangsprü-
fungen dafür sorgen, dass sich möglichst nur Stu-
denten einschreiben können, die das Studium mit
hoher Wahrscheinlichkeit auch bewältigen. Nur
durch eine solche Umgestaltung des Hochschulzu-
gangs werden die hohen Abbrecherquoten zurück-
gehen – und Kinder aus bildungsfernen Eltern-
häusern umso eher ein Studium „riskieren“.

Differenzierung ist unvermeidbar

Um eine größere Arbeitsmarktnähe der Hoch-
schulen zu schaffen, muss das Studium konsequent
in drei bzw. vier Stufen zerlegt werden: ein berufs-
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befähigendes Bachelor-Studium, ein berufbezoge-
nes Master-Studium, das auch als Weiterbildungstu-
dium angelegt sein kann, sowie schließlich ein
hoch qualifizierendes Doktoranden-Studium (das
zugleich aber auch ein „abgespecktes“ Master-Pro-
gramm für diejenigen beinhalten sollte, die diese
anspruchsvolle Studienstufe ansonsten ohne
Abschluss beenden würden).2 Zum Ersten kann
mit einer solchen Studienstruktur die Entschei-
dung für ein spezifisches Berufsfeld hinausgezö-
gert und eine zeitnähere, verlässlichere Prognose
über zukunftsträchtige Berufsfelder ermöglicht
werden. Zum Zweiten erleichtern mehrstufige Stu-
diengänge den Zugang zur Weiterbildung. Und
zum Dritten erlaubt ein derart gegliedertes
System, dass sich spätere Wissenschaftler im (Dok-
toranden-)Studium frühzeitig spezialisieren kön-
nen. Das erlaubt wiederum, dass die außerwissen-
schaftliche Berufsbezogenheit in den anderen
Studiengängen gestärkt wird.

Bachelor-Studium zum Erlernen
wissenschaftlicher Analysen

Ein international kompatibles, d. h. dreijähriges
Bachelor-Studium sollte flächendeckend einge-
führt werden. Für Abiturienten, die im Vergleich
zum Ausland eine hochwertigere allgemein bil-
dende Schulausbildung erhalten haben, sollte das
BA-Studium allerdings faktisch auf zwei Jahre ver-
kürzt werden.

Das BA-Studium stellt die erste Stufe einer Hoch-
schulausbildung dar. Es ist berufsbefähigend aus-
gerichtet und deshalb nicht mit dem heutigen Vor-
diplom vergleichbar. Das BA-Studium ist keine
wissenschaftlich „minderwertige“ Faktenhuberei
oder eine bessere berufliche Lehre. Im Gegenteil:
Wissenschaftliches Lernen muss, wenn es berufs-
befähigend sein soll, einen hohen Grad an Transfe-
rierbarkeit von einem Wissensbereich zu einem
anderen aufweisen. Das aber bedeutet nichts ande-
res, als dass der Erwerb dieser Art von Lernfähig-
keit in hohem Maße theoriegeleitet sein muss – ein
Postulat, das selbstverständlich für mehr wie für
weniger anwendungsnahe Wissensbereiche gilt;
gute Elektrotechnik ist genauso theoriefähig und
-bedürftig wie gute Volkswirtschaftslehre. Diese
theoretische Qualität der hochschulischen Grund-
ausbildung bietet auch die beste Gewähr dafür,

dass die damit erworbene Lernfähigkeit in dem
Sinne von Dauer ist, dass sie einen lebenslangen
Lernprozess zu inspirieren und zu organisieren
vermag. In dieser Perspektive kommt dem Fach-
wissen eine unverzichtbare Funktion zu – als
Übungsgelände für eine allgemeinere und zu ver-
allgemeinernde Lernfähigkeit. Unabhängig von
der Berufsbezogenheit eines Fachstudiums in der
Bachelor-Phase sollte dieses Studium wissenschaft-
liches Lernen vermitteln; darin liegt – über
mögliche fachliche Qualifikationen hinaus – sein
eigentlicher Beitrag zur Berufsfähigkeit.

Da BA-Studiengänge zum Teil – insbesondere in
den Geisteswissenschaften – allgemein bildenden
Charakter haben, stellt sich unausweichlich die
Frage nach der Dauer dieses Studiengangs in
Deutschland bzw. nach der Dauer der gymnasialen
Oberstufe. In den USA ist die High-School-Zeit
kurz, und das BA-Studium dauert deshalb drei
Jahre. Abiturienten aus Deutschland wird an
Elite-Universitäten daher auch ein BA-Jahr erlas-
sen. Wenn in Deutschland strikt dreijährige BA-
Studiengänge eingeführt würden, müsste die gym-
nasiale Oberstufe konsequenterweise um ein Jahr
verkürzt werden.

Master-Studium in der
Professional School

Dem „lernbefähigenden“ Bachelor-Studium steht
in der konsekutiven Studienstruktur – als grundle-
gend anders und eindeutig berufsorientiert konzi-
pierte weiterführende Stufe – ein Master-Studium
gegenüber; dieses ist in sich wiederum – trotz ver-
schiedener Berührungs- und Übergangspunkte –
unterschieden nach Ausbildungen für vorwiegend
wissenschaftliche und vorwiegend nichtwissen-
schaftliche Arbeitsmärkte. Diese unterschiedli-
chen Studiengänge sollten, soweit es inhaltlich
möglich ist, auch innerhalb der Hochschule in
eigene organisatorische Einheiten eingefügt wer-
den – Professional Schools.

Die Professional School3 wird hier als eine Unter-
gliederung der Hochschule verstanden, die sich für
einen bestimmten Bereich gesellschaftlicher Auf-

2 Anmerkung der Redaktion: Siehe zur Einführung von Ba-
chelor- und Master-Studiengängen in Deutschland auch den
Beitrag von Barbara M. Kehm in dieser Ausgabe.

3 Vgl. für Details Hans N. Weiler, Professional Schools –
Ein Bündnis von Anwendungsbezug und Wissen-
schaftlichkeit, in: Stefan Titscher/Sigurd Höllinger (Hrsg.),
Universitäten auf dem Weg vom Gesetz zur Realität – Die
österreichische Reform als Beispiel im europäischen Hoch-
schulraum, Opladen 2003.
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gaben als zugleich interdisziplinäres und anwen-
dungsbezogenes Kompetenzzentrum auf höchstem
wissenschaftlichem Niveau und mit einem deutli-
chen inhaltlichen Profil definiert. Professional
Schools könnten unschwer auch gezielte Weiterbil-
dungs-Programme anbieten. Denkbar und sinnvoll
sind Professional Schools in allen Bereichen, in
denen sich in Forschung und Ausbildung eine
deutliche Zuordnung zu beruflichen Tätigkeitsfel-
dern bestimmen lässt – also etwa in den Bereichen
Lehrerbildung, Rechtsprechung und Rechtspflege,
Medizin und Gesundheitspflege sowie betriebli-
ches, öffentliches und gemeinnütziges Manage-
ment.

Ein für den Erfolg des Modells der Professional
School entscheidendes Strukturmerkmal ist das
Instrument der gemeinsamen Berufung von Hoch-
schullehrern (joint appointment), das bislang inner-
halb von deutschen Universitäten zwischen Fach-
bereichen nur selten angewandt wird. Damit kann
gewährleistet werden, dass es sich um Professuren
und deren Inhaber handelt, die entweder auf
Dauer oder über einen längeren, zu vereinbaren-
den Zeitraum hinweg sowohl einem herkömmli-
chen Fachbereich als auch einer Professional
School angehören und in beiden Einheiten an der
Lehre wie an der Forschung mitwirken. Gemein-
same Berufungen zwischen Universitäten und
außeruniversitären Instituten dienen in Deutsch-
land zwar auch der Verbindung von Theorie und
(Forschungs-)Praxis, aber davon profitiert nicht
die am außerakademischen Markt interessierte
Mehrheit der Studenten.

In der Professional School sollten Master-Studien-
gänge durchweg stärker berufsbezogen sein als
heutige Diplom-Studiengänge. Ein Beispiel: Statt
weiterhin All-round-Architekten auszubilden, die
entwerfen und planen können, aber für diese
Tätigkeit keinen Arbeitsplatz finden, sollten Fach-
hochschulen und Universitäten in einem BA-Stu-
dium methodische Grundlagen der Architektur
und des Bauingenieurwesens legen; in differen-
zierten MA-Studiengängen könnten sie dann
arbeitsmarktgängige Inhalte anbieten, z. B. Facility
Management (Immobilienökonomie) oder Messe-
bau.

Weiterführende Studiengänge in den nicht berufs-
bezogenen Fächern, also insbesondere den Geis-
teswissenschaften, sollten konsequenterweise nur
auf dem Doktoranden-Level in den Graduierten-
kollegs (siehe unten) angeboten werden, da der
Master-Studiengang hier schlicht Zeitverschwen-
dung wäre. Die Lehrerbildung hingegen, die nicht

mit einer Geisteswissenschaft verwechselt werden
darf, ist berufsbezogen; sie erfordert einen Master
in der „School of Education“, die ein Kompetenz-
zentrum für Lehre in allen Lebensphasen ist, also
breiter und tiefer als die alte Pädagogische Hoch-
schule angelegt ist.

Die Vielzahl der BA- und MA-Studiengänge, die
seit einiger Zeit in Deutschland entwickelt wurden
und weiter entwickelt werden, bewegt sich noch in
der traditionellen „einförmigen“ Gliederung deut-
scher Hochschulen. Insofern können diese Stu-
diengänge nicht ihre volle Wirkung im Hinblick
auf die Arbeitsmarktchancen entfalten. Der Wille
vieler Hochschulen und Fachbereiche zur Umge-
staltung des Studienangebotes ist allerdings ohne
Zweifel eine gute Grundlage für noch weiter
gehende Strukturreformen.

„Fachhochschulisierung“ der
Universität ist ein Holzweg

Das Spannungsverhältnis zwischen wissenschaftli-
chen Freiräumen und Verwertungsmöglichkeiten
am Arbeitsmarkt, das durch konsekutive Studien-
gänge entspannt werden soll, spielt in der deut-
schen Diskussion bislang auch an anderer Stelle
eine große Rolle – nämlich in der Auseinanderset-
zung über das Verhältnis von Fachhochschulen
und Universitäten. Hier ist die hochschulpolitische
Diskussion allerdings weit von einem Konsens ent-
fernt. Die eine Zielvorstellung unterscheidet klar
zwischen einer deutlich anwendungs- und ver-
wertungsorientierten Forschung und Lehre an
Fachhochschulen und einem rein wissenschaftso-
rientierten und auf die Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses konzentrierten Profil
von Forschungsuniversitäten – was, wenn man mit
dieser Unterscheidung Ernst machte, massive
Umschichtungen in den Studierendenzahlen und
der Ressourcenlage des deutschen Hochschulwe-
sens zur Folge hätte. Daneben dominiert ein strikt
marktorientiertes Konzept, nach dem Fachhoch-
schulen und Universitäten mit einem möglichst
attraktiven Studienangebot in Wettbewerb zuein-
ander treten, dessen Ergebnis freilich auch eine
schärfere Profilierung sein dürfte.

In den vergangenen Jahren sind auch in Deutsch-
land viele private „Business Schools“ entstanden,
die offenkundig zwischen den Ansprüchen tradi-
tioneller Fachhochschulen und Universitäten lie-
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gen; betrachtet man diese Entwicklung, dann ist es
– wenn man ehrlich ist – unvermeidlich, dass sich
die Hochschulpolitik für das Wettbewerbsmodell
entscheiden muss. In diesem Modell werden sich
Fachhochschulen (auch Berufsakademien) und
Universitäten untereinander stärker ausdifferen-
zieren, und die Grenzen der „Typen“ werden ver-
wischen.

Ein Blick auf erfolgreiche dynamische Dienstleis-
tungs-Volkswirtschaften spricht dafür, dass der
Anteil der Erwerbstätigen mit fachhochschul-
analogen Abschlüssen gesteigert werden sollte,
damit auch in Deutschland insgesamt etwa 40 Pro-
zent der Erwerbstätigen über einen Hochschulab-
schluss verfügen. Dabei darf freilich die internatio-
nal hoch geschätzte duale Berufsausbildung nicht
beschädigt werden, auch wenn sie selbst durchaus
dringend der Modernisierung (insbesondere in
Bezug auf die ihr zugrunde liegenden Berufs-
bilder) bedarf. Der Anteil von fachhochschuläqui-
valenten Abschlusszahlen sollte auch dadurch
gesteigert werden, dass für die Mehrzahl der Stu-
dierenden in den Bereichen Betriebswirtschafts-
lehre, Jura und zum großen Teil auch Medizin, die
keinerlei wissenschaftliches Interesse haben, ent-
sprechende berufsorientierte Studiengänge an-
geboten werden – in Professional Schools, die
zwischen Universitäten oder Fachhochschulen
angesiedelt sein könnten. Erste Initiativen in diese
Richtung, wie etwa der von der Fachhochschule
Lüneburg angebotene Studiengang „Diplom-Wirt-
schaftsrecht“, sollten konsequent als Vorbild
dienen.

Den zur Zeit expandierenden Markt für den
„Master of Business Administration“ (MBA), der
nach deutscher Typologie den Fachhochschulen
zugeordnet werden muss, sollten die etablierten
Universitäten weitgehend privaten Neugründun-
gen überlassen: Sobald die traditionellen Hoch-
schulen die Qualität ihrer Lehre verbessert haben
und z. B. in allen Fächern „Soft Skills“ gelehrt
werden, wird die Nachfrage nach den privat maß-
geschneiderten MBA-Abschlüssen zurückgehen.
Dann werden sehr gute Business Schools, die in
breit angelegte Universitäten eingebettet sind,
begehrt sein – nicht jedoch rein auf den MBA aus-
gerichtete „Schmalspur“-Einrichtungen. Insofern
könnten sich Investitionen großer Firmen in eine
eigene Hochschule – die gerne „Universities“ statt
Universitäten genannt werden – als schlechte
Geldanlage erweisen. Freilich hat das öffentliche
Hochschulwesen offenbar bislang nicht rasch
genug auf die speziellen Anforderungen aus
Unternehmen reagieren können.

Spitzenförderung und -forschung
in der Graduate School

Die Graduate School dient einem sehr speziellen
Arbeitsmarkt, nämlich dem des wissenschaftlichen
Nachwuchses. In der Graduate School sind die Stu-
dienangebote anzusiedeln, die den Anforderungen
des wissenschaftlich-akademischen Arbeitsmark-
tes entsprechen und sich an diejenigen Absol-
venten der Bachelor-Studiengänge richten, die sich
für diesen Arbeitsmarkt entschieden haben und
die notwendigen Qualifikationen nachweisen. Man
sollte nicht darum herumreden: Hier kann und
darf, ja muss es um die Förderung einer Leistungs-
Elite gehen! Wenn man von den bestehenden
Strukturen an deutschen Universitäten ausgeht,
kann man sich eine Graduate School als den Ort
vorstellen, an dem die exzellenten studentischen
Hilfskräfte versammelt und damit besser gefördert
werden können, als dies an einzelnen Professuren
und Lehrstühlen möglich ist – ergänzt um Dokto-
randen, die von außen angeworben werden.

Im Prinzip handelt es sich bei diesem Typus um
die Art von Ausbildung, die der Wissenschaftsrat
in seinen jüngsten Empfehlungen zur Doktoran-
denausbildung, zur flächendeckenden Einführung
von Promotionskollegs sowie zur Errichtung von
„Zentren für Graduiertenstudien“ vorschlägt und
mit der die US-amerikanischen Forschungsuniver-
sitäten beste Erfahrungen gemacht haben. In der
inhaltlichen Orientierung lehnt sich eine Graduate
School in der Regel enger an die herkömmlichen
Disziplinen an als Professional Schools, die – wie
ausgeführt – durch gezielte joint appointments von
Hochschullehrern mit Graduate Schools verbun-
den werden. Idealerweise werden unter der Regie
einer solchen Graduiertenschule keine Ressourcen
mehr für Promotionen verschwendet, die nur dem
Titelerwerb dienen; denn den Mühen einer „ver-
schulten“ Graduate School werden sich solche
Pseudo-Doktoranden nicht unterziehen.

Verbesserte Kompatibilität von
Hochschul- und Arbeitsmarktpolitik

Ohne Zweifel müssen sich die Hochschulen in
Deutschland stärker auf die Interessen des nicht-
wissenschaftlichen Arbeitsmarktes einstellen.4

4 Vgl. auch Gert G. Wagner, Hochschulpolitik: Studien-
gänge differenzieren und Profile schärfen, in: Klaus F. Zim-
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Aber es muss auch deutlicher als bislang ausge-
sprochen werden: Für viele der von der Wirtschaft
geforderten Kompetenzen von Hochschulabsol-
venten gibt es keine bessere Ausbildung als die
der unternehmerischen Praxis. Definitionsgemäß
kann nicht jedes Unternehmen die jeweils aller-
besten Absolventen einstellen, und Weiterbildung
muss auch von mittelständischen Unternehmen
organisiert werden. Und Studierende müssen sich
rascher als bislang darüber klar werden, ob und
wie sie eine wissenschaftliche oder nichtwissen-
schaftliche Berufskarriere anstreben.

Hochschulen müssen sich auch auf den speziellen
Arbeitsmarkt für Forschung spezialisieren dürfen.
Das heißt, eine Ausdifferenzierung der Hochschu-
len in Deutschland ist nahezu unvermeidlich.

Da Differenzierung nicht zentral geplant werden
kann, ist mehr Autonomie der Hochschulen not-
wendig. Von zentraler Stelle können lediglich die
Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden,
dass der wettbewerbliche Prozess der Differenzie-
rung zielbezogen erfolgt. Öffentlichkeit, Politik
und Parlamente geben also ihre Gestaltungsziele
keineswegs auf, sondern sie lassen diese von auto-
nomen Hochschulen besser verwirklichen als
gegenwärtig.

Damit Differenzierung zielbezogen erreicht wird,
muss die Transparenz mit Blick auf Hochschulen
und ihre Qualität vergrößert werden. Nur dann
kann sich zielgerichteter Wettbewerb entfalten.
Und dazu brauchen die Hochschulen – man kann
es nicht oft genug wiederholen – mehr Autonomie,
nicht nur im Hinblick auf ihre Entscheidungen und
Strukturen, sondern auch finanziell.

Wie sollten die Rahmenbedingungen aussehen?
Welche Wirkungen werden sie vermutlich haben?
Studiengebühren oder Bildungsgutscheine, ver-
bunden mit einem klug ausgebauten Stipendien-
und Darlehenssystem, sollten nicht nur die Quali-
tät der Lehre verbessern, sondern – weil sie spür-
bar sind – auch dafür sorgen, dass Studenten sich
bewusster für ein Studium und einen Studienort
entscheiden. Die Schweiz zeigt, wie man die ziel-
gerichtete Mobilität von Studierenden sozial ver-
träglich fördern kann: Dort zahlt der Heimatkan-
ton Gebühren an die Universität – egal, wo diese

steht. So können Universitäten für einen Kanton
zum Geschäft werden, während deutsche Bundes-
länder unter einem Sudenten„import“ finanziell
leiden.

Der Hochschulzugang muss mit besseren Informa-
tionen, die in Schulen angeboten werden, und mit
harten Eingangs- und/oder frühzeitigen Zwischen-
prüfungen so gestaltet werden, dass es nach dem
zweiten Semester normalerweise keine Studienab-
brecher mehr gibt. Auf Basis des insgesamt nach
wie vor guten öffentlichen Schulsystems brauchen
wir in Deutschland keine Befürchtungen zu haben,
dass nur Kinder aus „besseren Elternhäusern“
Zugang zu den Hochschulen finden. Studienge-
bühren sollten von den Hochschulen selbst festge-
legt werden, und die Einnahmen sollten vollstän-
dig an den Hochschulen verbleiben.

Das Studienangebot muss im Interesse der wissen-
schaftlichen wie nichtwissenschaftlichen Arbeits-
märkte konsequent auf Zielgruppen ausgerichtet
werden. Dem dienen Bachelor-, Master-, Doktor-
und Weiterbildungs-Studiengänge, die in differen-
zierter Weise von den derzeitigen Berufsakade-
mien, Fachhochschulen und Universitäten ange-
boten werden können. Das BA-Studium an
Universitäten muss theoriegeleitet und nicht – wie
an Fachhochschulen – stärker berufsbezogen sein.
Aus Gründen der internationalen Vergleichbarkeit
sollte es auf sechs Semester angelegt werden, für
Abiturienten allerdings, die – im Vergleich zum
Ausland – bereits eine gute Allgemeinbildung
besitzen, auf vier Semester verkürzt werden kön-
nen.

Eine Steigerung der Zahl und des Anteils von – in
heutiger Terminologie – Fachhochschul-Studien-
gängen und -Absolventen im Hinblick auf den
nicht-wissenschaftlichen Arbeitsmarkt ist über-
fällig. Viele junge Menschen, die nicht an wissen-
schaftlichen Erkenntnissen interessiert sind,
verschwenden in vollakademischen Studien
Lebensenergie. Dies gilt insbesondere in den
Bereichen Betriebswirtschaftslehre und Jura, teil-
weise auch in der Medizin. Während heute etwa
75 Prozent der Studierenden eine Universität
besuchen, sollte (die hier skizzierten Reformen
vorausgesetzt) dieser Anteil in Zukunft um etwa
die Hälfte sinken – zum Vorteil der verschiedenen
Lebenswege und Arbeitsmärkte in unserer Gesell-
schaft.

mermann (Hrsg.), Den Reformaufbruch wagen, Wiesbaden
2003, S. 117 ff.
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Andrée Sursock

Hochschulbildung, Globalisierung und GATS

Einführung

Seit Gründung der Universitäten ist Internationali-
sierung einer ihrer Wesenszüge. Der offene und
freie Austausch von Ideen, die Mobilität von Stu-
denten und Professoren wurden immer als wich-
tige Beiträge zur Entwicklung der universitären
Schlüsselaktivitäten betrachtet: Lehre, Forschung
und der Dienst an der Gesellschaft. Sie stellten
immer ein Mittel dar, um die Erfahrungen der Stu-
denten zu bereichern und Weltbürger zu erziehen.

In der Vergangenheit war die Internationalisierung
der Hochschulbildung eher ein schrittweiser Pro-
zess. Er ging stärker von Akteuren aus dem akade-
mischen Bereich aus als von äußeren Einflüssen.
Dies ändert sich nun. Die Globalisierung und die
Entstehung eines weltweiten Marktes für Hoch-
schulbildung haben die Internationalisierung
beschleunigt und ihren Charakter verändert.
Grenzüberschreitende Aktivitäten nehmen auf-
grund verschiedener Faktoren zu, etwa die Ent-
wicklung neuer Informationstechnologien, Reise-
erleichterungen und geringere Reisekosten, eine
weltweit wachsende Nachfrage nach Hochschulbil-
dung und die Unfähigkeit mancher Regierungen,
den Hochschulsektor ausreichend zu finanzieren.
Diese Faktoren haben bewirkt, dass führende
Institutionen grenzüberschreitende kommerzielle
Aktivitäten entwickelt haben.

Die um sich greifende Ideologie des Marktes und
der zunehmende Wettbewerb in der Hochschulbil-
dung haben zu positiven Veränderungen geführt:
So haben sich die Universitäten effizienter organi-
siert, sie kontrollieren die Aktivitäten ihrer Ein-
richtungen und legen der Öffentlichkeit Rechen-
schaft über ihr Tun ab. Zugleich haben diese
Veränderungen jedoch die Tendenz zur Kommer-
zialisierung universitärer Bildungsangebote ver-
stärkt – mit ungewollten Folgen, wie viele Wissen-
schaftler, Beobachter und akademische sowie
politische Repräsentanten inzwischen festgestellt
haben.

So haben manche Regierungen in der so genann-
ten Doha-Liberalisierungsrunde Handelsvereinba-
rungen geschlossen, die in einigen Fällen auch die
Hochschulbildung einbeziehen. Die Doha-Runde
bezeichnet laufende Verhandlungen im Rahmen
des „Übereinkommens über den Handel mit
Dienstleistungen“ („General Agreement on Trade
in Services“, GATS); GATS trat 1995 in Form
eines Paketes multilateral verbindlicher Regelun-
gen für den internationalen Handel in Kraft, die
eine fortschreitende Liberalisierung des Handels
mit Dienstleistungen, den offenen Zugang zu
nationalen Märkten sowie den Wettbewerb unter
Dienstleistungsanbietern fördern sollten.

Bisher war der Bildungssektor nicht Gegenstand
von entscheidenden Verhandlungen, aber in der
Doha-Runde gab es mehrere Anträge zum Thema
Hochschulbildung. Es besteht kein Zweifel daran,
dass die Bemühungen zur Überwindung von Han-
delsbarrieren dem Allgemeinwohl dienen, indem
sie die Wahrscheinlichkeit wirtschaftlicher Kon-
flikte verringern und eine gerechtere Verteilung
der Ressourcen zwischen den Staaten versprechen.
In Sachen Hochschulbildung wirft das GATS-
Abkommen jedoch die Frage auf, in welchem Aus-
maß es wünschenswert ist, den Sektor als handel-
bare Dienstleistung zu betrachten, und welche
Gefahren diese Entwicklung mit sich bringt.

Der vorliegende Aufsatz erörtert, welche Auswir-
kungen es hat, Hochschulbildung und Forschung
als kommerzielle Aktivitäten zu betrachten. Die
weitere Einbeziehung der akademischen Bildung
in das GATS-Abkommen könnte – so die These –
unbeabsichtigte negative Folgen haben und das
Vertrauen der Öffentlichkeit in wissenschaftliche
Forschung und Bildung beschädigen.

Hochschulbildung und
Kommerzialisierung

Das „Massenphänomen“ und
die veränderte Rolle des Staates

Es mag ein politisch sinnvolles Ziel sein, dass
breite Schichten der Bevölkerung die Hochschule

Übersetzung aus dem Englischen: Martina Boden, Winsen/
Aller.
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besuchen. Die Entstehung von Massen-Universitä-
ten hat jedoch die zunehmende Kommerzialisie-
rung der akademischen Bildung befördert; denn
einige Regierungen waren nicht darauf vorberei-
tet, die entsprechenden finanziellen Mittel zur Ver-
fügung zu stellen. In Großbritannien beispiels-
weise stieg die Zahl der Schulabgänger, die an
Hochschulen wechselten, von 12,4 Prozent im Jahr
1979 auf 45 Prozent im Jahr 2003. Dazu schrieb die
Wirtschaftszeitschrift „The Economist“: „Die
,Finanzierungslücke‘ – der Abgrund, der sich in
den Haushalten der Hochschulen infolge dieser
nicht finanzierten Expansion der vergangenen 20
Jahre aufgetan hat – liegt bei rund 10 Milliarden
Pfund.“1

Hinzu kommt, dass der Anstieg der Studierenden-
zahlen in der Regel mit einer steigenden Zahl ganz
unterschiedlicher Interessenvertreter einhergeht.
Diese Veränderungen erhöhen den Druck auf den
Hochschulbereich und verwischen die Grenzen
zum wirtschaftlichen und politischen Sektor.

Dies hat die Notwendigkeit für die universitären
Einrichtungen verstärkt, ihre Einnahmebasis zu
verbreitern – etwa durch die Einführung von Stu-
diengebühren, eine stärkere Betonung der berufs-
bezogenen Bildung sowie die Vermarktung von
„Wissens-Produkten“. Akteure aus der Wirtschaft
greifen tief in die Strukturen der Universitäten ein,
indem sie Studienabgänger mit spezialisierten
Fähigkeiten fordern; in manchen Fällen verwerfen
sie sogar den Begriff der „Bildung“ und definieren
die „raison d’être“ der Universitäten im Sinne von
Nutzen für den Arbeitsmarkt und den allgemeinen
Wohlstand. Damit steht das Überleben akademi-
scher Disziplinen auf dem Spiel, die keine großen
Studentenmassen anzulocken vermögen. Man
muss wohl nicht erwähnen, dass der Markt eine
positive Kraft sein kann; aber dies gilt nur dann,
wenn die Beziehung zwischen Hochschulen und
Wirtschaft präzise definiert und eingegrenzt ist.

Politisch betrachtet, hat das Verschwimmen der
Grenzen zwischen Staat und Hochschulwesen in
einigen Fällen de facto zu einem Rückgang der
institutionellen Autonomie geführt; dafür ist eine
Reihe von regulierenden Instrumenten verant-
wortlich. Großbritannien ist ein typisches Beispiel:
„Universitäten sind von einem Zustand fast völli-
ger Autonomie . . . zu Zweigstellen eines Ministe-
riums der Regierung geworden“, berichtet der
„Economist“.2 In anderen Fällen setzen politische
Akteure auf Marktkräfte und Wettbewerb statt

auf Regulierung, um den Hochschulsektor zu
restrukturieren.

Kooperation, Austausch und Wechselwirkung mit
der Umwelt waren in der Vergangenheit die
Eckpfeiler akademischer Bildung in der ganzen
Welt. Noch bis vor einigen Jahren beruhte wissen-
schaftlicher Fortschritt auf offenen und rasch
zugänglichen Forschungsergebnissen. Studenten-
austausch und gemeinsame Kursangebote führten
zu innovativer Lehre und Effizienz. Heute sind
Forschungsstipendien der Industrie zuweilen mit
einer Veröffentlichungssperre für Forschungser-
gebnisse verbunden, und Institutionen konkurrie-
ren angesichts rückläufiger öffentlicher Mittel um
Studenten und Ressourcen.

Wettbewerb ist also inzwischen unvermeidlich und
kann Effizienz und strategisches Denken beför-
dern; gleichwohl gilt es, die richtige Balance zwi-
schen Konkurrenz und Zusammenarbeit zu finden
– innerhalb der Hochschulbildung und gegenüber
der Industrie. John Immerwahr hat zutreffend
beobachtet, dass der Trend, auf Wettbewerb und
Markt als regulierende Kräfte zu setzen, zu einer
Reihe von Unsicherheiten hinsichtlich der jeweili-
gen Rolle und der Bedeutung von Staat und Insti-
tutionen für die Hochschulbildung geführt hat.

Seine internationale Studie – basierend auf Unter-
suchungen vor Ort und Gesprächen mit führenden
Persönlichkeiten von Bildungseinrichtungen und
Politik – ließen ihn folgende Warnung formulieren:
„. . . es ist offensichtlich geworden, dass das gegen-
seitige Verständnis bzw. der Pakt zwischen Hoch-
schulwesen und Öffentlichkeit durch zunehmende
Konkurrenz obsolet geworden ist. Indem sich
Hochschulen mehr und mehr auf den Wettbewerb
um Studenten, Finanzmittel und Prestige konzen-
trierten, wurde die unausgesprochene, aber starke
gegenseitige Verpflichtung ausgehöhlt, die bis
heute sichergestellt hat, dass Hochschulbildung im
Dienste der Öffentlichkeit steht, die sie unter-
stützt.“3

Die Wissens-Ökonomie

Das Entstehen der „Wissens-Ökonomie“ war ein
weiterer Faktor, der zur Kommerzialisierung des
Hochschulwesens beigetragen hat. Viele Regierun-
gen betrachteten das „Silicon Valley“ als wirt-
schaftliches Modell, ohne das komplexe Zusam-
menspiel von Faktoren zu verstehen, das zu dieser
Erfolgsgeschichte beigetragen hat. Vereinfacht

1 Who pays to study?, in: The Economist vom 22. Januar
2004.
2 Ebd.

3 Vgl. John Immerwahr, Meeting the Competition. The Fu-
tures Project: Policy for Higher Education in a Changing
World, Providence, Oktober 2002, S. 4.
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gesagt: Manche Regierungen haben die Existenz
einer Universität als zentralen Faktor für die wirt-
schaftliche Entwicklung einer Region betrachtet
und in dieser Hinsicht Druck auf ihre eigenen
Hochschulen ausgeübt.

Die Forderung nach einer wirtschaftlichen Rolle
von Universitäten muss in Europa lauter werden,
betrachtet man die aktuellen Ziele, die bei den
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union (EU) in Lissabon 2000 und in
Barcelona 2002 formuliert wurden, um die Union
als „wichtigste Wissens-Ökonomie der Welt“ zu
positionieren – ein Ziel, das bis 2010 erreicht wer-
den soll. In diesem Kontext besteht die Herausfor-
derung darin, genauer zu definieren, was „Wissen“
in der Wissens-Ökonomie eigentlich ausmacht und
wer dies definieren sollte. Sollte es durch den
Markt definiert werden? Durch die Wissens-
Arbeiter? Durch die Universität?

Der Markt erkennt jedenfalls nur solches Wissen
an, das ver- und gekauft werden kann. Reicht dies
aus, um die Nachhaltigkeit der Wissens-Ökonomie
sicherzustellen? Wie sieht das optimale Gleichge-
wicht zwischen „ins Blaue hinein forschen“ und
anwendungsbezogener Forschung aus? Und ist
diese Unterscheidung in einer post-industriellen
Welt noch relevant?

Was sind darüber hinaus die Folgen, wenn statt
von einer „Wissens-Gesellschaft“ von einer „Wis-
sens-Ökonomie“ die Rede ist? In dieser Hinsicht
können Erfahrungen aus den USA auch für
Europa interessant sein. In einem kürzlich erschie-
nenen Buch beschreibt Derek Bok, über 20 Jahre
Präsident der Harvard-Universität, die Zunahme
kommerzieller Aktivitäten von Institutionen, die
bis dahin dem Dienst an der Öffentlichkeit ver-
pflichtet waren.4 Er zeigt, wie solche Aktivitäten
akademische Werte untergraben. Besonders beun-
ruhigend sei diese Entwicklung in den Naturwis-
senschaften; unternehmensfinanzierte Forschung
bedrohe den freien Austausch wissenschaftlicher
Ergebnisse und stürze Wissenschaftler in Interes-
senkonflikte. Bok bezieht sich in seiner Studie
auch auf eine Untersuchung zu den Auswirkungen
von medizinischen Bildungsprogrammen, die von
der Industrie finanziert wurden; diese zeigt, dass
Ärzte, die an solchen Programmen teilgenommen
haben, „dazu neigen, die Produkte des jeweiligen
Unternehmens öfter zu verschreiben“5. Eine Ten-
denz, welche die Investitionen der Industrie in
Millionenhöhe aus ihrer Sicht sicher rechtfertigt.

Wissenschaftliche Forschung hat das Vertrauen
der Öffentlichkeit genossen, solange sie ihre
Objektivität effektiv unter Beweis stellen konnte.
Die Kommerzialisierung wissenschaftlicher Arbeit
könnte diese Wahrnehmung unterminieren: Das
Vertrauen der Öffentlichkeit in die Wissenschaft
steht auf dem Spiel; einmal verloren, dürfte es nur
schwer zurückzugewinnen sein.

Neue Modelle akademischer Arbeit:
Humboldts Modell auf dem Prüfstand

Bis in die jüngste Vergangenheit waren die wich-
tigsten Funktionen der Universität, die Schaffung
und die Verbreitung von Wissen, durch den physi-
schen Raum – die Hörsäle und Labore – sowie die
doppelte Verantwortung der auf Lebenszeit ange-
stellten Professoren geprägt, die einerseits selbst
forschten und andererseits ihre Studenten von
Angesicht zu Angesicht unterrichteten. Die neuen
Informationstechnologien haben dazu geführt,
dass diese Funktionen zerfallen sind.

So bietet die University of Phoenix (einer der
erfolgreichsten kommerziellen Anbieter) Kurse
rund um die Welt an – via Internet. Die Mitglieder
des Lehrkörpers haben keine Anstellung auf
Lebenszeit und forschen nicht selbst; Zuschnitt
und Entwicklung der Seminare liegen nicht in der
Verantwortung derer, die sie abhalten.

Herkömmliche Universitäten, also nichtvirtuelle
Einrichtungen, haben – gemeinsam oder für sich –
Fernstudiengänge (zum Teil kommerzieller Art)
entwickelt, um die Nachfrage auch in entlegenen
Gegenden abzudecken; diese Angebote sind insbe-
sondere für die Regionen gedacht, in denen die
jeweilige Regierung angesichts knapper Haushalte
nicht in der Lage ist, eigene, nationale Kapazitäten
aufzubauen.

Zusammen mit der schwierigen Finanzlage hat die
Entwicklung neuer Technologien die Zahl der
„wissenschaftlichen Nomaden“ („gypsy-scholars“)
ansteigen lassen: jene Hochschullehrer ohne feste
Anstellung, die – je nach Nachfrage – mal hier,
mal da dozieren und am Rande der akademischen
Gemeinschaft verharren, frustriert angesichts ihrer
unsicheren finanziellen Situation, werden sie doch
pro Seminar bezahlt, von ihresgleichen nicht aner-
kannt, ohne die Möglichkeit zur Forschung, letzt-
endlich entrechtet und wahrscheinlich kaum moti-
viert.

Zudem hat die Umgestaltung akademischer
Arbeit zu einem wachsenden Heer von „post-
docs“ geführt, promovierte Hochschulabsolventen
mit unsicherer Zukunft und einem ewig verspäte-

4 Vgl. Derek Bok, Universities in the Marketplace: The
Commercialization of Higher Education, Princeton 2003.
5 Ebd., S. 176
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ten Start in die akademische Karriere, sowie zu
einer steigenden Zahl von Verwaltungsangestell-
ten. Das Humboldt’sche Modell des Professors,
der unterrichtet, forscht und die Universität ver-
waltet, fällt in sich zusammen.

GATS

Vor diesem Besorgnis erregenden Hintergrund ist
die Debatte um GATS zu sehen: Soll aka-
demische Bildung als handelbare Dienstleistung
verstanden werden oder ist Hochschulbildung
– wofür viele eintreten – etwas Besonderes?
Angesichts der oben beschriebenen Situation
ließe sich argumentieren, dass Hochschulbildung
ihren Sonderstatus – sprich: ihre öffentlich-recht-
liche Dimension – bereits verloren hat und
darum in das GATS-Abkommen einbezogen wer-
den sollte. Andere, darunter auch die Autorin,
behaupten genau das Gegenteil und treten dafür
ein, die Welle der Kommerzialisierung zu stop-
pen, damit die öffentlich-rechtliche Dimension
der Hochschulbildung und die Grundsätze wis-
senschaftlicher Forschung nicht noch weiter
unterwandert werden.

Der rechtliche Rahmen und der Prozess von
GATS lassen sich an dieser Stelle nicht erschöp-
fend behandeln. Der Beitrag befasst sich daher mit
zwei zentralen Aspekten des Abkommens: dem
uneindeutigen Charakter des Übereinkommens
und des Verhandlungsprozesses sowie der Frage
nach den möglichen Auswirkungen von GATS auf
die Hochschulbildung.

Zwei zentrale Aspekte von GATS

Nach Artikel 1.3 des Abkommens sind „jegliche
Dienstleistungen“ von GATS ausgenommen, die
„in Ausübung staatlicher Hoheitsrechte bereitge-
stellt werden“, sofern sie so definiert sind, dass sie
„weder auf kommerzieller Basis, noch im Wettbe-
werb mit einem oder mehren Dienstleistungsan-
bietern“ angeboten werden. Über die Auslegung
von Artikel 1.3 wird noch zu diskutieren sein, ins-
besondere im Hinblick auf die Zwitterstellung vie-
ler Bereiche und Institutionen der Hochschulbil-
dung. Solange Artikel 1.3 nicht in der Praxis
erprobt wird, lassen sich seine Folgen für die
öffentliche Förderung von Studenten und Einrich-
tungen nur schwer abschätzen.

GATS ermöglicht asymmetrische Verhandlungen.
Dies bedeutet, dass Land A Zugang zum Hoch-

schulmarkt von Land B beantragen kann, während
Land B Zugang zu Land A für eine andere Art
von Dienstleistung ersuchen kann. Dieses Prinzip
der Asymmetrie vermag Hochschulbildung gegen
andere, vielleicht lukrativere Sektoren in die
Waagschale zu werfen. Das erklärt möglicherweise
auch, warum die EU in der Uruguay-Liberalisie-
rungsrunde von 1995 zustimmte, den europäischen
Hochschulsektor für ausländische Anbieter zu öff-
nen, ohne auf Gegenseitigkeit zu dringen. Ein
von der EU im Jahr 2002 eingebrachter Vorschlag
zielt auf die Öffnung des US-amerikanischen
Marktes, um das Gleichgewicht wiederherzustellen
und die europäische Verhandlungsposition zu ver-
bessern.

Die Uneindeutigkeit des GATS-Rahmens und die
Asymmetrie in den Verhandlungen werden von
den Handelsbeauftragten als wichtige Aktivposten
betrachtet. Erstere bietet eine Flexibilität, die als
nützlich betrachtetet wird, Letztere gibt den Ver-
handlern Ellenbogenfreiheit. Obgleich diese Sicht-
weisen nachvollziehbar sind, wecken sie innerhalb
des Hochschulsektors Befürchtungen, dass die
Verhandler die öffentlich-rechtliche Dimension
der Hochschulbildung nicht berücksichtigen oder
vielleicht sogar schädigen könnten.

Bei Treffen zwischen Vertretern der internationa-
len Hochschulgemeinde sowie Mitarbeitern der
Welthandelsorganisation (WTO) und des Handels
wurden diese nach den positiven und negativen
Auswirkungen einer weiteren Einbeziehung aka-
demischer Bildung in den GATS-Rahmen gefragt.
Die Antworten blieben bisher eher vage: Keiner
weiß, wie das Ergebnis aussehen wird. Im Folgen-
den sollen die möglichen Konsequenzen einer wei-
teren Einbeziehung der Hochschulbildung in das
GATS-Abkommen für die nationalen Hochschul-
systeme und die einzelnen Institutionen betrachtet
werden.

Folgen auf der Systemeebene

Potenzielles Risiko für staatliche Hoheitsrechte:
Die GATS-Verhandlungen werden von Handels-
beauftragten geführt – auch dann, wenn es um
Hochschulbildung geht. In Europa fallen diese
Verhandlungen in die Zuständigkeit der „Gene-
raldirektion für Handel“ der Europäischen Kom-
mission. Dieser Umstand birgt die Gefahr, dass
das Prinzip der Subsidiarität, das für die Hoch-
schulbildung gilt, unterwandert wird – was den
Sektor in eine schwierige Lage bringen würde:
Er unterläge damit zwei Oberhoheiten und zwei
Ordnungen – den Regelungen des nationalen
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öffentlichen Sektors und den europäischen Han-
delsrichtlinien.6

Mögliche Gefahr für die Schaffung eines europä-
ischen Raumes für Hochschulbildung und For-
schung: Eine weitere Einbindung der Hochschul-
bildung in das GATS-Abkommen würde den
Prozess der Globalisierung beschleunigen und zu
mehr Wettbewerb und Diversifizierung unter den
Einrichtungen führen, die sich Marktvorteile
sichern wollen. Eine solche Beschleunigung des
Globalisierungsprozesses führte zu Spannungen,
da sich der europäische Hochschulsektor im Rah-
men des so genannten Bologna-Prozesses gerade
um eine Harmonisierung der Hochschullandschaft
mittels Partnerschaften und Erfahrungsaustausch
bemüht.

Potenzielles Risiko für die Hochschulsysteme
in Entwicklungsländern oder Transitionsländern
inner- und außerhalb Europas: Der Wettbewerb
um Anteile am Hochschulmarkt in Entwicklungs-
ländern bedeutet eine spezielle Bedrohung für
deren politische und wirtschaftliche Entwicklung
(z. B. zunehmende Abwanderung von Wissen-
schaftlern ins Ausland, der so genannte „brain-
drain“; weniger Möglichkeiten für staatliche Ent-
wicklung und Demokratie). Zudem gibt es noch
keine angemessenen regionalen oder weltweiten
Standards zur Qualitätssicherung, so dass eine
beschleunigte Globalisierung ohne vernünftige
Regulierung unzureichende akademische Stan-
dards nach sich ziehen und – durch die Verbrei-
tung fragwürdiger Anbieter – sogar dem Betrug
Vorschub leisten könnte. Um solche Risiken zu
minimieren, diskutieren die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) und die Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur
(UNESCO) derzeit über Richtlinien zum Schutz
der „Verbraucher“ (hier: Studierenden) und den
Aufbau einer Datenbank, in der vertrauenswür-
dige Qualitätssicherungs- und Akkreditierungs-
Agenturen sowie akkreditierte und bewertete
Institutionen erfasst werden sollen. Erste Gesprä-
che haben gezeigt, vor welchen Herausforderun-
gen ein solches Projekt steht – allein deshalb, weil

zwei Drittel der UNESCO-Mitgliedsstaaten über
keine Mechanismen zur Qualitätssicherung ver-
fügen.

Folgen auf institutioneller Ebene

Potenzielle Gefahr für die akademischen Schlüssel-
werte: Die zunehmende „Vermarktung“ von Hoch-
schulbildung kann zu einer Instrumentalisierung
von Lehre und Forschung führen; Lernende und
Studenten würden nur noch als Konsumenten und
nicht mehr als vollwertige Partner der Hoch-
schulgemeinschaft betrachtet. Das Streben nach
Marktvorteilen kann dazu führen, dass die zentrale
Verpflichtung eines auf die Öffentlichkeit ausge-
richteten Sektors ausgehöhlt wird – nämlich den
Zugang zu den Einrichtungen zu erleichtern als
Mittel der sozialen, politischen und wirtschaft-
lichen Integration.

Mögliche Gefahr für die institutionelle Integrität:
Entsprechend dem GATS-Abkommen wird Hoch-
schulbildung in den derzeit vorliegenden Vorschlä-
gen nur in Bruchstücken betrachtet, als eine Serie
von Prozessen (z. B. lebenslanges Lernen, spezielle
Dienstleistungen). Innerhalb einer Institution kön-
nen demnach einige Bereiche der GATS-Ordnung
unterliegen, während andere davon ausgenommen
sind; damit bestünde aber das Risiko, dass die erst-
genannten Bereiche ausgegliedert werden, um
jene nationalen Rechtsstrukturen zu umgehen, die
es den Institutionen bisher verwehren, nichtstaatli-
che Einnahmen anzuhäufen. Auf den Energiesek-
tor ist GATS bisher nicht angewendet worden. Die
Liberalisierung hatte in diesem Bereich gleichwohl
eine Zersplitterung in spezialisierte Einheiten zur
Folge – Erzeugung, Transport, Verbreitung; eine
dieser Einheiten gehört weiterhin zum öffentli-
chen Sektor, die anderen beiden wurden privati-
siert. Die nunmehr ungezügelte Konkurrenz
brachte eine Reihe von Problemen mit sich (so die
„Enron“-Pleite, der Stromausfall in Kalifornien
sowie an der Ostküste der USA, der Bankrott von
„British Energy“), weil ein vernünftiges Manage-
ment fehlte und das Vertrauen in die regulierende
Kraft des Marktes zu groß war.

Grundsatzerklärung

Der Hochschulsektor hat die europäischen Bil-
dungsministerien, die „Generaldirektionen für Bil-
dung und Kultur“ sowie die „Generaldirektion für
Forschung“ der Europäischen Kommission, Stu-
dentenverbände und andere Nichtregierungsorga-
nisationen gedrängt, einen Dialog mit den Han-
delsbeauftragten zu etablieren. Auf diese Weise
soll der Verhandlungsprozess transparenter wer-

6 Die gemeinsame Handelspolitik der EU (Common Com-
mercial Policy, CCP) beruht in der Hauptsache auf Artikel
133 des EU-Vertrags. Die Gemeinschaft hat seit 1994 die
ausschließliche Befugnis in Angelegenheiten des Allgemei-
nen Zoll- und Handelsabkommen (General Agreement on
Tariffs and Trade, GATT) und teilt sich die Befugnisse mit
den Mitgliedstaaten in Angelegenheiten der Überein-
kommen GATS und TRIPS (Trade Related Aspects of Intel-
lectual Property Rights = Abkommen über handelsrelevante
Aspekte geistigen Eigentums), obwohl es keine klare Ab-
grenzung der Kompetenzen gibt.
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den, und es sollen eine Reihe von Prinzipien bestä-
tigt werden, die es zu erhalten und zu fördern gilt:

Die Unversehrtheit der höheren Bildungsinstitutio-
nen sowie die Notwendigkeit, diese ganzheitlich zu
betrachten und nicht als Ansammlung unverbun-
dener Prozesse und Funktionen.

Die Schlüsselrolle von Hochschulen bei der Quali-
tätssicherung: Hochschulen müssen die Hauptver-
antwortung für die interne Qualitätssicherung
übernehmen. Dies bedeutet, dass ihnen die not-
wendige Autonomie zugestanden werden muss,
um – im Rahmen ihres speziellen Auftrages –
Qualitätsstandards zu definieren. Es bedeutet
auch, Instrumente und Prozesse zu entwickeln, um
eine interne Qualitätskultur aufzubauen. Wenn
dies nicht geschieht, werden externe Evaluations-
prozesse möglicherweise eher zu Augenwischerei
führen als zu echter Qualitätssicherung.

Die zentrale Rolle der Studenten als Partner: Die
Hochschulen haben eine große Bedeutung für die
wissenschaftliche und soziale Entwicklung der Stu-
denten; hinzu kommt, dass Lernen eine Interak-
tion zwischen Lehrern und Schülern bedeutet.
Daher lassen sich Studenten nicht auf die Rolle
der Konsumenten reduzieren, und akademische
Bildung kann nicht nur als Mittel zur Erzeugung
eines Produkts betrachtet werden.

Zugang ist eine Bedingung für soziale, politische
und wirtschaftliche Integration: Der gleichberech-
tigte Zugang zum Hochschulsektor, der gegenüber
der Öffentlichkeit rechenschaftspflichtig ist, stellt
ein zentrales Ziel der Demokratieförderung dar.

Eine angemessene Unterscheidung zwischen
gemeinwohlorientierten Einrichtungen (öffentli-
chen wie privaten) und dem kommerziellen Bil-
dungssektor, der sich an wirtschaftlichen Vorgaben
orientiert.

Ausblick

Die oben beschriebenen Tendenzen bedeuten eine
Bedrohung für den historischen Kerngehalt der
Hochschulbildung; dies betrifft insbesondere die
Behinderung des freien Austausches von For-
schungsergebnissen, die Schwächung des Vertrau-
ens in die Wissenschaft, die Unterwanderung der
liberalen Bildungswerte sowie der staatlichen
Rolle der Hochschulbildung. Die weitere Einbe-

ziehung der Hochschulbildung in das GATS-
Abkommen dürfte diese Entwicklungen verschär-
fen.

Die neuen Rahmenbedingungen der Hochschulbil-
dung haben die Universitäten erheblich verändert.
Michael Gibbons, Peter Scott und andere haben
dargelegt, wie die zunehmende Globalisierung zu
einer neuen Form der Wissensproduktion und der
Organisation von Hochschulen geführt hat. Inter-
disziplinäre Netzwerke bringen Forscher verschie-
dener Universitäten mit Kooperationspartnern aus
dem sozialen Bereich und der Wirtschaft zusam-
men (z. B. Unternehmen und Industrie, die
Gemeinde etc.). Diese Netzwerke verändern die
Strukturen einer Institution in signifikanter Weise.
Die Universität ist nicht länger ein Elfenbeinturm
mit fest umrissenen Mauern, sondern eine Einrich-
tung, deren Grenzen durchlässig werden und
deren Gestalt sich im Laufe der Zeit und in dem
Maße verändert, wie sich alte Netzwerke auflösen
und neue entstehen.

Die hier beschriebenen Herausforderungen erfor-
dern es, den Universitäten die notwendige Auto-
nomie einzuräumen, um die strategische Steue-
rung selbst in die Hand zu nehmen und ihren
Auftrag im Bereich der wissenschaftlichen For-
schung und Bildung sowie im Dienste der Gesell-
schaft zu erneuern. Politische und wirtschaftliche
Akteure fordern, dass Universitäten stärker wie
Unternehmen geführt werden sollten. Angesichts
der Bedürfnisse der neuen Wissens-Ökonomie
sollte jedoch darüber nachgedacht werden, ob
Unternehmen nicht eher wie eine Hochschule
geführt werden müssten. Universitäten besaßen
bisher eine Organisationskultur, die auf einem
bestimmten Auftrag beruht sowie der Anforde-
rung, außerordentlich begabte Facharbeiter zu
führen. Dies bedeutete eine relativ flache Hierar-
chie, eine Führung, die mehr auf Überzeugungs-
kraft und Autorität setzte als auf Macht, sowie
die Fähigkeit, individuellen Initiativen Raum zu
geben.

Die komplexe Struktur der Universitäten, ihre
Funktionen sowie die Rolle, die sie in der neuen
Wissensgesellschaft spielen sollen, machen es not-
wendig, sie zu stärken; nur so lässt sich sicherstel-
len, dass sich ihre Aktivitäten mit ihrem Auftrag
und den akademischen Werten decken. Der Markt
allein bietet keinen Kompass, um wissenschaftli-
che Forschung und Bildung zu lenken.
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Martin Spiewak Essay
Wettbewerb lebt von Unterschieden
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/2004, S. 3–5

� Deutschland braucht Spitzenuniversitäten, hat die SPD-
Spitze erkannt und Anfang des Jahres einen Wettbewerb
der besten Kandidaten ausgerufen. Doch an deutschen
Universitäten herrscht die Gleichmacherei mit Beamten-
gesetzen, Bundesangestelltentarif und Kapazitätsverord-
nungen. Sollen die hiesigen Hochschulen im internationa-
len Wettbewerb mithalten, gilt es daher, von Illusionen
Abschied zu nehmen: Spitzenforschung ist teuer und die
Vorstellung, dass zwei Millionen Studenten eine ähnlich
geartete Ausbildung erhalten sollen, längst nicht mehr
zeitgemäß. Deutschland muss sich zur Ungleichheit
bekennen: zwischen Hochschulen, Fakultäten, Professo-
ren und Studenten.

Barbara M. Kehm
Hochschulen in Deutschland
Entwicklung, Probleme und Perspektiven
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/2004, S. 6–17

� Im internationalen Vergleich galt das deutsche
Hochschulsystem traditionell als eines, das durch eine
enge staatliche Kontrolle charakterisiert war. In der zwei-
ten Hälfte der neunziger Jahre wuchs jedoch die öffentli-
che und politische Kritik an der Arbeit der Hochschulen.
Von „Reformstau“ war die Rede; international seien deut-
sche Hochschulen nicht mehr wettbewerbsfähig, und der
„Studien- und Wissenschaftsstandort Deutschland“ habe
zunehmend an Attraktivität verloren. Die Hochschulen
beklagten sich dagegen über chronische Unterfinanzie-
rung und eine Überlast an Studierenden. Das Rezept zur
Überwindung der Probleme war ein Rückzug des Staates
aus der engen Kontrolle der Hochschulen.

Michael Leszczensky
Paradigmenwechsel
in der Hochschulfinanzierung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/2004, S. 18–25

� Im internationalen Vergleich verfügen die deutschen
Hochschulen über keine besonders gute finanzielle
Ausstattung. Die Ausgaben für die Ausbildung von Stu-
dierenden sind hierzulande in den vergangenen beiden
Jahrzehnten gesunken. Zwar lässt sich ein Paradigmen-
wechsel in der Hochschulfinanzierung feststellen, in
Deutschland aber vornehmlich in Bezug auf die stärkere
Leistungsorientierung bei der Bemessung staatlicher
Zuschüsse. Der Wettbewerb um nichtstaatliche Finanzie-
rungsquellen ist dagegen im internationalen Vergleich
noch nicht sehr stark ausgeprägt. Künftig dürfte es von
Bedeutung sein, ob es den Universitäten in Deutschland
gelingt, sich zusätzliche Einnahmequellen etwa aus dem
Verkauf von Gütern und Dienstleistungen zu verschaffen.

Hans N. Weiler
Hochschulen in den USA – Modell für
Deutschland?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/2004, S. 26–33

� Der intensive Wettbewerb um Studierende, Professo-
ren, Spenden und Drittmittel führt dazu, dass Qualität im
amerikanischen Hochschulwesen permanent thematisiert,
erörtert, gemessen und gefördert wird. Dies hat zu einer
Reihe von besonderen institutionellen Merkmalen und
Verfahren geführt, etwa der Fähigkeit zur Selbstevaluie-
rung und der öffentlichen Anerkennung und Auszeich-
nung von Qualität. Konsequent wird die Verteilung von
Ressourcen zur Beförderung von Leistung eingesetzt. US-
Universitäten sind sowohl gegenüber dem Staat als auch
gegenüber den Hochschullehrern ein gewichtiger und
selbstbewusster Akteur, der in erheblich stärkerem Maße
als in Deutschland auch als Bezugspunkt intellektueller
Identifizierung und professioneller Zugehörigkeit wirkt.

Gert G. Wagner
Kompatibilität von Hochschul- und
Arbeitsmarktpolitik
Zur beschäftigungspolitischen Funktion
von Hochschulen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/2004, S. 34–40

� Sowohl Unternehmen als auch Absolventen beklagen,
dass die Hochschulen zu wenig auf den Berufsalltag vor-
bereiten. Tatsächlich sind noch immer viele Studien- und
Prüfungsordnungen an den Universitäten auf die Ausbil-
dung wissenschaftlichen Nachwuchses ausgelegt –
obwohl die Studierenden gar keine Karriere in Wissen-
schaft und Forschung anstreben. Und im internationalen
Vergleich werden auf der Ebene der Fachhochschulquali-
fikation zu wenig Studenten ausgebildet. Die deutsche
Hochschulpolitik bedarf daher dringend einer Neuorien-
tierung.

Andrée Sursock
Hochschulbildung, Globalisierung und GATS
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 25/2004, S. 41–46

� Bisher war der Bildungssektor nicht Gegenstand von
entscheidenden Verhandlungen im Rahmen des GATS-
Abkommens. Es stellt sich auch die Frage, in welchem
Ausmaße es wünschenswert wäre, Bildung als handelbare
Dienstleistung einzuschätzen. Denn die sich bereits heute
abzeichnende Kommerzialisierung des Hochschulbereichs
droht zentrale akademische Werte zu untergraben: den
freien Austausch von Forschungsergebnissen, das Ver-
trauen in die Objektivität der Wissenschaft und einen
offenen Zugang für alle als Mechanismus der sozialen,
politischen und wirtschaftlichen Integration.
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